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Vorwort

Diese Edition macht eine erstrangige Quelle zur Parlamentsgeschichte und zur Außen­
politik der Bundesrepublik Deutschland zugänglich. Der vorliegende achte Band er­
schließt die 79 Sitzungsprotokolle des Auswärtigen Ausschusses des Deutschen Bun­
destages für die 8. Legislaturperiode 1976 bis 1980. Die Dokumente ermöglichen es, das 
Zustandekommen von Verträgen und Abkommen sowie die Haltung der Bundesregie­
rung zu außenpolitischen Fragen nachzuvollziehen. Sie geben aber vor allem Aufschluss 
über die Debatten der Abgeordneten im Ausschuss und damit über den Anteil des Par­
laments an der Gestaltung der auswärtigen Politik.
Der Deutsche Bundestag hat mit der institutionellen Förderung der Kommission für 
Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien (KGParl) seit dem Haus­
haltsjahr 2005 auch die Grundlage für die Erarbeitung dieser Edition und die Weiter­
führung des inzwischen bis einschließlich der Sitzungsprotokolle aus der 9. Wahl­
periode in Vorbereitung befindlichen Editionsvorhabens geschaffen. Für die Freigabe 
der Quelle zur wissenschaftlichen Publikation und für die kontinuierliche Förderung 
der Instituts- und Projektarbeit weiß sich die Kommission für Geschichte des Parla­
mentarismus und der politischen Parteien vor allem dem Präsidenten des Deutschen 
Bundestages, aber insbesondere auch dem Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschusses 
sowie den Obleuten der Fraktionen im Auswärtigen Ausschuss dankbar verpflichtet. 
Das Parlamentsarchiv, die Bibliothek und die Pressedokumentation des Deutschen 
Bundestages, das Bundesarchiv, das Politische Archiv des Auswärtigen Amts und die 
Archive der parteinahen Stiftungen haben die Arbeiten zur Herausgabe und Er­
schließung der Dokumente wohlwollend unterstützt. Dafür sei allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern dieser sowie weiterer Archive und Forschungseinrichtungen an dieser 
Stelle nachdrücklich gedankt.
Die Protokolle des Ausschusses werden wiederum in zwei umfangreichen Teilbänden 
veröffentlicht, in denen entsprechend dem editorischen Standard der Reihe der weitaus 
größte Teil der Texte zugänglich gemacht wird. Darüber hinaus wird eine CD-ROM 
zur Verfügung gestellt, die einen Zugriff auf den textkritisch bearbeiteten Volltext ge­
währt.

Berlin, im Mai 2013 Marie-Luise Recker 
Vorsitzende der KGParl

V



Unter d er Weltkarte: d ie Sitzung des Auswärtigen Ausschusses am 23. Januar 1980 (Dok. 67). 
Hans-Dietrich G enscher (zw eiter von  rechts) berich tet über seine Gespräche in Washington, 
bei d enen es v o r  allem  um die sow jetische Invasion in Afghanistan ging. An der rech ten  Seite 
des Außenministers d er Ausschussvorsitzende Gerhard Schröder (CDU), zur Linken Ministe­
rialdirektor Andreas M eyer-Landrut vom  Auswärtigen Amt (Foto: 278114 -  Bundesbildstelle/ 
Lothar Schaack).
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Einleitung

I. Vorbemerkungen

Mit der Veröffentlichung der Sitzungsprotokolle des Auswärtigen Ausschusses des 
Deutschen Bundestages für die 8. Wahlperiode 1976-1980 setzt die Parlamentarismus­
Kommission die seit 1998 erscheinende Serie fort. Die Gliederung der vorliegenden 
Einleitung lehnt sich in ihren Grundzügen an die der vorangehenden Editionen an. 
Hierdurch ist die Möglichkeit gegeben, über den Zeitraum der einzelnen Wahlperiode 
hinaus bestimmte Gegebenheiten formaler und inhaltlicher Natur vergleichend zu be­
obachten und forschungsleitende Kontinuitätslinien herauszuarbeiten.1 
Der auf die Vorbemerkungen folgende Teil der Einleitung geht vor allem auf die per­
sonelle Konstellation ein. Dies betrifft die Frage nach der Einsetzung und Rolle des 
Vorsitzenden und seines Stellvertreters sowie nach der Bedeutung der Obleute der Frak­
tionen. Zum anderen werden Veränderungen und Besonderheiten im Ensemble der or­
dentlichen und stellvertretenden Mitglieder behandelt. Der dritte Teil befasst sich mit 
den formellen Grundlagen der Ausschussarbeit im Parlamentsbetrieb. Dazu gehören 
Angaben über Sitzungsrhythmus und Sitzungsorte sowie eine Aufgliederung des Krei­
ses der Sitzungsteilnehmer. Erläutert wird ferner die Anwendung eines neuen Instru­
ments im Arbeitsbereich des Ausschusses: die Durchführung von öffentlichen Anhö­
rungen. Abgeschlossen wird dieses Kapitel mit einer Übersicht über den Arbeitsauf­
wand im Hinblick auf die formal-geschäftsmäßige Erledigung von Gesetzentwürfen 
und Anträgen.
Die außenpolitisch-inhaltliche Tätigkeit des Ausschusses steht im Zentrum des vierten 
Kapitels der Einleitung. Hier werden die Schwerpunkte der Ausschussarbeit herausgear­
beitet, und es fließen erste Bewertungen ein, die sich aus der fundierten Kenntnis der 
Sitzungsprotokolle und des zur Kommentierung herangezogenen Materials ergeben. 
Die Ausführungen sind als ein erster analytischer Zugriff auf die edierten Dokumente 
anzusehen und dienen als anregender Leitfaden für weitere Forschungsarbeiten -  all­
gemein zur Geschichte der auswärtigen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland 
sowie speziell zur Rolle des Deutschen Bundestages auf diesem Politikfeld.
Weniger um die außen- und sicherheitspolitischen Kerninhalte der Edition, sondern 
vornehmlich um Funktionsaspekte des parlamentarisch-politischen Systems geht es im 
abschließenden fünften Teil der Einleitung. Ziel ist es, die Tätigkeit des Ausschusses 
unter strukturellen Gesichtspunkten zu bewerten und vor allem die Bestrebungen des 
Gremiums und seiner Mitglieder nach Kontrolle und Partizipation auf dem Gebiet der 
auswärtigen Politik dazulegen. Letztlich geht es um die Frage nach den Mitteln und der 
Vorgehensweise des Ausschusses bzw. der in ihm vertretenen Fraktionen, um Kenntnis 
über die außenpolitische Linie der Bundesregierung zu erlangen und deren weitere 
Ausformung und Durchsetzung zu beeinflussen. Dabei müssen auch die Hemmnisse

1 Zur Grundthematik »Parlament, Ausschusswesen und auswärtige Gewalt« sowie zur prinzipiellen 
Bedeutung der Edition im Kontext interdisziplinärer Forschung sei auf die Ausführungen in der 
Einleitung zum Band 1949-1953 verwiesen; AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1949-1953, S. XI-XVIII. -  
Zur aktuellen wissenschaftlichen Literatur betreffend die Rolle des Parlaments im Bereich außen­
politischen Handelns vgl. auch AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1972-1976, S. XI, Anm. 1; ferner Rene 
LÜDDECKE, Parlamentarisierung der nationalen Außenpolitik, Baden-Baden 2010.
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V orbemerkungen

und Grenzen zur Sprache kommen, die für den Ausschuss in seiner Rolle als Mittler 
und Akteur gegeben waren.2
Nicht zuletzt wird -  auf der Folie neuerer Forschungsansätze zur parlamentarischen 
Kultur3 -  der Blick auf Kommunikations- und Interaktionsmuster gerichtet, die im 
Zusammenhang mit den Sitzungen des Auswärtigen Ausschusses erkennbar werden. 
Dass der Ausschuss gerade auf diesem Gebiet für die historische und politikwissen­
schaftliche Forschung als ein Objekt vorrangigen Interesses anzusehen ist, beruht nicht 
allein auf seiner exemplarisch beachtenswerten Rolle im Organisationssystem des 
Deutschen Bundestages, sondern resultiert auch aus der Beschaffenheit der vorliegen­
den Protokolle. Diese spiegeln wie kaum eine andere Quelle Inhalt, Charakter und Me­
chanismen der alltäglichen parlamentarischen Arbeit und der damit einhergehenden 
politischen Auseinandersetzungen in hervorragender Weise wider. Nahezu alle Sitzun­
gen sind stenographisch erfasst worden. Sie geben minutiös Aufschluss über den ver­
fahrensmäßigen Ablauf der Sitzungen, über die Berichterstattung und Stellungnahmen 
der Bundesregierung und über die lebhaften und kontroversen Debatten der Aus­
schussmitglieder.
Die mit Blick auf den Wert der Quelle und den historischen Erkenntnisreichtum sehr 
positive Entscheidung, die Ausschusssitzungen durch den Stenographischen Dienst des 
Bundestages protokollieren zu lassen, hat indes auch gewisse nachteilige Wirkungen. 
Der Gesamtumfang der Protokolle für die 8. Wahlperiode beläuft sich auf mehr als 
6200 maschinenschriftliche Seiten, deren ungekürzter Abdruck den Rahmen einer be­
nutzerfreundlichen und gut handhabbaren Edition von zwei Teilbänden gesprengt 
hätte. Daher wird der bereits für die vorangehenden Wahlperioden beschrittene Weg 
der Textauswahl und -konzentration weitergeführt. Um dem Benutzer den Volltext der 
Sitzungsprotokolle zugänglich zu machen, wird dieser auf der beiliegenden CD-ROM 
zur Verfügung gestellt.4

2 Zur prinzipiellen Rolle des Auswärtigen Ausschusses als außenpolitischer Mittler und Akteur im 
Beziehungsgeflecht von Bundestag und Bundesregierung vgl. auch die Vorbemerkungen zur Einlei­
tung der 4. Wahlperiode; AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1961-1965, S. X lf.

3 Vgl. dazu besonders den von der Kommission für Geschichte des Parlamentarismus und der politi­
schen Parteien herausgegebenen Tagungsband: Andreas SCHULZ/ Andreas WlRSCHING (Hrsg.), Par­
lamentarische Kulturen in Europa. Das Parlament als Kommunikationsraum (Parlamente in Europa, 
Bd. 1), Düsseldorf 2012.

4 Zu den Kriterien für die Textauswahl und zur Benutzung der CD-ROM vgl. die Hinweise zur Edi­
tion, S. CXXIf.
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Einleitung

II. Einsetzung des Ausschusses und personelle Zusammensetzung

1. Mitgliederzahl -  Anteile der Fraktionen -  Konstituierung

Bei der Bundestagswahl am 3. Oktober 1976 erreichten CDU und CSU, erstmals ange­
treten mit ihrem jungen Spitzenkandidaten Helmut K oh l, ein hervorragendes Ergebnis. 
Mit zusammen 48,6 % der Stimmen waren die Unionsparteien nicht weit von der abso­
luten Mehrheit entfernt. Die Koalitionspartner SPD und FDP büßten jeweils Stimmen 
ein und kamen auf 42,6 % bzw. 7,9 % der Stimmen, was ihnen eine knappe Mehrheit 
von zehn Mandaten im Bundestag sicherte.
Über Art und Zahl der einzusetzenden Ausschüsse dürfte im neuen Bundestag schon 
bald allseitiger Konsens geherrscht haben. Man orientierte sich, zumal der Zuschnitt 
der Bundesministerien unverändert blieb, an der vorangegangenen Wahlperiode mit 
19 Ausschüssen.1 Dennoch zog sich die endgültige Entscheidung über die Einsetzung 
der Ausschüsse bis Mitte Januar 1977 hin. Dies lag -  neben Unstimmigkeiten über die 
Berechnung der Stellenanteile der Fraktionen in den Ausschüssen -  daran, dass die 
CDU/CSU-Fraktion nunmehr einen Vorsitz mehr beanspruchte. Das daraus resultie­
rende »Gerangel« und »Gezerre« der Fraktionen um die Besetzung der Ausschuss­
vorsitze2 fand erst am 18. Januar 1977 mit einer interfraktionellen Einigung ein Ende. 
Die Union übernahm hiernach mit neun Ausschüssen einen mehr als zuvor, darunter 
erneut den Auswärtigen Ausschuss. Der SPD verblieben nur noch acht Führungsposi­
tionen, und die FDP übernahm wie in der 7. Wahlperiode einen Ausschussvorsitz.3
Das Plenum des Bundestages fasste am 19. Januar 1977 den förmlichen Beschluss zur 
Einsetzung der Ausschüsse, wobei der Auswärtige Ausschuss mit 33 Mitgliedern er­
neut zu den größten dieser Arbeitseinheiten gehörte.4 Die Koalition verfügte im Aus­
wärtigen Ausschuss mit 17 ordentlichen Mitgliedern -  14 Sozialdemokraten und 3 Li­
beralen -  über eine knappe Mehrheit gegenüber den 16 Angehörigen der CDU/CSU- 
Fraktion. Nach dem Beschluss im Plenum ging es rasch: Bereits am nächsten Tag kam 
der Ausschuss zu seiner konstituierenden Sitzung zusammen. Bundestagspräsident 
Karl Carstens begrüßte die Mitglieder und leitete die Wahl des Vorsitzenden. Wie von 
Seiten der Union vorgeschlagen, wurde Gerhard S ch röd er  ein weiteres Mal mit der 
Leitung des Ausschusses betraut.5

1 Vgl. den Artikel »Kommt es zum Grabenkrieg?«; GENERAL-ANZEIGER (Bonn), 9. Oktober 1976, 
S. 11.

2 Vgl. die Artikel »Gerangel um die Besetzung der Bundestags-Ausschüsse. Jetzt geht’s ums Zugrei­
fen« bzw. »Das Gezerre um die Ausschuß Vorsitze ist noch im vollen Gang«; NEUE RUHR ZEITUNG, 
29. Dezember 1976, S. 5, bzw. FAZ, 17. Januar 1977, S. 2.

3 Vgl. den Artikel »Einigung der Fraktionen über die Ausschußvorsitze«; FAZ, 19. Januar 1977, S. 2. -  
Zur Besetzung der einzelnen Ausschussvorsitze in der 8. Wahlperiode vgl. DATENHANDBUCH 
1949-1999, II, S. 2062-2064.

4 Vgl. BT ANL., Bd. 228, Drs. 8/36; BT STEN. BER., Bd. 100, S. 166. -  Ebenfalls 33 Mitglieder hatten 
der Haushaltsausschuss und der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung.

5 Vgl. Dok. 1,S. 4.
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Einleitung

2. Vorsitzende und Obleute

G erhard S ch röd er als V orsitzender d es A uswärtigen Ausschusses
»Am Ende aller Karriere-Träume« -  so überschrieb der sozialdemokratische »Vor­
wärts« Ende September 1976 einen Artikel, der als -  durchaus respektvoller -  Abge­
sang auf den ehemaligen Bundesminister S ch röd er  zu verstehen war. Dessen Person 
und Politik seien in der Union in den letzten Jahren immer weniger gefragt gewesen. Es 
wurde sogar bezweifelt, ob die CDU/CSU-Fraktion S ch röd er  in der 8. Legislaturperi­
ode abermals mit dem Vorsitz im Auswärtigen Ausschuss betrauen werde.6 In den 
Wochen nach der Bundestagswahl am 3. Oktober 1976 sollte sich zeigen, dass diese 
Spekulation nicht völlig aus der Luft gegriffen war. Widerstand gegen eine erneute 
Nominierung Schröders zum Ausschussvorsitzenden kam nicht aus den Koalitionspar­
teien SPD und FDP, sondern aus den Reihen der Union. »Manche jüngere CDU-Ab- 
geordnete wünschen Schröder aufs Altenteil«, war der Presse zu entnehmen. Ihm dro­
he beim Postengeschacher in der Fraktion der Vorsitz im Auswärtigen Ausschuss zu 
entgleiten. Allerdings, so der gleichzeitige Tenor, bleibe die Kampfansage der Konkur­
renten verhalten; es werde nur »hinter seinem Rücken« gemurrt.7 Schließlich musste 
S ch röd er  zwar auf den bisher eingenommenen Platz im Fraktionsvorstand verzichten8, 
aber es gelang ihm noch einmal, den Ausschussvorsitz zu behaupten. Am 20. Januar 
1977 wurde er mit den Stimmen aller Fraktionen im Amt des Vorsitzenden bestätigt.9 
Die Jahre 1977/78 verliefen für S ch röd er  in der Rolle als Ausschussvorsitzender un­
spektakulär. Die Sitzungen leitete er mit Routine und der gebotenen Fairness, wobei er 
sich allerdings bei den immer wieder auftretenden fraktionellen Händeln über Fragen 
von Organisation und Arbeitsstil oft allzu sehr zurücknahm.10 Zur politischen Debatte 
im Ausschuss trug er praktisch nichts bei. Dies entsprach auch dem Eindruck, den er in 
dieser Phase in der Öffentlichkeit hinterließ. In den Medien war er nur selten präsent. 
Wahrgenommen wurde im März 1977 sein Rückzug aus dem CDU-Bundesvorstand, 
der -  nach S chröders Worten -  dem Wunsch geschuldet war, sich ganz auf den Aus­
wärtigen Ausschuss zu konzentrieren.11 Beachtung fand darüber hinaus im Mai 1978 
der von ihm geleitete Besuch einer Ausschussdelegation in Südafrika, wobei der Vor­
sitzende sich die Aufmerksamkeit der Journalisten allerdings mit seinen Begleitern tei­
len musste.12 In den Klatschspalten der Illustrierten »Bunte« fand sich S ch röd er  mit der

6 V gl. den Artikel »Am Ende aller Karriere-Träume«; VORWÄRTS, Nr. 40, 30. September 1976, S. 4.
7 Vgl. den Artikel »Gerangel um die Besetzung der Bundestags-Ausschüsse. Jetzt geht’s ums Zugrei­

fen«; NEUE Ru h r  Ze it u n g , 29. Dezember 1976, S. 5; ferner den Artikel »Dünung allerorten«; DIE 
ZEIT, Nr. 48, 19. November 1976, S. 8. -  Ambitionen auf den Ausschussvorsitz hatte insbesondere 
der dem Fraktionsvorsitzenden Kohl nahestehende Abgeordnete Alois Mertes. Letztendlich ent­
schied sich Kohl, vermutlich eingedenk seiner noch nicht gefestigten Stellung in der Fraktion, an 
Schröder festzuhalten. Vgl. dazu SCHNEIDER, Mertes, S. 321 f.; ferner die Unterlagen im ACDP, NL 
Schröder, 01-483-166/1.

8 Vgl. den Artikel »Schröder kandidiert nicht«; DIE WELT, 16. Februar 1977 (BT Pressedokumentati­
on, Ausschnittsammlung Gerhard Schröder).

9 Vgl. Dok. 1,S. 4.
10 Vgl. dazu Kapitel V, S. LXXX-XCIV.
11 Vgl. den Artikel »Schröder kandidiert nicht«; DIE WELT, 16. Februar 1977 (BT Pressedokumentati­

on, Ausschnittsammlung Gerhard Schröder); ferner das Interview »Ich hoffe, daß vielleicht junge 
Kräfte nachwachsen«; RHEINISCHE POST, 9. März 1977, S. 4.

12 Vgl. etwa den Artikel »Bundestagsdelegation beurteilt Vorsters Politik unterschiedlich«; SÜDDEUT­
SCHE ZEITUNG, 24. Mai 1978, S. 11. -  Vgl. dazu auch unten Kapitel IV, S. LXXf.
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Einsetzung des Ausschusses und personelle Zusammensetzung

für einen Vollblutpolitiker nur auf den ersten Blick schmeichelhaften Charakterisie­
rung wieder, der 68jährige übe den Vorsitz des wichtigen Auswärtigen Ausschusses 
»mit der vornehmen Zurückhaltung eines Staatsmannes im vorgerückten Alter« aus.13 
S chröders offensichtlich eingeleiteter Rückzug aus den öffentlich ausgetragenen parla­
mentarisch-politischen Grabenkämpfen blieb nicht ohne Folgen. Als im Frühjahr 1979 
offener Streit über die Informationspolitik der Bundesregierung im Auswärtigen Aus­
schuss und über die Arbeitsweise des Gremiums ausbrach14, fiel auch ein Schatten auf 
den Vorsitzenden. In einer Pressemeldung vom 17. Februar 1979 hieß es, S ch röd er  be­
schränke sich im Wesentlichen auf die formale Leitung des Ausschusses. Er bemühe 
sich nicht ausreichend, die Bundesregierung zu substantiellerer Auskunft zu veranlas­
sen, wodurch der Ausschuss seiner Kontrollaufgabe nur bedingt gerecht werde. Be­
zeichnenderweise kam diese Kritik einmal mehr aus den Reihen der CDU/CSU-Frak- 
tion, in der offensichtlich Unmut darüber herrschte, »daß eines der wenigen sichtbaren 
Ämter von Belang, welche Politikern aus den Reihen der Opposition anvertraut sind, 
politisch nicht genutzt werde«. Ein Wechsel an der Ausschussspitze, so das Fazit der 
Meldung, sei nicht auszuschließen.15
Zwar wurde seitens der CDU/CSU-Fraktionsführung wenige Tage später dementiert, 
dass an eine Ablösung S chröders gedacht werde, doch fiel die Verteidigung seiner Per­
son eher schwach aus. Die Unzufriedenheit in der Fraktion, so wurde signalisiert, sei 
»zum Teil berechtigt«. Allerdings müsse berücksichtigt werden, dass die Kritik von 
einzelnen Abgeordneten komme, »die persönliche Ambitionen hätten«. Es wurde zu­
dem -  für einen aktiven Politiker ein zwiespältiges Lob -  auf die früheren großen Ver­
dienste hingewiesen, die sich S ch röd er  als Bundesminister erworben habe.16 In einem 
Leserbrief, den der Obmann der CDU/CSU-Fraktion im Auswärtigen Ausschuss, 
Franz A m rehn , an die »Frankfurter Allgemeine« richtete, fiel das Urteil über S ch röd er  
ebenfalls nicht uneingeschränkt positiv aus. A mrehn  äußerte sich zwar anerkennend 
über die Art der Leitung des Ausschusses durch S ch röd er , hielt die Frage aber für be­
rechtigt, »wie sehr sich der Ausschussvorsitzende außerhalb seiner Amtsführung in die 
kontroverse Diskussion einschalten sollte«.17 Dies war ein deutlicher Hinweis darauf, 
dass die Fraktion die politischen Aktivitäten S chröders als nicht hinreichend ansah. 
Vielleicht hatte es dieser kritischen Ermunterung bedurft, vielleicht erwies sich auch 
eine Reise in die Volksrepublik China, wo S ch röd er im April 1979 in alter Verbunden­
heit höchst ehrenvoll empfangen wurde18, als Quell neuen politischen Antriebs -  in 
jedem Fall zeigte der Ausschussvorsitzende in der folgenden Phase ein erheblich ver­
stärktes Engagement. Mit dem, was man sich in der Union vorgestellt hatte, stimmte 
dies inhaltlich allerdings nur teilweise überein. Gespräche Schröders in Washington Ende 
September 1979 wurden in der Presse als mögliche Sondierung auf Wunsch der Bun­
desregierung interpretiert, und als er wenige Wochen später auf vermeintliche sowjeti­
sche Abrüstungsvorschläge mit »sehr viel Reserve« reagierte, war ein Unterschied zu

13 Vgl. den Artikel »Vornehm«; BUNTE, 9. November 1978 (BT Pressedokumentation, Ausschnittsamm­
lung Gerhard Schröder).

N Vgl. dazu eingehender unten Kapitel V/3, S. LXXXV-XC.
13 Vgl. den Artikel »Kritik an Schröder«; FAZ, 17. Februar 1979, S. 3.
16 Vgl. den Artikel »Schröder wird nicht abgelöst«; DIE WELT, 22. Februar 1979, S. 2.
17 Zu dem Leserbrief vgl. FAZ, 1. März 1979, S. 9.
18 Vgl. den Artikel »Peking: Schröder hofiert wie der Kaiser von China«; EXPRESS (Köln), 19. April 1979  

(BT Pressedokumentation, Ausschnittsammlung Gerhard Schröder). -  Zu den Verdiensten Schröders 
hinsichtlich der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur Volksrepublik China vgl. AUSWÄRTIGER 
A u ssc h u ss  196 9 -19 7 2 , S. X X ; A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  19 7 2 -19 7 6 , S. XIV, bes. Anm. 5.
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den Auffassungen von Bundeskanzler Schm idt und Außenminister G enscher praktisch 
nicht auszumachen.19 Quer zum Mainstream in seiner Fraktion liefen vor allem die 
Stellungnahmen, die S ch röd er  1979/80 zum Nahostkonflikt abgab. Wie kaum ein ande­
rer prominenter Unionspolitiker wagte er sich mit kritischen Äußerungen zur Politik 
Israels aus der Deckung bzw. trat für das Recht der Palästinenser ein, sich in staatlicher 
Form zu organisieren.20
Der Einmarsch sowjetischer Truppen nach Afghanistan im Dezember 1979 bot S chrö­
d e r  letztmals in seiner aktiven Politikerlaufbahn Gelegenheit, sich der Öffentlichkeit in 
Erinnerung zu rufen. Noch vor den amtierenden Granden von CDU und CSU, K oh l 
und Strauß , lud Bundeskanzler Schm idt den Ausschussvorsitzenden und Ex-Außen­
minister zusammen mit anderen außenpolitisch erfahrenen ehemaligen Amtsträgern -  
B randt, K iesin ger , S ch eel -  zu einer vertraulichen Lagebesprechung ins Kanzleramt 
ein.21 Als operative Umsetzung dieses Zusammenspiels mit der Bundesregierung ist die 
Reise einer von S ch röd er  geleiteten Parlamentarierdelegation im März/April 1980 nach 
Pakistan und Indien zu bewerten, die sich in das strategische Gegenkonzept zur Ein­
dämmung der sowjetischen Afghanistan-Invasion einfügte.22
Ende Juli 1980, kurz vor seinem Ausscheiden aus dem Bundestag, äußerte S ch röd er  in 
der ZDF-Sendung »Bonner Perspektiven« Gedanken, in denen die Essenz seiner Tä­
tigkeit als Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses von 1969 bis 1980 zum Vor­
schein kam und die als ein testamentarischer Appell an alle Fraktionen des Bundestages 
zu verstehen waren. Es gelte, so führte S ch röd er  aus, mit einer realistischen Betrach­
tungsweise an die Außenpolitik, insbesondere auch an den spezifischen Komplex Ost­
West-Entspannung, heranzugehen. Man müsse den Mut haben, »offen und rückhaltlos 
auch über neue Erkenntnisse zu sprechen« und diese zum Gegenstand der Diskussion 
zu machen. Dabei werde es schließlich »wichtig und wertvoll« sein, »eine gemeinsame 
Außenpolitik der deutschen Parteien zu betreiben«, die nach Möglichkeit bereits im 
neuen Bundestag ihren Niederschlag finden sollte.23

S te llv er tr e ten d e V orsitzende d es A uswärtigen Ausschusses
Für den stellvertretenden Vorsitz im Auswärtigen Ausschuss musste die SPD-Fraktion 
zu Beginn der 8. Wahlperiode einen neuen Kandidaten nominieren. Der bisherige Amts­
inhaber, Kurt M attick , stand nicht mehr zur Verfügung, da ihm zum Ausklang seiner 
langen parlamentarischen Laufbahn der Vorsitz des Ausschusses für innerdeutsche Be­
ziehungen zuteilwurde. Als neuen Stellvertreter Schröders präsentierten die Sozialde­

19 Vgl. den Artikel »Hinter der Hand spricht man das Wort Gemeinsamkeit«; DIE WELT, 13. Oktober 
1979, S. 3.

20 Vgl. die Artikel »Gerhard Schröder verteidigt Arafat« bzw. »Bonner Parteien einig: Frieden in Nah­
ost ohne PLO unmöglich«; MÜNCHENER MERKUR, 9. November 1979, S. 4, bzw. DIE WELT, 
3. April 1980, S. 2.

21 Zu der Besprechung am 23. Januar 1980, an der auch Außenminister Genscher teilnahm, vgl. BPA, 
Kommentarübersicht Fernsehen/Rundfunk, Teil I, Nr. 18 vom 25. Januar 1980, S. 7; ferner den Arti­
kel »Bonner Parteien suchen Gemeinsames«; SÜDDEUTSCHE ZEITUNG, 21. Januar 1980, S. 5. -  Das 
Gespräch von Bundeskanzler Schmidt mit Ministerpräsident Strauß, dem Vorsitzenden der CDU/ 
CSU-Fraktion, Kohl, und dem Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe im Bundestag, Zimmermann, 
fand am 24. Januar 1980 statt. Vgl. AAPD 1980,1, Dok. 23.

22 Zu der Reise vom 22. März bis 3. April 1980 vgl. Dok. 72, SVP D/E; ferner unten S. LIV. -  Zur 
Wahrnehmung der Reise in den Medien vgl. den Artikel »Bundestagsdelegation für Stärkung Paki­
stans«; FAZ, 3. April 1980, S. 1.

23 Vgl. BPA, Kommentarübersicht Fernsehen/Rundfunk, Teil I, Nr. 146 vom 28. Juli 1980, S. 12.
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mokraten Peter C orterier. Der ehemalige Juso-Vorsitzende -  seit 1966 auch Mitglied 
des SPD-Parteivorstands -  gehörte seit 1969 dem Bundestag und auch dem Auswärti­
gen Ausschuss an. Seine Wahl am 20. Januar 1977 ging, wie aufgrund der interfraktio­
nellen Absprachen nicht anders zu erwarten, problemlos über die Bühne.24 
Es sollte sich bald erweisen, dass das mit wenig Strahlkraft und geringem politischen 
Gewicht versehene Amt eines stellvertretenden Ausschussvorsitzenden den persönli­
chen Zielvorstellungen C orteriers nicht reichte. Der promovierte Jurist, als »Seehei- 
mer« in der Fraktion gut vernetzt25, nahm bei erster sich bietender Gelegenheit die 
Chance zu einem Wechsel wahr. Im Juni 1977 konnte er die einflussreichere Position 
des SPD-Obmanns im Ausschuss übernehmen.26
An Stelle von C orterier  fungierte ab Mitte 1977 Annemarie R en ger  als stellvertretende 
Ausschussvorsitzende.27 Für die SPD-Politikerin, die im Dezember 1976 ihr Amt als 
Bundestagspräsidentin aufgrund der Zuwachses der CSU/CSU-Fraktion verloren hatte, 
war dieses Wirkungsfeld eher von nachrangiger Bedeutung. Für sie stand die Position als 
Vizepräsidentin des Bundestages im Vordergrund, die sie von 1976 bis 1990 innehatte. 
Bei den Sitzungen des Auswärtigen Ausschusses der laufenden Wahlperiode war sie 
nur selten gefordert, für den Vorsitzenden die Leitungsgeschäfte zu übernehmen. Ein­
mal sprang sie für eine ganze Sitzung, fünfmal nur zeitweise für S ch röd er  ein.28 Aller­
dings bildete sie zusammen mit dem Vorsitzenden und den Obleuten der drei Fraktio­
nen den kleinen Führungszirkel des Auswärtigen Ausschusses, der in vieler Flinsicht 
für die Arbeitsabläufe und die Ausgestaltung der Sitzungen verantwortlich war.29 30

O bleu te d e r  Fraktionen im  A uswärtigen Ausschuss
In der 8. Wahlperiode kommt im Auswärtigen Ausschuss eine Entwicklung zum Ab­
schluss, die sich erstmals mit einer gewissen Intensität in der 6. Wahlperiode beobach­
ten lässt und verstärkt in der 7. Wahlperiode fortsetzt: die Ausformung der Funktion 
der Ausschussobleute.
In der Phase von 1949 bis 1969 (1.-5. Wahlperiode) tauchen die Begriffe »Obmann« 
oder »Obleute« äußerst selten in den Ausschussprotokollen auf. Dies liegt vor allem 
daran, dass bei den beiden großen Fraktionen die Funktion des Obmanns häufig in 
Personalunion vom jeweiligen Ausschussvorsitzenden bzw. dem stellvertretenden Vor­
sitzenden wahrgenommen wurde.50 Bei den in der Regel nur mit zwei oder drei Mit­
gliedern im Ausschuss vertretenen Freidemokraten ist oft gar nicht festzustellen, wer 
als Obmann fungierte. Insgesamt lässt sich für diesen Zeitraum festhalten, dass die 
Lenkung des Ausschusses eher dem Führungsduo des Vorsitzenden und seines Stell-

24 V gl. dazu Dok. 1, SVP B, bzw. CD-ROM-Supplement, S. 2.
25 V gl. dazu KAHRS/VlEHBECK (Hrsg.), Mitte der Partei, S. 15-19; GEBAUER, Richtungsstreit, S. 127.
26 Vgl. auch unten S. XIX; ferner Dok. 10, CD-ROM-Supplement, S. 224.
27 Zur Wahl von Renger vgl. Dok. 10, CD-ROM-Supplement, S. 224.
28 Vgl. dazu Dok. 45 bzw. Dok. 12, 32, 33, 50 und 53.
29 Vgl. dazu die folgenden Ausführungen zum Thema »Obleute der Fraktionen im Auswärtigen Aus­

schuss«; ferner Kapitel V, bes. S. LXXXIII-XCII.
30 Obmann der SPD-Fraktion 1.-5. WP: Vorsitzender/stellvertretender Vorsitzender Schmid; 5.-7. WP 

(bis 1974): stellvertretender Vorsitzender Mattick. -  Obmann der CDU/CSU-Fraktion 1./2. WP: 
stellvertretender Vorsitzender/Vorsitzender Gerstenmaier; 2./3. WP: Vorsitzender Kiesinger. -  Die 
Angaben beruhen auf einer Auswertung der vorliegenden Editionen der Protokolle des Auswärtigen 
Ausschusses. Es ist unsicher, ob auch die Vorsitzenden Furier (3. WP) und Kopf (3.-5. WP) zugleich 
als Obleute für die CDU/CSU-Fraktion fungiert haben.
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Vertreters überlassen war und die Einbringung von Anliegen der Fraktionen einem 
noch wenig formalisierten Prozess unterlag.
Seit Anfang der 70er Jahre kommt es, nicht zuletzt aufgrund von Konfliktsituationen 
im Ausschuss, häufiger zu fraktionsverantwortlichen Stellungnahmen einzelner Obleu­
te31, und seit etwa Mitte der 70er Jahre, das zeigen die Belegstellen in den Sitzungspro­
tokollen, agieren die Obleute weitgehend im heute üblichen Sinn als die Vertreter ihrer 
Fraktionen im Ausschuss.32 Vermehrt werden sie nun während der Sitzungen in ihrer 
fraktionsbezogen definierten Funktion angesprochen und bilden nach und nach ein 
Lenkungsgremium, das auch außerhalb des Ausschussplenums häufiger zusammenfin­
det. Gemeinsam mit dem Vorsitzenden und dessen Stellvertreter nehmen sie in Obleute­
besprechungen zu prozeduralen und organisatorischen Fragen, aber auch zu inhaltlich­
fachlichen Sujets im Sinne der jeweiligen Fraktionslinie Stellung.33 
Schon für den Beginn der 8. Wahlperiode lässt sich festhalten, dass Rolle und Aufgaben 
der Ausschussobleute nun endgültig in differenzierter Weise festgelegt waren und ihre 
Bedeutung in der parlamentarischen Ffierarchie auch in der Öffentlichkeit wahrgenom­
men wurde.34 Die über die Obleute gesteuerte Praxis einer verstärkten Einflussnahme 
der Fraktionen auf Ausgestaltung und Gang der Ausschussgeschäfte wurde am Ende 
der Wahlperiode auch parlamentsrechtlich abgesichert. In der am 25. Juni 1980 verab­
schiedeten Neufassung der Geschäftsordnung des Bundestages tauchte erstmals der 
Begriff »Fraktion im Ausschuss« auf.35
Der gewachsenen Bedeutung der Position entsprechend war die Auswahl des Obmanns 
einer Fraktion für den Auswärtigen Ausschuss den üblichen innerfraktionellen Ausein­
andersetzungen um parlamentarische Ämter unterworfen. Bei der Union deutet hierauf 
schon die Tatsache hin, dass es bis zur Konstituierung des Ausschusses am 20. Januar 
1977, immerhin rund fünf Wochen nach dem Zusammentritt der neuen CDU/CSU- 
Fraktion36, noch nicht gelungen war, sich auf einen Kandidaten zu einigen. Nachdem 
der bisherige Amtsinhaber Georg K liesin g  aus dem Bundestag ausgeschieden war, gab 
es in der Fraktion vermutlich mehrere Bewerber, die gern die Rolle des Obmanns 
übernommen hätten. Durchsetzen konnte sich schließlich der Berliner Abgeordnete

31 Zur Tätigkeit der Obleute Georg Kliesing (CDU/CSU), Kurt Mattick (SPD) und Ernst Achenbach 
(FDP) in der 6. Wahlperiode vgl. AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1969-1972, CD-ROM-Supplement, 
S. 32, 167, 522, 693, 1087, 1111, 1339, 1532f., 1537, 1539f., 1596f., 1606.

32 Zur Funktion der Obleute im Auswärtigen Ausschuss vgl. PILZ, Der Auswärtige Ausschuss, S. 76; 
allgemein zur Bedeutung der Ausschussobleute: PARLAMENTSRECHT UND PARLAMENTSPRAXIS, 
S. 1112, 1118 f.

33 Zur Tätigkeit der Obleute Georg Kliesing (CDU/CSU), Kurt Mattick bzw. ab Juni 1974 Bruno 
Friedrich (beide SPD) und Ernst Achenbach (FDP) in der 7. Wahlperiode vgl. AUSWÄRTIGER A U S­
SCHUSS 1972-1976, CD-ROM-Supplement, S. 2, 10, 189, 322, 336, 468, 857, 999, 1020, 1132, 1147, 
1208, 1258, 1272, 1315, 1348, 1374, 1418, 1436, 1495, 1659, 1679, 1682, 1824, 2060, 2308, 2360. -  Zur 
8. Wahlperiode sei auf die folgenden Ausführungen in der Einleitung sowie auf das Register verwie­
sen (Auswärtiger Ausschuss/Obleute).

34 Vgl. etwa den Artikel »Ein Parlament der Ausschüsse?«; FAZ, 17. April 1978, S. 12: »Die Ausschuß­
vorsitzenden und die Obmänner der Fraktionen in den Ausschüssen haben in der parlamentarischen 
Hierarchie hohen Rang.«

35 V gl. D a t e n h a n d b u c h  1949-1999, II, S. 2871; III, S. 3114.
36 Aufgrund der Querelen um den Kreuther CSU-Beschluss zur Aufkündigung der Fraktionsgemein­

schaft fand die konstituierende Sitzung der schließlich doch erneut gebildeten CDU/CSU-Fraktion 
erst am 13. Dezember 1976 statt. Vgl. dazu JÄGER, Kohl setzt sich durch, S. 14 3 -146 .
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Franz A m rehn , der bereits seit 1969 dem Ausschuss angehörte und über erhebliche 
politische Erfahrung auf nationaler und europäischer Ebene verfügte.37 
Auf Seiten der SPD-Fraktion spielte bei der Vergabe parlamentarischer Positionen die 
Konkurrenz der verschiedenen Strömungen innerhalb der Partei eine entscheidende 
Rolle. Linksorientierten Gruppen in der SPD, die sich seit Ende der 60er Jahre etabliert 
hatten, stand der 1973 gegründete »Seeheimer Kreis« gegenüber, der sich als »Linke 
Mitte« verstand. Personell teilweise verwoben, arbeiteten die »Seeheimer« zudem eng 
mit den konservativ-traditionell orientierten »Kanalarbeitern« zusammen.38 Bei den 
Wahlen zum SPD-Fraktionsvorstand Ende 1976 dominierten klar die »Seeheimer«, die 
die Platzierung linksorientierter Abgeordneter in diesem Gremium verhinderten. Die­
ser Blockadehaltung zum Opfer fiel vor allem der ehemalige Bundesminister und Chef 
des Bundeskanzleramtes Horst Ehmke, der zwar kein »Linker« par excellence war, 
vielen aus dieser Richtung vorgetragenen Ideen aber zumindest offen gegenüber­
stand.39 Der um einen Ausgleich der Strömungen bemühte Fraktionsvorsitzende Her­
bert Web n er  setzte daraufhin, trotz der Verärgerung des rechten Flügels der Fraktion, 
Ehmke als Obmann für den Auswärtigen Ausschuss durch. Ehmke fungierte damit 
zugleich als außenpolitischer Sprecher der Fraktion.40 Als im Mai 1977 ein Vorstands­
posten frei wurde, gelang Ehmke endlich der Sprung in die Fraktionsspitze.41 Auf die 
Funktion als Obmann musste er dafür verzichten. Hier kamen nun die »Seeheimer« 
zum Zuge, die mit C orterier  ihren vermutlich schon ursprünglich für diesen Posten 
vorgesehenen Kandidaten durchsetzen konnten.42
Bei der FDP ging die Bestellung des Obmanns unspektakulärer vor sich, zumindest 
gibt es keine Hinweise auf Differenzen. Im Auswärtigen Ausschuss präsentierte die 
Fraktion Martin B angem ann  als neuen Obmann43; Ernst A chenbach , der die Interessen 
der Liberalen in der 6. und 7. Wahlperiode als Obmann vertreten hatte, war 1976 aus 
dem Bundestag ausgeschieden. B angem ann , der 1974/75 als FDP-Generalsekretär kei­
ne glückliche Figur gemacht hatte, den Vorsitz des wichtigen Landesverbands Baden­
Württemberg aber zunächst hatte behaupten können44, gehörte seit 1972 dem Aus­
schuss an und verfügte auch über Erfahrung als Abgeordneter im Europäischen Parla­
ment. Anders als bei den großen Fraktionen, wo eine derartige Personalunion vermie­
den wurde, übernahm B angem ann  auch den Vorsitz des Fraktionsarbeitskreises Au­

37 V gl. die Meldung »Amrehn wurde Obmann«; DIE WELT, 5. Februar 1977, S. 2. -  Zur politischen 
Karriere von Amrehn vgl. die »Kurzbiographien der Ausschussmitglieder«, S. XCV. -  Zur Tätigkeit 
von Amrehn als Obmann auch unten, bes. S. LXXXI, LXXXIIIf., LXXXVI, LXXXVIIIf., XCIf.

38 Vgl. dazu G e b a u e r , Richtungsstreit, bes. S. 12 3 f.; KAHRS/VlEHBECK (Hrsg.), Mitte der Partei, bes. 
S. 13 f.; EHMKE, Mittendrin, S. 249 f.

39 Vgl. den Artikel »Geheimnisvolle Zahlen vor dem Schlachtfest. Ehmke schafft wieder nicht den 
Sprung in den Fraktionsvorstand«; FRANKFURTER RUNDSCHAU, 18. Dezember 1976, S. 3. -  Zu den 
Bemühungen von Ehmke um eine Integration der verschiedenen Strömungen in der Partei vgl. 
EHMKE, Mittendrin, S. 250, 268-270 .

40 Vgl. den Artikel »Der linke Partei-Flügel sichert sich wichtige Ausschuß-Posten«; DIE WELT, 21. 
Januar 1977, S. 2; ferner EHMKE, Mittendrin, S. 274.

41 Vgl. dazu den Artikel »Ehmke einstimmig als Stellvertreter Wehners nominiert«; FAZ, 26. Mai 1977, 
S. 2.

42 Vgl. dazu Dok. 10, CD-ROM-Supplement, S. 224. -  Zur Tätigkeit von Corterier als Obmann vgl. 
auch unten, bes. S. LXXXVI-XCII.

43 Vgl. Dok. 1,S. 4.
44 Vgl. dazu etwa den Artikel »Herrschaft knacken. Baden-Württembergs FDP zieht mit einem zwei­

fach gescheiterten Vorsitzenden in den Wahlkampf -  aber sie hat nur Bangemann«; DER SPIEGEL, 
47/1975, S. 52 f.
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ßen-, Deutschland- und Sicherheitspolitik.45 Verglichen mit den anderen Obleuten ist 
B angem anns Engagement im Auswärtigen Ausschuss als zurückhaltend zu charakteri­
sieren; lediglich 19mal erschien er zu den Sitzungen. Er konzentrierte sich eher auf sei­
ne Karriere auf europäisch-parlamentarischer Ebene. Die baden-württembergischen Li­
beralen kürten ihn im Januar 1979 zum Spitzenkandidaten für die erste Direktwahl 
zum Europäischen Parlament.46 Tatsächlich gelang ihm im Juni 1979 der Wechsel, und 
er avancierte sogar zum Chef der liberalen Fraktion im Europäischen Parlament.47 
Vermutlich nach seiner Nominierung zum FDP-Spitzenkandidaten für das Europäische 
Parlament zog sich B angem ann  von seinem Posten als Ausschussobmann zurück. Die­
ses Amt übernahm der Newcomer Helmut S cha fer48, der im November 1977 als Nach­
rücker in den Bundestag gelangt war und erst seit Dezember 1978 in der Liste der or­
dentlichen Mitglieder des Auswärtigen Ausschusses geführt wurde. S chä fer , seit 1972 
Mitglied des Bundesvorstands der FDP, räumte für den Aufstieg in den Bundestag sei­
ne Stelle als Ministerialrat im rheinland-pfälzischen Kultusministerium. Den Vorsitz im 
Arbeitskreis der Fraktion übernahm anstelle von B angem ann  Jürgen W. M öllem ann ,49

3. Mitglieder des Ausschusses

Beobachter der Bonner parlamentarischen Szene konstatierten Anfang 1977, dass der 
Auswärtige Ausschuss, »viele Jahre als feinster und begehrenswertester von allen ange­
sehen«, bei jüngeren Abgeordneten »offenbar seine Anziehungskraft eingebüßt« habe. 
Im Mittelpunkt des Interesses, sowohl bei der Union als auch bei der SPD, stehe neuer­
dings vor allem der Ausschuss für Wirtschaftspolitik.50 Dass das bis dahin in der Öf­
fentlichkeit immer wieder verbreitete Bild über das einzigartige Renommee des Aus­
schusses51 nicht so schnell verblasste, zeigt ein rund ein Jahr später erschienener Arti­
kel. Dort war einmal mehr die Rede vom »Gedränge« um einen Platz im Auswärtigen 
Ausschuss, »den der Duft der weiten Welt umweht« und dessen Mitgliedern der Ruf 
anhafte, »der Geheimnisse der großen Politik kundig zu sein«.52
Die Wirklichkeit lag vermutlich irgendwo dazwischen. Zwar mag der Run auf den 
Auswärtigen Ausschuss zu Beginn der 8. Wahlperiode in quantitativer Hinsicht nach­
gelassen haben, doch blieb das Gremium nach wie vor attraktiv für Abgeordnete, die 
entweder bereits über ein gewisses Ansehen in ihrer Fraktion verfügten oder den Ehr­

45 Vgl. Datenhandbuch 1949-1999,1, S. 1002.
46 Vgl. den Artikel »>Wir wollen keinen Ständestaats Bangemann in Stuttgart zum Europa-Kandidaten 

nominiert«; FAZ, 5. Januar 1979, S. 5.
47 Vgl. den Artikel »Fraktionschefs im EG-Parlament«; RHEINISCHE POST, 11. Juli 1979, S. 2.
48 Schäfer fungierte wohl schon im Januar 1979 als Obmann für die FDP-Fraktion; definitiv nahm er 

Anfang März 1979 an einer Obleutebesprechung des Auswärtigen Ausschusses teil. Vgl. den Ver­
merk des Ausschusssekretärs Jung vom 8. März 1979 über die Obleutebesprechung am 7. März 1979; 
ACDP, NL Schröder, 01-483-166/1; dazu ferner Dok. 45, S. 969f., und Dok. 47, S. 1014 und 1017.

49 Vgl. DATENHANDBUCH 1949-1999,1, S. 1002. -  Zu Möllemann ausführlicher unten S. XXVf.
50 Vgl. den »Bonner Brief« der NRZ-Korrespondentin Hilde Purwin\ NEUE RUHR ZEITUNG, 8. Januar 

1977, S. 4; ferner den Artikel »Einigung der Fraktionen über die Ausschußvorsitze«; FAZ, 19. Januar 
1977, S.2.

51 Vgl. dazu etwa AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 19 5 3 -19 5 7 , S. X X f.; AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1957­
1961, S. X X I f.; A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  196 5 -19 6 9 , S. X V II f.; A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  1972­
1976, S. XVIII.

52 Vgl. den Artikel »Ein Parlament der Ausschüsse?«; FAZ, 17. April 1978, S. 12.
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geiz mitbrachten, in naher Zukunft in Führungspositionen hineinzuwachsen.53 54 55 Außen- 
und Sicherheitspolitik hatten nach wie vor einen hohen Stellenwert in der Öffentlich­
keit, und auf diesem Feld über entsprechendes Expertenwissen zu verfügen war für die 
politische Laufbahn alles andere als ein Manko.

CDU/CSU-Fraktion^
Exakt die Hälfte der 16 ordentlichen Mitglieder, die die CDU/CSU zu Beginn der
8. Wahlperiode in den Ausschuss entsandte, war neu in diesem Kreis.55 Die relativ ho­
he Fluktuation erklärt sich aus der Tatsache, dass vier der bisherigen ordentlichen Mit­
glieder aus dem Bundestag ausgeschieden waren und ein Sitz mehr als zuvor zu verge­
ben war.56 Zudem wechselten die Abgeordneten Paul Mikat und Walter Wallmann in 
die Riege der stellvertretenden Mitglieder; Rainer B arzel übernahm mit dem Vorsitz im 
Ausschuss für Wirtschaft eine neue Aufgabe und schied aus dem Ausschuss aus. 
Aufgefüllt wurde die Lücke mit ausschuss- bzw. parlamentserfahrenen Abgeordneten: 
Erich M ende , MdB der ersten Stunde und seit 1956 wiederholt Mitglied, sowie Ger­
hard R eddem ann  tauschten ihr bisheriges Stellvertreteramt mit einem ordentlichen Sitz 
im Ausschuss. Hinzu kam Kai-Uwe v o n  H assel, der zwar noch nicht Ausschussmit­
glied gewesen war, aber als ehemaliger Ministerpräsident, Bundesminister sowie Präsi­
dent und Vizepräsident des Bundestages politisch-parlamentarische Erfahrung en gros 
besaß. Uber ein weitgefächertes politisches Know-how auf nationaler und europäischer 
Ebene verfügte auch Karl-Heinz N arjes, der sich als Vorsitzender des Ausschusses für 
Wirtschaft nicht hatte halten können57 und dafür nun -  zugleich betraut mit dem Vor­
sitz einer fraktionellen Arbeitsgruppe »Außenwirtschaftspolitik«58 -  in den Auswärti­
gen Ausschuss entsandt wurde.
Die Grundstufen der MdB-Sozialisierung hatten auch drei weitere Ausschussneulinge 
schon durchlaufen: Rudolf Seiters und Otto W ulff gehörten seit 1969 dem Bundestag 
an und hatten sich in Fraktion und Partei (CDU) erste Meriten erworben. Dies trifft 
auch auf Franz Ludwig Schenk G ra f v o n  S tau ffenb erg  zu. Der Sohn des Widerstands­
kämpfers war 1972 in den Bundestag gelangt und im selben Jahr in den Landesvorstand 
der CSU aufgerückt. Er leitete seit 1973 auch den Arbeitskreis »Außen- und Deutsch­
landpolitik« der Partei. Den letzten zu vergebenden Platz auf der Liste der ordentli­
chen Mitglieder nahm ein parlamentarischer Neuling ein: Hans Stercken. Er konnte auf

53 Zur personellen Zusammensetzung des Ausschusses und zu den politischen Laufbahnen der einzel­
nen Mitglieder vgl. auch die »Mitgliederübersichten« bzw. die »Kurzbiographien der Ausschussmit­
glieder«, S. XCV-CIX.

54 Auf Einzelnachweise wird im folgenden Abschnitt verzichtet, sofern die Angaben den »Kurzbio­
graphien der Ausschussmitglieder« (S. XCV-CVI) zu entnehmen sind oder auf einer allgemeinen Be­
wertung der Ausschussprotokolle beruhen.

55 Folgende acht CDU/CSU-Abgeordnete nahmen den bereits in der 7. Wahlperiode belegten Sitz als 
ordentliches Mitglied erneut ein: Franz Amrehn, Walter Becher, Herbert Czaja, Herbert Hupka, Ri­
chard Jaeger, Werner Marx, Alois Mertes, Gerhard Schröder.

56 Aus dem Bundestag ausgeschieden waren Kurt Birrenhach, Bruno Heck, Georg Kliesing und Max 
Schulze- Vorberg.

57 Bereits Ende Dezember 1976 wurde gemeldet, »der farblose CDU-Abgeordnete Narjes« solle den 
Vorsitz des wirtschaftspolitischen Ausschusses abgeben. Vgl. den Artikel »Gerangel um die Beset­
zung der Bundestags-Ausschüsse. Jetzt geht’s ums Zugreifen«; NEUE RUHR ZEITUNG, 29. Dezem­
ber 1976, S. 5.

58 Vgl. die Übersicht vom 17. März 1977 der CDU/CSU-Fraktion über die Besetzung der Arbeitskreise 
und Arbeitsgruppen; ACDP, 08-006-135/1.
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eingehende Auslandskenntnisse aufgrund seiner langjährigen Tätigkeit als Referent für 
West- und Südeuropa im Presse- und Informationsamt der Bundesregierung verweisen 
sowie auf seine Führungsqualitäten als Leiter der Bundeszentrale für politische Bildung. 
Im Kreis der stellvertretenden Ausschussmitglieder finden sich einige Namen von Ab­
geordneten, die dem Spitzenpersonal von CDU und CSU zuzurechnen sind: Franz Jo­
sef Strauß , Friedrich Z im m erm ann , Richard v o n  W eizsäcker und Alfred D regger. 
Durch andere Ämter und Aufgaben absorbiert, nahmen sie nur selten an den Sitzungen 
des Auswärtigen Ausschusses teil, legten aber offenbar Wert darauf, die Möglichkeit 
einer Teilnahme sicherzustellen.59 60 Regere Aktivitäten im Ausschuss, zumindest was die 
Teilnahmefrequenz anbelangt, entfalteten nur drei der Stellverteter: Elans G ra f H uyn , 
Hans K lein  und Johann Baptist G rad iß0 G raf H uyn  und K lein , beide der CSU zuge­
hörig, starteten 1976 ihre langjährige Laufbahn im Bundestag, wo es sie als ehemalige 
Angehörige des Auswärtigen Dienstes in den entsprechenden Fachausschuss zog. G radl, 
ältestes Mitglied (Jahrgang 1904) und seit 1957 -  mit Ausnahme seiner Ministerzeit 
1965/66 -  durchgängig im Ausschuss dabei, drehte dagegen in der 8. Wahlperiode seine 
Abschiedsrunde und griff nur noch selten aktiv in die Diskussion ein.
Sieht man von den häufig interagierenden Funktionsträgern, dem Vorsitzenden Schrö­
d e r  und dem Obmann A mrehn , ab, dominierte auf Seiten der Union im Ausschuss vor 
allem ein Abgeordneter -  Alois M ertes. M ertes war 1976 bei der Verteilung der Ämter 
in der Fraktion überraschend leer ausgegangen, wurde jedoch in Parlament und Öf­
fentlichkeit als kompetenter außen- und sicherheitspolitischer Experte der Union 
wahrgenommen. Dies lag sicher mit daran, dass er als ehemaliger Staatssekretär in 
Diensten des Landes Rheinland-Pfalz über engere Verbindungen zum Fraktionsvorsit­
zenden K oh l verfügte als mancher Abgeordnete, der eine offizielle Funktion innehat­
te.61 Die Feststellung, nur einen unzureichenden »Draht« zur Fraktionsspitze zu besit­
zen, trifft insbesondere auf Werner Marx zu, den Vorsitzenden des für außenpolitische 
Fragen zuständigen Fraktionsarbeitskreises. Dieser ließ sich Mitte der Wahlperiode auf 
einen Disput mit dem Fraktionsvorsitzenden ein, weil -  so die Klage von Marx -  seine 
Expertise bei K oh l nicht ausreichend Berücksichtigung fand.62 Marx trat im Auswär­
tigen Ausschuss erstaunlich verhalten auf. Nur an rund der Hälfte der Sitzungen nahm 
er überhaupt teil, und seine Fragen und Statements lassen keinen Rückschluss auf seine 
fachspezifische Funktion in der Fraktion zu.
Oft zu Wort meldeten sich in den Ausschusssitzungen auch die drei der Vertriebenen- 
lobby nahestehenden Abgeordneten Walter B ech er , Herbert Czaja und Herbert H up- 
ka, besonders wenn es um deutschland- und ostpolitische Fragen und damit zusam­
menhängende Menschenrechtsprobleme ging. Narjes tat sich vor allem bei Themen­
komplexen hervor, bei denen die Außenwirtschaftsbeziehungen und die Rohstoffver­
sorgung der Bundesrepublik eine Rolle spielten. Sehr rege beteiligten sich auch die Neu­
mitglieder W ulff S tercken  und G ra f S tau ffen b erg  an den Debatten im Ausschuss.

5 9 Zur Teilnahmequote der genannten Abgeordneten vgl. die »Übersicht der Teilnehmer an den Aus­
schusssitzungen«, S. CX-CXII. -  Die Notwendigkeit, auch den Fraktionsvorsitzenden einen Sitz im 
Ausschuss einzuräumen, bestand nicht; sie konnten gemäß einer interfraktionellen Übereinkunft je­
derzeit an den Sitzungen teilnehmen.

60 V gl. dazu die »Übersicht der Teilnehmer an den Ausschusssitzungen«, S. CX-CXII.
61 Als eine Art »Trostpflaster« übernahm Mertes 1977 die Funktion eines »Abrüstungspolitischen Spre­

chers« der CDU/CSU-Fraktion. Zur politischen Karriere von Mertes und zu dessen Rolle in der 
CDU/CSU-Fraktion vgl. eingehend SCHNEIDER, Mertes, passim.

62 Vgl. dazu den A rtik el »D er W iderstand gegen Kohls Führungsmodell wächst«; DIE WELT, 19. Januar 
1979, S. 1; dazu auch SCHWARZ, Kohl, S. 236.

XXII



Einsetzung des Ausschusses und personelle Zusammensetzung

SPD-Fraktion^
Ähnlich wie bei der Union fand auch bei der sozialdemokratischen Mitgliederriege zu 
Beginn der 8. Wahlperiode ein umfänglicher Personalaustausch statt. Von den 14 or­
dentlichen Mitgliedern waren nur sieben aus der vorangegangenen Wahlperiode dabei­
geblieben63 64, die anderen sieben rückten zum ersten Mal in den Kreis der ordentlichen 
Mitglieder auf oder nahmen nach einer Unterbrechung wieder ein entsprechendes 
Mandat wahr. Zu letzteren gehörte der spätere Obmann C orter ier , der schon 1969­
1972 ordentliches Mitglied gewesen war, in der Phase 1972-1976 aber nur als Stellver­
treter fungiert hatte. Auch Egon Bahr und Annemarie R en ger , prominente Neuzugän­
ge, hatten bereits die Arbeit im Auswärtigen Ausschuss kennengelernt. Bahr hatte 1974 
für kurze Zeit als ordentliches Mitglied dem Ausschuss angehört, und R en ger  bekleide­
te 1970-1972 einen Stellvertreterposten.
Ausschussnovizen, die gleich zu ordentlichen Mitgliedern avancierten, waren Walter 
A rendt, Karl-Heinz H ansen , Adolf M üller-E m m ert und Karsten D. Voigt. A rendt, von 
1969 bis 1976 Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, und der Jurist M üller- 
E mmert zeichneten sich für das Mandat durch eine langjährige parlamentarische bzw. 
parteipolitische Karriere aus, waren als außenpolitische Experten bis dahin allerdings 
nicht aufgefallen. Mit Voigt, 1941 geboren und 1969-1972 Juso-Vorsitzender, zog ein 
profilierter Vertreter der jungen linken SPD-Garde in den Ausschuss ein.65 Für Voigt 
wie für den »Altlinken«66 H ansen , Jahrgang 1927 und seit 1969 MdB, dürfte die Ent­
sendung in den Ausschuss auch auf das Erfordernis einer Austarierung der Fraktions­
flügel zurückzuführen sein. Insgesamt überwogen bei den SPD-Ausschussmitgliedern 
die Vertreter der »Kanalarbeiter« bzw. »Seeheimer« jedoch bei weitem.67 
Im September 1979 vollzog sich ein Dreierwechsel bei den ordentlichen Mitgliedern. 
Hermann Schm itt-V ockenhausen  war im Vormonat verstorben, und Bahr sowie F ried­
rich  zogen sich auf Stellvertreterposten zurück. Bahr, ausgelastet mit seiner Aufgabe als 
Bundesgeschäftsführer der SPD, hatte bis zu diesem Zeitpunkt erst an sieben Sitzungen 
teilgenommen, und für Friedrich  galt es, sich auf seine Kandidatur für die erste Direkt­
wahl zum Europäischen Parlament zu konzentrieren. Die drei freien Plätze nahmen die 
beiden »alten Hasen« Kurt Mattick und Georg L eber sowie der junge Berliner Abge­
ordnete Peter M änning ein. L eber war im Februar 1978 nach seinem Rücktritt als Ver­
teidigungsminister -  er war über die MAD-Abhöraffäre gestolpert68 -  zunächst als 
Stellvertreter in den Ausschuss eingezogen und nutzte nun die Chance auf eine Beför­
derung zum »hauptamtlichen« Mitglied.
Der eindruckvollste neue Name auf der Liste der stellvertretenden Ausschussmitglie­
der war W illy Brandt. Der SPD-Vorsitzende und Bundeskanzler a.D. sicherte sich so 
zwar die Möglichkeit, an den Sitzungen teilzunehmen, machte hiervon aber keinen Ge­

63 Auf Einzelnachweise wird im folgenden Abschnitt verzichtet, sofern die Angaben den »Kurzbio­
graphien der Ausschussmitglieder« (S. XCV-CVI) zu entnehmen sind oder auf einer allgemeinen Be­
wertung der Ausschussprotokolle beruhen.

64 Folgende SPD-Abgeordnete nahmen den bereits in der 7. Wahlperiode belegten Sitz als ordentliches 
Mitglied erneut ein: Horst Ehmke, Bruno Friedrich, Alfons Pawelczyk, Philip Rosenthal, Georg 
Schlaga, Hermann Schmitt-Vockenhausen, Manfred Schulte.

65 Zum politischen Werdegang von Voigt vgl. etwa DER SPIEGEL, 13/1976, S. 44, 47.
66 So GEBAUER, Richtungsstreit, S. 104.
67 Der Interessengruppe »Kanalarbeiter/Seeheimer« lassen sich eindeutig folgende Ausschussmitglieder 

zuordnen: Arendt, Corterier, Friedrich, Leber, Pawelczyk, Renger, Schmitt-Vockenhausen.
68 Vgl. dazu den Artikel »Georg Lebers Reserven sind verbraucht«; DER SPIEGEL, 5/1978, S. 17-22; 

ferner APEL, Abstieg, S. 27-29.
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brauch.69 Die übrigen freien Stellvertreterplätze wurden mit Abgeordneten besetzt, die 
aus dem Kreis der ordentlichen Mitglieder herausgefallen waren70, oder mit Ausschuss­
neulingen71, deren außenpolitischer Erfahrungsschatz sich in Grenzen hielt. Zu letzte­
ren zählte auch Jürgen S chm ude , den die SPD-Fraktion im Dezember 1976 an die Spit­
ze ihres Arbeitskreises I (Außen- und Sicherheitspolitik, Innerdeutsche Beziehungen, 
Europa- und Entwicklungspolitik) berief. Dennoch begnügte er sich mit einem Stell­
vertreterposten im Auswärtigen Ausschuss und war dort auch nur selten präsent. Bis 
zu seinem Ausscheiden im Februar 1978 -  S chm ude stieg zum Bundesminister für Bil­
dung und Wissenschaft auf -  nahm er lediglich an neun von 22 Sitzungen teil. Die Po­
sitionen von S chm ude im Fraktionsarbeitskreis und im Ausschuss übernahm Marie 
Sch lei, die bei der Kabinettsumbildung Mitte Februar 1978 als Bundesministerin für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit abgelöst worden war. Im Ausschuss brachte sie es auf 
eine ähnliche magere Teilnahmequote wie ihr Vorgänger -  27 von 57 Sitzungen - , und 
noch bescheidener war die Zahl ihrer Wortbeiträge.
Die Fälle S chm ude und Schlei zeigen, dass der Vorsitz im Arbeitskreis I nicht zwingend 
ein ausgeprägtes Engagement im Auswärtigen Ausschuss nach sich zog. Dort domi­
nierten auf Seiten der Sozialdemokraten die beiden Obleute, zunächst Ehmke und dann 
vor allem C orterier , der in der Regel das Prä hatte, wenn es um die politische Ausein­
andersetzung mit der Opposition ging. Ehmke zog aber auch nach der Aufgabe des 
Obmannpostens weiterhin mit gewichtigen Redebeiträgen die Aufmerksamkeit im Aus­
schuss auf sich.72 Ebensowenig scheute sich die stellvertretende Vorsitzende R en ger , 
mit klaren Worten in die Debatte einzugreifen.73 Als Experte für Fragen von Abrü­
stung und Rüstungskontrolle der SPD-Fraktion und als Vorsitzender des entsprechen­
den Unterausschusses des Auswärtigen Ausschusses war Alfons Pawelczyk  oft gefor­
dert, zu entsprechenden Themen aus sozialdemokratischer Sicht Stellung zu beziehen. 
Auf diesem Gebiet -  wie auch bei anderen Themen -  tat sich aber auch der »linke Neu­
ling« Voigt hervor -  oft mit einer vom sozialdemokratischen Mainstream erfrischend 
unabhängigen Attitüde.74
Mit Blick auf die Aktivitäten der stellvertretenden Ausschussmitglieder ist ein Name 
hervorzuheben: Lenelotte v on  B othm er. Die SPD-Abgeordnete, die sich als linksori- 
entiert-engagierte Frau in einer Außenseiterposition in der Fraktion sah75, war 1972 -  
nach eigener Vermutung -  nur aufgrund »einer unvorhergesehenen Lücke« als ordent­
liches Mitglied in ihren Wunschausschuss eingezogen.76 1976 wurde dies von der Frak­

69 Dies gilt in ähnlicher Weise für Hans-Jürgen Wischnewski, der nach seinem Ausscheiden als Staats­
minister im Bundeskanzleramt im Januar 1980 stellvertretendes Mitglied wurde, aber an keiner Sit­
zung des Ausschusses teilnahm.

70 Es handelte sich um die Abgeordneten Lenelotte von Bothmer, Gerhard Jahn, Heinz Kreutzmann 
und Kurt Mattick.

71 Neu im Kreis der stellvertretenden Mitglieder waren: Walter Polkehn, Heinz Rapp, Jürgen Schmude.
72 V gl. beisp ielsw eise Dok. 11, S. 224 f., Dok. 14, S. 311 f., Dok. 18, S. 397f., Dok. 31, S. 683 f., Dok. 45, 

S. 965 f., Dok. 58, S. 1260-1262, und Dok. 66, S. 1434f.
73 V gl. beispielsweise Dok. 9, 178 f., Dok. 17, 378 f., Dok. 25, S. 550 f., Dok. 27, S. 605 f., Dok. 29, S. 629, 

Dok. 57, S. 1241 f., Dok. 65, S. 1380f., und Dok. 70, S. 1499f.; zu den Aktivitäten von Renger auch 
unten S. LXXV, LXXVIII, XCI.

74 Vgl. beispielsweise Dok. 7, S. 124, Dok. 18, S. 398 f., 409 f., 418 f., Dok. 25, S. 554, Dok. 29, S. 629­
631, Dok. 39, S. 830f., Dok. 54, S. 1175f., Dok. 66, S. 1431-1433, und Dok. 71, S. 1551 f.; zu den Ak­
tivitäten von Voigt auch unten S. XLIf., LIV, LXXI, LXXVI, LXXXII, LXXXIX, XCIIf.

75 Vgl. dazu VON BOTHMER, Kuh am Strick, passim; VON BOTHMER, Zehn Jahre, S. 25-33.
76 Vgl. VON BOTHMER, Kuh am Strick, S. 14. -  Zur Aufnahme der Abgeordneten von Bothmer in den 

Auswärtigen Ausschuss 1972 vgl. auch AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1972-1976, S. XIX.
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tion korrigiert; v on  B othm er  musste sich nun mit einem Stellvertretermandat im Aus­
wärtigen Ausschuss begnügen. Diese »Herabstufung« hielt sie indes nicht davon ab, 
ebenso häufig zu den Sitzungen des Ausschusses zu erscheinen wie viele der ordentli­
chen Mitglieder.77 Mit ihrer von Idealismus geprägten Sicht auf die Außenpolitik und 
ausgestattet mit einer auf Gerechtigkeitssinn -  auch in Bezug auf die eigene Person -  
beruhenden Empfindlichkeit, irritierte sie mehrfach die eher pragmatisch-realpolitisch 
orientierten Ausschusskollegen -  sowohl der Opposition als auch der Koalition. Dies 
gilt insbesondere hinsichtlich ihrer Einlassungen zum Nahostkonflikt und zu Israel 
sowie zu den Problemen im südlichen Afrika.78 Auch in ihrer Funktion als ständige 
Berichterstatterin des Ausschusses für die Parlamentarische Versammlung des Europa­
rats und die WEU-Versammlung sorgte sie für Unruhe. Ihre beharrlichen Einwürfe, 
der Ausschuss möge sich mit den dortigen Vorgängen intensiver befassen, führten im­
merhin im Februar 1980 zu einer ihren Vorstellungen entgegenkommenden Regelung 
bei der Behandlung entsprechender Tagesordnungspunkte.79 80

FDP-FraktionS0
Die bisherigen Hauptvertreter der Liberalen im Auswärtigen Ausschuss schieden mit 
Ablauf der 7. Wahlperiode aus dem Bundestag aus.81 82 Da es somit keine Altansprüche 
auf die Mandate in dem Gremium gab, wurden die drei ordentlichen Mitglieder neu 
benannt. Auf einen der freien Plätze rückte der ausschusserfahrene B angem ann  vor, 
der -  wie dargelegt -  auch zum Obmann avancierte. Die beiden anderen Sitze belegten 
Kurt J u n g  und Jürgen W. M öllem ann. Bei J u n g  handelte es sich um einen bewährten 
FDP-Kämpen, der seit 1966 im Bundestag saß und von 1972 bis 1976 schon als Parla­
mentarischer Staatssekretär Dienst getan hatte. In der 8. Wahlperiode gehörte er zeit­
weise als stellvertretender Vorsitzender dem FDP-Fraktionsvorstand an. Anstelle von 
J u n g , der sich auf eine Stellvertreterposition zurückzog, rückte im Dezember 1978 
Helmut S chä fer in den Kreis der ordentlichen Mitglieder auf.87
M öllem ann , später eine der schillerndsten Figuren in der Bundespolitik, war 1972 mit nur 
27 Jahren in den Bundestag gelangt. Vermutlich schon 1975 wurde er zum sicherheits­
politischen Sprecher der FDP-Fraktion bestimmt83 und war damit 1976 für den Aus­
wärtigen Ausschuss quasi gesetzt. Dort übernahm er gleich die Leitung des Unter­
ausschusses »Humanitäre Hilfe«. 1979 fiel ihm -  wie erwähnt -  auch der Vorsitz des

77 Die Abgeordnete von Bothmer nahm an 48 Sitzungen teil. Eine -  mit Abstrichen -  vergleichbare 
Teilnahmequote bei den stellvertretenden Mitgliedern aus der SPD-Fraktion erzielte allenfalls Heinz 
Rapp, der in 33 Sitzungen anwesend war.

78 Vgl. beispielsweise Dok. 11, S. 246f., Dok. 18, S. 384, 390-392, 400-402, Dok. 40, S. 848 f., Dok. 50, 
S. 1067, Dok. 51, S. 1074, Dok. 62, S. 1334f., und Dok. 71, S. 1533. -  Vgl. dazu auch VON BOTHMER, 
Kuh am Strick, S. 151-206, 223-239.

79 V gl. dazu Dok. 63, CD-ROM-Supplement, S. 1792; Dok. 64, SVP M, bzw. CD-ROM-Supplement, 
S. 1849 f.; Dok. 66, CD-ROM-Supplement, S. 1926; Dok. 68, CD-ROM-Supplement, S. 1979; Dok. 
70, SVP A; Dok. 74, SVP F.

80 Auf Einzelnachweise wird im folgenden Abschnitt verzichtet, sofern die Angaben den »Kurzbio­
graphien der Ausschussmitglieder« (S. XCV-CVI) zu entnehmen sind oder auf einer allgemeinen Be­
wertung der Ausschussprotokolle beruhen.

81 Im Juni 1976 bestand die FDP-Gruppe der ordentlichen Mitglieder im Ausschuss aus Ernst Achen­
bach, Lothar Krallund Rudolf Opitz. Vgl. AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1972-1976, S. CVI.

82 Schäfer wurde bereits im Zusammenhang mit der von ihm ausgeübten Obmannfunktion charakteri­
siert. Vgl. oben S. XX.

83 Vgl. dazu GREINER, Möllemann, S. 36.
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außenpolitischen Arbeitskreises der Fraktion zu. Geschickt in der medienwirksamen 
Politik- und Selbstdarstellung, bot ihm das außen- und sicherheitspolitische Arbeits­
gebiet in den Jahren 1976 bis 1980 eine Bühne, um seinen Bekanntheitsgrad zu steigern 
und seine Rolle im Parlament und in der FDP zu entwickeln. In Bundesminister G en­
sch er  fand M öllem ann  einen wohlwollenden Mentor, dem -  so der Eindruck -  die for­
sche Art des jungen Abgeordneten zu Nutze war. M öllem ann  preschte vor, wo G en­
sch er  selbst als Außenminister diplomatisch zurückhaltender agieren musste bzw. wo 
er des Rückhalts seiner Partei bei umstrittenen Entscheidungen bedurfte.84 
Mit 45 Auftritten im Ausschuss war M öllem anns Teilnahmequote zwar nicht berau­
schend hoch, doch fanden seine inhaltlich ansprechenden und zum Teil mit polemi­
scher Schärfe durchzogenen Einlassungen stets Beachtung.85 Qualitativ ähnlich zu be­
werten sind lediglich die Ausschussaktivitäten des FDP-Obmanns S chä fer , der seit der 
Übernahme eines ordentlichen Mandats in kaum einer Sitzung fehlte. Ju n g  nahm zwar 
genauso häufig an den Sitzungen teil wie M öllem ann  und S chä fer , hielt sich mit Wort­
beiträgen aber stärker zurück. Auf das bescheidene Engagement B angem anns als Ob­
mann wurde bereits hingewiesen; ebenso fallen die stellvertretenden Mitglieder aus der 
FDP-Fraktion im Ausschuss kaum ins Gewicht.86

84 Die Aktionen Möllemanns \97%/79 im Zusammenhang mit Neutronenwaffe, Palästinenserfrage und 
NATO-Doppelbeschluss können entsprechend gedeutet werden. Vgl. dazu GREINER, Möllemann, 
S. 36-48; GENSCHER, Erinnerungen, S. 414; AAPD 1978, S. 237f.; ferner Dok. 11, S. 251-253, Dok. 35, 
S. 737f., Dok. 39, 822f., Dok. 45, S. 968, Dok. 58, S. 1258f., 1263-1267, 1272-1274, Dok. 61, S. 1323f., 
Dok. 64, S. 1365 f., Dok. 65, S. 1405-1408, und Dok. 67, S. 1461 f.

85 Zu den Aktivitäten von Möllemann vgl. auch unten S. XLVIIIf., L, L lllf., LX, LXXVI, LXXXVI.
86 Zu Bangemann vgl. oben S. XIX f. -  Teilnahmequote der stellvertretenden Mitglieder: Hans Gatter­

mann 6mal; Hans-Günther Hoppe 11 mal; Walther Ludewig 8mal; Eckhard Schleifenbaum keinmal.
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III. Formale Grundlagen der Tätigkeit des Ausschusses

1. Sitzungsrhythmus, Sitzungsdauer und Sitzungsorte

Mit 79 Sitzungen erfüllte der Auswärtige Ausschuss in der 8. Wahlperiode sein übli­
ches Arbeitspensum; im normalen Vierjahreszeitraum lag die Zahl der Zusammenkünf­
te häufig knapp unter oder über 80.1 Von den 84 Sitzungswochen des Bundestages im 
Zeitraum vom Dezember 1976 bis zum Juli 19802 3 nahm der Auswärtige Ausschuss 68 
durch Sitzungstermine in Anspruch. In der Regel kam er im Sitzungsturnus einmal pro 
Woche zusammen, achtmal sind zwei Wochentermine zu vermelden, und einmal tagte 
das Gremium sogar dreimal in einer parlamentarischen Arbeitswoche.-5 Die Notwen­
digkeit, mehr als eine Sitzung in einer Woche anzusetzen, bestand etwa dann, wenn das 
übliche Zeitfenster für einen Besuch von Bundeskanzler Schm id t oder Bundesminister 
G enscher im Ausschuss zu eng bemessen war. Ferner kam es durch besondere Aktionen 
-  die Durchführung von Expertenanhörungen oder von gemeinsamen Sitzungen mit 
anderen Ausschüssen -  zu einer Sitzungsdoppelung.4 Lediglich in einem Fall tagte der 
Ausschuss außerhalb des festgelegten Sitzungsrhythmus des Bundestages: Am 11. Janu­
ar 1980 informierte die Bundesregierung die Abgeordneten über den Einmarsch sowje­
tischer Truppen nach Afghanistan.5
Die »Normsitzung« des Ausschusses fand jeweils am Mittwoch statt und nahm rund 
zwei bis vier Stunden in Anspruch.6 Rund zwei Drittel aller Sitzungen fallen in diese 
Kategorie. Die genannte zeitliche Länge überschritten nur wenige Sitzungen. Zweimal 
arbeiteten die Abgeordneten zur Bewältigung der Tagesordnung von 9.30 Uhr bis in 
die frühen Abendstunden hinein. Abzüglich einer Mittagspause kamen dann sechsein­
halb bis siebeneinhalb Sitzungsstunden zusammen.7 Als Tagesveranstaltungen mit ei­
ner Sitzungsdauer von rund sieben bis neun Stunden waren auch die öffentlichen An­
hörungen angelegt, die der Ausschuss durchführte.8
75 der 79 Sitzungen des Ausschusses fanden in Räumlichkeiten des Bundestages in Bonn 
statt, bevorzugt im Sitzungssaal 2704 des »Langen Eugen«. Zweimal, am Vormittag 
und Nachmittag des 17. Oktober 1979, trafen sich die Ausschussmitglieder -  nachmit­
tags zusammen mit Kollegen des Verteidigungsausschusses -  auf der Bonner Hardthöhe: 
Von Verteidigungsminister Apel bzw. Experten seines Hauses wurden sie über die ge­
plante Modernisierung der atomaren Mittelstreckensysteme der NATO unterrichtet.9

1 So in der 2., 3., 4. und 7. Wahlperiode. Zur Sitzungsfrequenz des Ausschusses vgl. DATENHAND­
BUCH 194 9 -19 9 9 , II, S. 2025.

2 Vgl. D a t e n h a n d b u c h  1949-1999, II, S. I652f.
3 Vgl. Dok. 13 und 14; Dok. 23 und 24; Dok. 27 und 28; Dok. 32 und 33; Dok. 35 und 36; Dok. 39 und 

40; Dok. 49 und 50; Dok. 60 und 61; Dok. 77, 78 und 79.
4 Teilweise fanden dann auch zwei Sitzungen am selben Tag statt. Vgl. Dok. 13 und 14; Dok. 23 und 

24; Dok. 49 und 50; Dok. 60 und 61.
5 Vgl. Dok. 65; dazu auch unten S. L llf.
6 Ab und zu wich man, wohl wegen feiertäglicher Verschiebungen, auf den Dienstag oder Donnerstag aus.
7 Vgl. Dok. 9 und 18.
8 Vgl. Dok. 19, 32, 33 und 77; dazu auch unten S. XXXII-XXXVI.
9 Vgl. Dok. 60 und 61; dazu auch unten S. XLIXf.
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Wegen der andauernden Querelen über die Auslegung des 1971 abgeschlossenen Vier- 
Mächte-Abkommens über Berlin10 war der Auswärtige Ausschuss seit Herbst 1970 nicht 
mehr in der geteilten Stadt zusammengekommen. Vermutlich auf Drängen der CDU/ 
CSU-Fraktion beschloss der Ältestenrat des Bundestages Ende November 1977, den 
Ausschuss dort wieder tagen zu lassen.11 Die Sitzung fand einige Zeit später, am 15. Fe­
bruar 1978, im Reichstagsgebäude statt, und zu einer weitere Zusammenkunft des Gremi­
ums dort kam es im Oktober 1979.12 Voraussetzung der Sitzungen war, dass die Tages­
ordnung einen Berlin-Bezug aufwies und von den drei Westmächten genehmigt worden 
war.13

2. Teilnehmer an den Sitzungen

Im Vergleich zur vorherigen Wahlperiode14 sind im Zeitraum 1976-1980 leicht gestie­
gene Gesamtzahlen an Sitzungsteilnehmern zu verzeichnen. Lediglich 19mal lässt sich 
mit einer Teilnehmerzahl unter 40 ein eher unterdurchschnittlicher Zuspruch kon­
statieren. Grund hierfür war häufig, dass die entsprechenden Sitzungen von nur weni­
gen Vertretern der Bundesministerien und des Bundesrats frequentiert wurden.15 
Bei etwas über der Hälfte der Sitzungen bewegte sich die Zahl der Anwesenden zwi­
schen 40 und 60.16 In 16 Fällen ging die Teilnehmerzahl noch über dieses Niveau hin­
aus. Auf besonderes Interesse trafen dabei Sitzungen, in denen sich Bundeskanzler 
Schm idt oder Bundesminister G enscher den Fragen der Abgeordneten stellten.17 Spitzen­
werte über 80 wurden erzielt, wenn der Auswärtige Ausschuss gemeinsam mit anderen 
Ausschüssen agierte. Bei der gemeinsam mit dem Wirtschaftsausschuss veranstalteten 
Anhörung zum Thema UN-Seerechtskonferenz weist die Anwesenheitsliste insgesamt 
132 Namen aus.18

A bgeordn ete
Die Unterschrift eines Ausschussmitglieds auf der Anwesenheitsliste bürgt nicht dafür, 
dass der Betreffende während der gesamten Dauer der Sitzung präsent war. Häufig 
bröckelte die Beteiligung bei der Behandlung weniger brisanter oder am Sitzungsende 
aufgerufener Tagesordnungspunkte erheblich ab.19 Dennoch lassen die Anwesenheits­

10 Vgl. dazu etwa AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 197 2 -19 7 6 , D ok. 78, SVP A/B; ferner A A P D  1977, I, 
D ok. 23.

11 Vgl. BT ParlA, 8. WP, Ältestenrat, 20. Sitzung. Vgl. dazu auch den Artikel »Bundestag öfter in Ber­
lin«; FRANKFURTER Ru n d s c h a u , 4. Januar 1978, S. 1; ferner Dok. 21, CD-ROM-Supplement, 
S. 614  (Tagesordnungspunkt 11).

12 Vgl. Dok. 22 und 59. -  Zur Presseresonanz der Berlin-Sitzungen vgl. die Artikel »Schröder: Verträge 
über Berlin einhalten« bzw. »Nur ein Bauernzug zurück? Auswärtiger Ausschuß berät Breschnews 
Angebot in Berlin«; DIE WELT, 16. Februar 1978, S. 2, bzw. FAZ, 11. Oktober 1979, S. 2.

13 Vgl. dazu Dok. 21, CD-ROM-Supplement, S. 589; DATENHANDBUCH 1949-1999, II, S. 1499.
1 4 Vgl. dazu A u s w ä r t ig e r  A u s s c h u s s  1972-1976, S. XXVI f.
15 Vgl. etwa Dok. 5, 14, 15, 30, 33, 36, 49, 56, 62, 74 und 78.
16 Nicht berücksichtigt bei den Teilnehmerzahlen sind die anwesenden Mitarbeiter der Bundestagsver­

waltung, zumeist Angehörige des Ausschusssekretariats sowie des Stenographischen Dienstes.
17 Vgl. Dok. 11, 18, 20, 25 und 61.
18 Vgl. Dok. 13, 19 und 27.
19 Vgl. dazu auch AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1972-1976, S. XXVII.
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listen tendenziell erkennen, welches Interesse der Arbeit im Ausschuss von den Abge­
ordneten entgegengebracht wurde. Alles in allem ist die Präsenz in der 8. Wahlperiode 
als gut zu bezeichnen. Bei 17 Sitzungen war die Vollzahl von 33 stimmberechtigten 
Mitgliedern gegeben, und achtmal wurde das entsprechende Quorum nur um ein oder 
zwei Abgeordnete verfehlt. In den meisten dieser Sitzungen waren darüber hinaus noch 
»überzählige« Ausschussmitglieder vertreten, so dass die Gesamtzahl der anwesenden 
ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder teilweise über 40 lag.
In rund einem Drittel der Fälle wurden die Sitzungen von 25 bis 30 Ausschussmitglie­
der wahrgenommen. Hier ist von einer durchschnittlichen Präsenz zu sprechen. Bei 27 
Sitzungen, einem weiteren Drittel, taten sich größere Lücken in den Reihen der Aus­
schussmitglieder auf. Dann fehlten neun, zehn oder mehr Abgeordnete, um das 33er 
Quorum zu vervollständigen.
Das größere Informations- und Kontrollbedürfnis der Opposition sorgte dafür, dass 
die Union bei der weit überwiegenden Zahl der Sitzungen ihr Kontingent von 16 Stimm­
berechtigten ausschöpfte oder sogar überschritt.20 Auf Seiten der Sozialdemokraten, 
die leichter auf andere Kanäle im Kontakt zur Regierung ausweichen konnten, war der 
Zuspruch geringer; allerdings ist die Präsenz der SPD-Ausschussmitglieder allenfalls 
punktuell als schlecht zu bezeichnen.21 Die FDP, die sich mit ihren drei Ausschuss­
plätzen nicht an den großen Fraktionen messen lässt, zeigte hinsichtlich der Präsenz 
erstaunliche Beharrlichkeit. Zur weit überwiegenden Anzahl der Sitzungstermine er­
schien eine vollständige Dreierriege oder wenigstens ein Zweiergrüppchen 22 Viermal 
waren allerdings alle ordentlichen und stellvertretenden FDP-Mitglieder verhindert.23

R eg ieru n gsm itg lied er  und  R eg ieru n g sv er tr e te r
Auftritte des Bundesministers des Auswärtigen, geschweige denn des Bundeskanzlers 
im Auswärtigen Ausschuss waren keine Selbstverständlichkeit. Angesichts der zahlrei­
chen Auslandsreisen und sonstigen Termine von Minister G ensch er war es für den Aus­
schussvorsitzenden S ch röd er  stets eine besondere Herausforderung, mit diesem einen 
Besuch im Ausschuss zu vereinbaren. Lediglich 17mal war der Versuch, den Außen­
minister für eine persönliche Aussprache mit den Abgeordneten zu gewinnen, von Er­
folg gekrönt.24 Zweimal wurde der Ausschuss vom Bundeskanzler selbst unterrichtet. 
Im Dezember 1977 erläuterte Schm idt das wenige Tage zuvor beendete Treffen des Eu­
ropäischen Rats, und im April 1978 äußerte er sich zum Beschluss der USA, die Pro­
duktion der umstrittenen Neutronenwaffe aufzuschieben.25 Außer Schm idt und G en­
sch er  war von den Kabinettsmitgliedern noch Verteidigungsminister Apel in zwei Aus­
schusssitzungen anwesend. Insgesamt waren in 18 von 79 Sitzungen Mitglieder der 
Bundesregierung unmittelbar vertreten.26 Diese Quote von 23% bedeutete eine Ver­

20 In 41 Sitzungen waren 16 oder mehr CDU/CSU-Abgeordnete anwesend; in 14 Sitzungen fehlten 
lediglich 1 bis 2 Abgeordnete; in 24 Sitzungen fehlten 3 oder mehr Abgeordnete.

21 In 25 Sitzungen wurde das Stimmkontingent von 14 SPD-Abgeordneten erreicht und in 19 Sitzungen 
fehlten lediglich 1 bis 2 Abgeordnete. In 35 Sitzungen fehlten 3 oder mehr Abgeordnete, wobei 18mal 
das Her Quorum zu 50 % oder mehr unterschritten wurde.

22 In 33 Sitzungen waren 3 oder mehr FDP-Abgeordnete anwesend; in 22 Sitzungen fehlte lediglich 
1 Abgeordneter. In 20 Sitzungen fehlten 2 Abgeordnete.

23 V gl. Dok. 10, 23, 33 und 43.
24 Zur Kritik an der Teilnahmequote von Minister Genscher vgl. auch Kapitel V, S. LXXXVI.
25 Vgl. Dok. 20 und 27. -  Hinzu kam ein weiteres informelles Treffen von Bundeskanzler Schmidt mit 

Mitgliedern des Auswärtigen Ausschusses am 15. April 1980. Vgl. dazu AAPD 1980,1, Dok. 112.
26 Vgl. dazu die »Übersicht der Teilnehmer an den Ausschusssitzungen«, S. CXIII.
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schlechterung gegenüber der 7. Wahlperiode, wo noch ein Wert von 30% erreicht 
worden war.27
Die eigentliche Betreuung des Ausschusses seitens der Regierung oblag den Staatsmi­
nistern bzw. Staatssekretären im Auswärtigen Amt. Hier ist im Vergleich zu früheren 
Wahlperioden eine Veränderung zu konstatieren. Nachdem in der 6. und 7. Wahlperi­
ode der Parlamentarische Staatssekretär (ab August 1974: Staatsminister) Karl M oersch  
als Hauptansprechpartner des Ausschusses fungiert hatte, waren es 1976-1980 vor al­
lem die beamteten Staatssekretäre, die den Abgeordneten Bericht erstatteten und für 
Fragen zur Verfügung standen. Staatssekretär Günther van  Well, in diesen Jahren im 
Amt zuständig für die zentralen politischen Abteilungen, übte allein in 38 Sitzungen 
diese Funktion aus, und seine vornehmlich für die außenwirtschafts- und entwicklungs­
politische Abteilung zuständigen Kollegen, 1976-1979 Staatssekretär Peter H erm es und 
1979/80 Staatssekretär Hans Werner L au ten sch lager , erschienen 16mal im Auswärtigen 
Ausschuss. Die Staatsminister Hildegard H am m -B rü ch er und Klaus v on  D ohnanyi, 
beide Ende 1976 neu in ihr Amt eingeführt, kamen dagegen nur auf eine Teilnahme­
quote von 13 bzw. 6 Sitzungen, wobei sie nur drei- {H amm-Brücher) bzw. viermal 
{von D ohnanyi) einen aktiven Part übernahmen. Die Gründe des Auswärtigen Amts, 
auf die Staatsminister als politische Vertreter des Ministers im Ausschuss weitgehend 
zu verzichten, werden später noch zu erläutern sein.28
Mit Hans-Jürgen W ischnewski, der den Abgeordneten Ende Oktober 1977 über die 
Entführung der Lufthansamaschine »Landshut« und die damit zusammenhängenden 
außenpolitischen Geschehnisse berichtete, fand sich in einem Fall auch der Staatsmini­
ster im Bundeskanzleramt im Ausschuss ein.29 Als hochrangige Gesprächspartner, die 
die Bundesregierung dem Ausschuss offerierte, sind auch der Generalinspekteur der 
Bundeswehr, Jürgen B randt, und der Präsident des Bundesnachrichtendienstes, Klaus 
Kinkel, herauszustellen. Brandt frischte das Wissen der Abgeordneten über die militä­
rischen Aspekte der geplanten TNF-Modernisierung der NATO auf, und Kinkel legte 
die Erkenntnisse des BND über die sowjetische Intervention in Afghanistan dar.30 
Alles in allem gab es nur wenige Ausschusssitzungen, in denen die Bundesregierung 
bzw. das Auswärtige Amt nicht durch den Minister selbst oder durch hochrangige Ver­
treter der Leitungsebene repräsentiert wurden. In der Regel standen den Abgeordneten 
dann die Ministerialdirektoren des Auswärtigen Amts zur Verfügung, die aufgrund ih­
rer kompetenten Sachkenntnis aber durchaus gern gesehen waren.31 In diesem Zusam­
menhang ist ohnehin festzuhalten, dass eine formale Spitzenposition des jeweils bereit­
stehenden Regierungsvertreters nicht automatisch eine methodisch und inhaltlich hoch­
wertige Berichterstattung garantierte. Auf die diesbezüglichen Klagen der parlamenta­
rischen Seite wird noch zurückzukommen sein.32
Wie in den Wahlperioden zuvor bevölkerten neben den unmittelbaren Ansprechpartnern 
aus dem Auswärtigen Amt zahlreiche weitere Angehörige dieses Ressorts den Sitzungs­
saal des Auswärtigen Ausschusses -  immerhin über 200 verschiedene Personen in 78

27 Vgl. dazu A u s w ä r t ig e r  A u s s c h u s s  1976-1980, S. XXVIII f.
28 Vgl. dazu Kapitel V/l, S. LXXX-LXXXIII.
29 Vgl. Dok. 16, SVP D/E.
30 Vgl. Dok. 60, SVP A/B, und Dok. 66, SVP A/B.
31 In der 8. Wahlperiode betrifft dies lediglich vier Sitzungen; Dok. 6, 8, 15 und 36. -  Nicht berücksich­

tigt wurden dabei die Anhörungen sowie zwei Sitzungen, in denen es um ausschussinterne organisa­
torische Fragen ging.

32 Vgl. dazu Kapitel V/2.
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Sitzungen. Eine ganze Reihe von ihnen war auf Seiten des Amts in die Vor- und Nach­
bereitung der Sitzungen involviert, insbesondere der jeweilige Leiter des Parlaments­
und Kabinettsreferats, zunächst Günter Knackste dt, dann Carl Heinz N euk irch en . Im 
Ausschuss waren diese Beamten in der Regel passive Zuhörer. Gemessen am Auswärti­
gen Amt war die Beteiligung der anderen Ressorts zurückgenommen. Das Bundesmi­
nisterium der Verteidigung war immerhin in 57 Ausschusssitzungen vertreten -  mit 
insgesamt 68 Personen. Auf eine recht hohe Teilnahmequote kamen auch das Bundes­
ministerium für innerdeutsche Beziehungen (47mal), das Bundesministerium für Wirt­
schaft (44mal) sowie das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit (43mal). 
Alle anderen Ressorts lagen weit darunter.33

M itg lied er und  B eau ftra g te d es Bundesrats
Das Interesse von Vertretern des Bundesrats an der Tätigkeit des Auswärtigen Aus­
schusses des Bundestages beschränkte sich schwerpunktmäßig auf wenige Länder -  an 
der Spitze, wie fast immer, Bayern, gefolgt von Schleswig-Holstein, Nordrhein-West­
falen und Berlin.34 Alle anderen Länder waren in nur wenigen Sitzungen vertreten.35 
Überwiegend entsandten die Länder beamtetes Personal ihrer Vertretungen beim Bund 
in den Ausschuss. Nur die spannungsgeladene Situation nach dem Einmarsch sowjeti­
scher Truppen nach Afghanistan veranlasste im Januar 1980 drei der offiziellen Bevoll­
mächtigten beim Bund, ihren Informationsstand im Auswärtigen Ausschuss persönlich 
aufzufrischen.36 Als Sonderfälle sind die beiden Sitzungen des Ausschusses in Berlin 
anzusprechen. Hier übernahmen die Bundesratsmitglieder und zugleich Bevollmächtig­
ten des Landes Berlin, Senator Horst K orb er  bzw. Senator Gerhard H eim ann , jeweils 
die Aufgabe, die Abgeordneten über die Lage in der geteilten Stadt zu unterrichten.37

Sonstige T eiln ehm er
Abgesehen von den vom Ausschuss durchgeführten öffentlichen Anhörungen, auf die 
gesondert einzugehen ist38, kamen Parlaments- bzw. regierungsfremde Experten nur in 
zwei Sitzungen zur Wort. In der Sitzung am 14. März 1979 äußerten sich drei Sach­
verständige zum aktuellen Konflikt im Libanon, insbesondere unter humanitären Aspek­
ten.39 Noch am selben Tag traf sich der Ausschuss zu einer weiteren Sitzung, in der das 
Thema Libanon wieder aufgegriffen wurde und -  nun im Dialog mit der Bundesregie­
rung -  die zuvor erhaltenen Informationen verarbeitet werden konnten.40 Am 13. Fe­
bruar 1980 berichtete der Generalsekretär des DRK, S ch illing , über den Stand der Aus-

33 Vgl. dazu die »Übersicht der Teilnehmer an den Ausschusssitzungen«, S. CXIII-CXIX.
34 Vertreter Bayerns waren in 51 Sitzungen anwesend, Schleswig-Holsteins in 33 Sitzungen, Nordrhein­

Westfalens in 30 Sitzungen und Berlins in 23 Sitzungen. -  Diese vier Länder lagen auch in der 
7. Wahlperiode hinsichtlich der Präsenz vorn. Vgl. AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 19 7 2 -19 7 6 , S. X X X , 
Anm . 46.

35 Vgl. dazu die »Übersicht der Teilnehmer an den Ausschusssitzungen«, S. CXIXf.
36 Hierbei handelt es sich um Peter M. Schmidhuber (Bayern), Gerhard Heimann (Berlin) und Hanns­

Eberhard Schleyer (Rheinland-Pfalz). Vgl. Dok. 65 und 66.
37 Vgl. Dok. 22 und 59.
38 Vgl. dazu unten S. XXXII-XXXVI.
39 Zu der als nichtöffentliche Anhörung bezeichneten Sitzung vgl. Dok. 49.
40 Vgl. Dok. 50, SVP C/D.
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Siedlung deutschstämmiger Personen aus der UdSSR, Polen, der Tschechoslowakei und 
Rumänien.41
Der Präsident der Bundesanstalt für gesamtdeutsche Aufgaben, K ühn , war passiver 
Teilnehmer an der Sitzung am 11. Mai 1977. Ihm lag vermutlich daran, sich über die 
Behandlung vorliegender Anträge der Koalition sowie der Opposition über die men­
schenrechtliche Lage in der DDR und in den osteuropäischen Staaten zu informieren. 
Eine inhaltliche Auseinandersetzung des Ausschusses mit den beiden Anträgen fand an 
diesem Tag jedoch nicht statt.42

3. Öffentliche Anhörungen

In der 8. Wahlperiode machte der Auswärtige Ausschuss erstmals von einem Infor­
mationsinstrument Gebrauch, das -  in Anlehnung an die Verfahrenspraxis in anderen 
Staaten -  insbesondere seit der Parlamentsreform vom 1. Oktober 1969 auch im aus­
schussbasierten Arbeitsalltag des Bundestages immer häufiger zur Anwendung kam. 
Gemeint ist die Durchführung öffentlicher Anhörungen.43
Ausgangspunkt für die erste Initiative in diese Richtung war die SPD-Fraktion, die im 
September 1977 im Ausschuss eine Anhörung zur laufenden UNO-Seerechtskonferenz 
und insbesondere zu den Fragen des Meeresbodenbergbaus anregte. SPD-Obmann 
C orterier  machte deutlich, dass es auf diesem Gebiet »sehr viele schwierige Fragen« au­
ßen- und wirtschaftspolitischer Natur gebe, die einmal im Gesamtzusammenhang erör­
tert werden müßten. Nur dann könne vor allem entschieden werden, ob der Bundestag 
auf diesem Gebiet selbst gesetzgeberisch tätig werden solle. Die Opposition zeigte sich 
für den Gedanken einer Anhörung offen und sprach sich dafür aus, auch andere inter­
essierte Ausschüsse an der Vorbereitung und Durchführung zu beteiligen.44 Das ein­
stimmige Votum des Ausschusses deutet an, dass vielen Abgeordneten daran gelegen 
war, einmal nicht nur von regierungsamtlicher Seite Auskunft über die diffizilen Ver­
handlungen zur Schaffung einer neuen internationalen Seerechtskonvention zu bekom­
men, sondern auch Experten wissenschaftlicher Institutionen sowie unmittelbar betrof­
fene Interessengruppen dazu zu hören. Immerhin stand für die Bundesrepublik, die im 
Gegensatz zu vielen wirtschaftlich konkurrierenden Staaten nicht über umfangreiche 
Küstengewässer verfügte, viel auf dem Spiel: Freiheit der Schifffahrt, Fischereirechte, 
Zugang zu den Rohstoffen des Meeresbodens, Ausbau der Meeresforschung und För­
derung des Umweltschutzes.45
Nach dem Grundsatzbeschluss des Ausschusses bildete sich eine interfraktionelle Ar­
beitsgruppe, die einen differenzierten Fragenkatalog für die Anhörung vorbereitete und 
sich Gedanken über die Liste der einzuladenden Institutionen machte. Ende Oktober

41 Vgl. Dok. 68, SVP B/C.
42 V gl. Dok. 8, SVP E.
43 Vgl. dazu DATENHANDBUCH 1949-1999, II, S. 2121-2123; Suzanne S. SCHÜTTEMEYER, Öffentliche 

Anhörungen, in: PARLAMENTSRECHT UND PARLAMENTSPRAXIS, S. 1145-1159; Rainer TENHAEF, 
Öffentliche Anhörungen der Fachausschüsse des Deutschen Bundestages im parlamentarischen Ent­
scheidungsprozeß bis zur 10. Wahlperiode, Diss., Bonn 1992.

44 Vgl. Dok. 12, SVP B.
45 Die Seerechtskonferenz und die damit zusammenhängenden Fragen wurden bereits in der 7. Wahl­

periode und zu Beginn der 8. Wahlperiode intensiv im Ausschuss behandelt. Vgl. dazu AUSWÄRTI­
GER AUSSCHUSS 1972-1976, Dok. 51, SVP D/E, und Dok. 77, SVP A/B; hier Dok. 5, SVP B/C/D.

XXXII



Formale Grundlagen der Tätigkeit des Ausschusses

1977 wurde die Arbeitsgruppe um Mitglieder des Wirtschaftsausschusses erweitert, und 
der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit äußerte sich schriftlich zu seinem 
Informationsbedarf. Am 23. November 1977 konnte der Vorsitzende S ch röd er  mittei­
len, dass der Bundestagspräsident die geplante Anhörung inzwischen genehmigt habe.46 
Die erste öffentliche Anhörung des Auswärtigen Ausschusses -  unter Mitbeteiligung 
des Wirtschaftsausschusses -  fand am 7. Dezember 1977 statt und dauerte von 9.00 Uhr 
morgens bis in die frühen Abendstunden.47 Zur Behandlung des Themas »Probleme der 
Dritten UN-Seerechtskonferenz unter besonderer Berücksichtigung des Meeresboden­
bergbaus« fanden sich außer den Parlamentariern und den Vertretern von Bundesregie­
rung und Bundesrat 46 Auskunftspersonen von 28 wissenschaftlichen Einrichtungen, 
Interessenverbänden und öffentlichen Stellen im Sitzungssaal ein.48 Gemäß dem vorlie­
genden Fragenkatalog49 gliederte sich die Anhörung in sechs Teilbereiche, zu denen 
viele der Institutionen eine schriftliche Stellungnahme eingereicht hatten. In der Regel 
gab der Vorsitzende S ch röd er  den Sprechern in der Sitzung ein weiteres Mal Gelegen­
heit zu einem zusammenfassenden Statement, bevor sie sich mit den dann folgenden 
Fragen der Abgeordneten auseinanderzusetzen hatten. Auf die inhaltlichen Aspekte 
der Anhörung ist hier nicht einzugehen50, doch sei abschließend vermerkt, dass bei der 
nächsten einschlägigen Ausschussbehandlung des Themas Seerecht sowohl die Abge­
ordneten als auch Staatssekretär H erm es für das Auswärtige Amt die Anhörung und 
die dafür angefertigten schriftlichen Expertisen als Bezugspunkt positiv hervorhoben.51 
Ein zweites Anhörungsverfahren des Ausschusses fand im Mai 1978 statt, wobei Vor­
bereitung und Durchführung nach dem erprobten Muster abliefen. Thema war diesmal 
die geplante Erweiterung der EG um Griechenland, Portugal und Spanien.52 Der An­
trag für eine entsprechende Anhörung war ein halbes Jahr zuvor von beiden Koaliti­
onsfraktionen gemeinsam im Ausschuss eingebracht worden, hatte aber auch auf Seiten 
der Union Unterstützung gefunden. Deren Sprecher N arjes regte einmal mehr die Ein­
beziehung weiterer interessierter Ausschüsse an, damit auf dieser parlamentarischen 
Arbeitsebene -  unter Federführung des Auswärtigen Ausschusses -  eine einheitliche 
Nord-Süd-Europapolitik gestaltet werden könne.53 Es ist davon auszugehen, dass er­
neut eine interfraktionelle und ausschussübergreifende Arbeitsgruppe eingesetzt wur­
de, die einen Fragenkatalog konzipierte54, die Einladung der Sachverständigen und In­
teressenvertreter organisierte und den Ablauf der Anhörung festlegte.
Für das Hearing wurden zwei ganze Tage angesetzt, der 29. und der 31. Mai 1978; hier­
bei fungierte der Auswärtige Ausschuss allein als Gastgeber. Von anderen Ausschüssen 
waren erstaunlich wenige Abgeordnete anwesend.55 Verständlich ist, dass beim Thema 
»Erweiterung der EG nach Süden« die Informationsfühler europaweit ausgestreckt wor­
den waren und nicht nur deutsche Institutionen ihre Stellungnahmen abliefern sollten. 
Den Auftakt bei der Anhörung machte der Bericht bzw. die Befragung eines Vertreters

46 Vgl. dazu Dok. 13, SVP F; Dok. 15, SVP E; Dok. 16, SVP A; Dok. 18, SVP M.
47 Vgl. Dok. 19.
48 Zur Liste der Teilnehmer vgl. Dok. 19, S. 426 f. -  Nicht ermitteln lässt sich die Zahl der anwesenden 

Journalisten bzw. anderweitig an der Anhörung interessierter Personen.
49 Zum Fragenkatalog vgl. Dok. 19, SVP A.
50 Zum Thema »Seerechtskonferenz« vgl. auch die Ausführungen in Kapitel IV/3, S. LXVIf.
51 Vgl. dazu Dok. 23, CD-ROM-Supplement, S. 645, 649 f., 653 f.
52 Inhaltlich dazu unten Kapitel IV/2, S. LIX-LXII.
53 Vgl. dazu Dok. 20, SVP G.
54 Zum Fragenkatalog für die Anhörung vgl. Dok. 32, CD-ROM-Supplement, S. 878.
55 Vgl. die Anwesenheitslisten zu Dok. 32 und 33.
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der EG-Kommission; dann folgte eine wissenschaftliche Sachverständigenrunde, an der 
Politik-, Wirtschafts- und Rechtswissenschaftler deutscher Universitäten und For­
schungseinrichtungen beteiligt waren sowie der Leiter der renommierten London School 
of Economics, Professor Ralf D ahrendorf. In einer dritten Befragungsrunde kamen 
Vertreter der Wirtschaft und der Gewerkschaften zu Wort. Der zweite Tag war zu­
nächst der Anhörung von Sachverständigen gewidmet, die die drei Beitrittskandidaten 
repräsentierten; hinzu kam ein wissenschaftlicher Experte aus Istanbul, der auch auf die 
für die Türkei heikle Frage eines griechischen EG-Beitritts einging. Abschließend ga­
ben noch einmal Wissenschaftler aus der Bundesrepublik ihre Einschätzung zur EG- 
Erweiterung ab und stellten sich den Fragen der Abgeordneten.
Am Ende der Wahlperiode beteiligte sich der Auswärtige Ausschuss noch an einer 
dritten öffentlichen Anhörung, bei der allerdings der Wirtschaftsausschuss federfüh­
rend war. Dieser beschloss im Februar 1980, die Probleme bei der Umsetzung des Ver­
haltenskodex der EG für europäische Unternehmen mit Filialen in Südafrika öffentlich 
zu erörtern. Ziel des Kodex war es, die Apartheid in den europäisch geführten Betrie­
ben zu überwinden und die soziale und menschenrechtliche Situation der schwarzen 
Arbeiter zu verbessern.
Der Auswärtige Ausschuss -  informiert in der Sitzung am 27. Februar 1980 -  war auf­
gerufen, sich an der Vorbereitung der Anhörung zu beteiligen und dabei die außenpo­
litischen Gesichtspunkte einzubringen. Die ersten Stellungnahmen der Opposition deu­
teten an, dass diese Anhörung nicht so unumstritten war wie die beiden vorangehen­
den. Stercken  sprach sich dafür aus, die Anhörung nicht auf den Umgang mit dem Ver­
haltenskodex einzuengen, sondern allgemeiner die Frage zu stellen, ob die Außenhan­
delspolitik als Instrument zur Durchsetzung menschenrechtlicher Ziele geeignet sei. 
Außerdem müsse deutlich werden, dass der Verhaltenskodex nicht die einzige Maß­
nahme der europäischen Staaten sei, um Menschenrechtsprobleme im südlichen Afrika 
überwinden zu helfen. Narjes gab zu bedenken, dass es bei einer Behandlung des Ko­
dex auch Aspekte gebe, die besser nicht öffentlich erörtert würden. Insbesondere gelte 
es, manche Angaben von Unternehmen diskret zu behandeln. Zudem dürfe die Anhö­
rung nicht zu einem Tribunal über die südafrikanische Regierung werden. Dies spreche 
dafür, sich bei der Vorbereitung der Anhörung eng mit der Bundesregierung abzu­
stimmen.56
Als dem Auswärtigen Ausschuss Mitte Mai 1980 das im Wirtschaftsausschuss inzwi­
schen beschlossene Konzept für die Anhörung vorgelegt wurde, machte CDU/CSU- 
Obmann A mrehn noch einen zaghaften Versuch, das Projekt mit dem Argument zu 
stoppen, die außenpolitischen Interessen der Bundesrepublik und deren Rohstoffver­
sorgung dürften nicht beeinträchtigt werden. Vielleicht werde schon »die gewünschte 
Wirkung« erzielt, wenn man »die Anhörung zunächst nur >androhe<«. Die Anhörung, 
so wiederholte A mrehn , dürfe »kein Tribunal« werden.57 Im Blick hatte er dabei sicher 
nicht nur die südafrikanische Regierung, sondern auch eine Reihe von Unternehmen 
aus der Bundesrepublik, denen vor allem von linksorientierten SPD-Abgeordneten vor­
geworfen wurde, in ihren südafrikanischen Zweigniederlassungen den EG-Verhaltens­
kodex nur unzureichend umzusetzen.58 Als die Koalitionsvertreter eine Aussetzung 
des Anhörungstermins einmütig ablehnten, lenkte A mrehn ein und stimmte dem Ver­

56 Vgl. Dok. 69, S. 1493-1496.
57 Vgl. Dok. 73, S. 1584.
58 Vgl. dazu etwa VON BOTHMER, Zehn Jahre, S. 29; VON BOTHMER, Kuh am Strick, S. 157-159; dazu 

auch Dok. 51, SVP B.
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fahren zu.59 Die Union, so ist unschwer zu folgern, wollte sich in diesem Fall trotz 
mancher Bedenken nicht isolieren, da sie sich ansonsten in der Öffentlichkeit als grad­
linige Ffüterin menschenrechtlicher Belange präsentierte.60
Die »Öffentliche Anhörung von Sachverständigen und Verbänden zu den Problemen 
des Verhaltenskodex der EG für Unternehmen mit Tochtergesellschaften, Zweignieder­
lassungen oder Vertretungen in Südafrika« wurde am 23. Juni 1980 vom Vertreter des 
Wirtschaftsausschusses P ieroth  (CDU) mit der Bemerkung eröffnet, dass in Absprache 
mit dem Auswärtigen Ausschuss Einigung darüber erzielt worden sei, dass es sich nicht 
um eine Anhörung über die Politik Südafrikas handele. Dies war als Mahnung an die 
Abgeordneten zu verstehen, sich eng an den vorliegenden Fragenkatalog zu halten. 
Aber auch die geladenen wissenschaftlichen Sachverständigen, die Repräsentanten der 
Wirtschaft und einzelner Unternehmen sowie die Vertreter des DGB und der evangeli­
schen und katholischen Kirche forderte Pieroth  auf, sich um »gleiche Präzision zu be­
mühen«.61 Dass eine gewisse Spannung über der Veranstaltung lag, machte das erste 
Statement des BDI-Vertreters Karl P eiffe r  deutlich, der -  wenn auch »etwas scherz­
haft« -  die Bitte formulierte, die Aussagen der zu befragenden Unternehmensvertreter 
nicht im Sinne eine Tribunals zu bewerten. P ieroth  versicherte, dass dies nicht der Fall 
sein könne, da eine Anhörung stattfinde, »in deren Rahmen Fragen gestellt werden, 
nicht aber debattiert wird«.62 Die folgenden Stunden verliefen zwar ohne ernsthafte 
Auseinandersetzungen, doch deutete sich bei einer Reihe von Fragen der Abgeordneten 
das Konfliktpotential an, das in der Anhörung bewusst klein gehalten wurde. Auch die 
Stellungnahmen der Gewerkschafts- und Kirchenvertreter entsprachen nicht in jeder 
Hinsicht einem Geist zurückhaltender Neutralität gegenüber der südafrikanischen 
Führung und den deutschen Unternehmen vor Ort, sondern waren eher von kritischer 
Offensive geprägt. Alles in allem zog der Vorsitzende P ieroth  nach sieben Stunden in­
tensiver Arbeit ein positives Fazit hinsichtlich der Erweiterung des Erfahrungshori­
zonts der Abgeordneten und gab sich überzeugt, dass der nächste Bundestag von die­
sem Hearing noch profitieren werde.63
Die vorstehenden knappen Ausführungen zu den öffentlichen Anhörungen des Aus­
wärtigen Ausschusses sind nicht als umfassende Analyse angelegt, doch können im­
merhin einige Schlüsse zur Funktion dieser Veranstaltungen gezogen werden. An erster 
Stelle stand natürlich das Informationsbedürfnis der Abgeordneten. Es ging ihnen darum, 
sich auf verschiedenen Gebieten die breiter gestreuten Kenntnisse und Meinungen von 
Sachverständigen sowie direkt oder indirekt Betroffenen nutzbar zu machen und so 
von der Expertise der Regierungsseite unabhängiger zu werden. Diesen Zweck hätten 
allerdings auch interne nichtöffentliche Anhörungen erfüllen können. Wie dargelegt, 
spielte parlamentsintern auch die Koordinierung verschiedener Ausschüsse eine Rolle. 
Die Anhörungen waren darauf angelegt, die beteiligten Ausschüsse gemeinsam mit 
Problemstellungen vertraut zu machen, konkurrierende Zielvorstellungen anzugleichen 
und so die Umsetzung einer gemeinsamen Linie im Bundestag zu erleichtern.

59 Vgl. Dok. 73, S. 1584.
60 Zur Auseinandersetzung zwischen Koalition und Opposition im Hinblick auf die Wahrung men­

schenrechtlicher Belange vgl. unten Kapitel IV, S. XXXIX-XLII, LXV, LXXII; ferner SCHNEIDER, 
Mertes, S. 383-394; VOSS, Menschenrechtspolitik, bes. S. 217-258.

61 Zu den Ausführungen des Abg. Pieroth sowie zur Anwesenheitsliste und zum Fragenkatalog vgl. 
Dok. 77, CD-ROM-Supplement, SVP A bzw. S. 2194.

62 Vgl. Dok. 77, CD-ROM-Supplement, S. 2203 f.
63 Vgl. Dok. 77, CD-ROM-Supplement, S. 2264.
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Zugleich diente jede der öffentlichen Anhörungen der Außendarstellung des Ausschus­
ses und damit des Bundestages als Ganzem. Jedes Hearing fand im Spannungsfeld von 
»Parlament und Öffentlichkeit« statt. Schon durch die Auswahl der zu befragenden 
Teilnehmer und den anschließenden Gedankenaustausch mit ihnen wurde die Anhö­
rung zu einem Faktor im Bestreben des Parlaments, Einfluss auf die gesellschaftlichen 
Interessengruppen zu gewinnen und sich diesen zugleich als ein auf Ausgleich und 
Dialog bedachter Mittler zu präsentieren. Über den engeren Kreis der Interessengrup­
pen hinaus war dem Auswärtigen Ausschuss natürlich daran gelegen, eine breitere Öf­
fentlichkeit mit bestimmten Themen vertraut zu machen und mittels der Resonanz in 
den Medien selbst Impulse für den weiteren Kurs zu erhalten. In diesem Zusammen­
hang müsste die Berichterstattung über die Anhörungen eingehender untersucht wer­
den. Nicht zuletzt war alles verknüpft mit der Frage der Durchsetzung konkreter poli­
tischer Ziele, die im Mit- und Gegeneinander der Fraktionen, von Koalition und Op­
position definiert wurden. Es bleibt festzuhalten, dass mit einer quellenbasierten histo­
risch orientierten Arbeit zum Thema »Öffentliche Anhörungen« die Parlamentsfor­
schung sicher noch um einige Aspekte bereichert werden könnte.

4. Anzahl behandelter Gesetzentwürfe und Anträge

Dem Auswärtigen Ausschuss wurden in der 8. Wahlperiode 9 Gesetzentwürfe feder­
führend und 14 weitere zur Mitberatung überwiesen.64 Im Gegensatz zu den beiden 
vorangegangenen Wahlperioden, wo es im Zusammenhang mit der Ausgestaltung der 
Ostpolitik zu langwierigen Ratifizierungsvorgängen mit strittigem Ausgang gekommen 
war65, gingen die aktuellen Gesetzesvorhaben fast geräuschlos über die Bühne. Der 
Beitritt der Bundesrepublik zum Antarktis-Vertrag, die Aufnahme Griechenlands in 
die EG oder die Zustimmung zum Internationalen Übereinkommen gegen Geiselnah­
me -  um nur einige Beispiele zu nennen -  trafen trotz des ein oder anderen kritischen 
Einwands der Opposition letztlich auf die ungeteilte Zustimmung aller im Ausschuss 
vertretenen Fraktionen.
Von größerer politischer Brisanz waren dagegen manche Anträge, die der Ausschuss zu 
bearbeiten hatte.66 Die meisten der insgesamt 26 Anträge kamen von Seiten der Op­
position und hatten -  wie nicht anders zu erwarten -  häufig eine regierungskritische 
Schlagseite. Insofern stießen 11 der 18 Anträge der CDU/CSU auf Ablehnung bzw. 
wurden keinem abschließenden Votum zugeführt. Die restlichen Anträge der Opposi­
tion -  davon einige humanitär-sozialer Natur -  wurden angenommen oder in eine 
modifizierte Ausschussempfehlung eingebracht.67
Neben Gesetzentwürfen und Anträgen musste sich der Ausschuss mit weiteren 71 Vor­
lagen befassen, die ihm vom Plenum des Bundestages überwiesen worden waren.68 Über 
ein Drittel dieser Drucksachen zielten darauf ab, den Bundestag über Vorgänge im Eu­

64 Vgl. dazu das »Verzeichnis behandelter Gesetzentwürfe und Anträge«, S. CLf.
65 Vgl. dazu AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 196 9-19 7 2 , S. X LI; AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 197 2 -19 7 6 , 

S. X X X IV .
66 Vgl. dazu das »Verzeichnis behandelter Gesetzentwürfe und Anträge«, S. CLI-CLVII.
67 Hierbei handelt es sich um die Drs. 8/1427, Drs. 8/1547, Drs. 8/2321, Drs. 8/2458, Drs. 8/3327, Drs. 

8/3408 und Drs. 8/3760. Aus dem »Verzeichnis behandelter Gesetzentwürfe und Anträge«, S. CL- 
CLVII, gehen die zugehörigen Dokumentennummern und Tagesordnungspunkte hervor.

68 Vgl. dazu das »Verzeichnis behandelter Gesetzentwürfe und Anträge«, S. CLI-CLVII.
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ropäischen Parlament oder allgemein über den Integrationsfortschritt innerhalb der EG 
auf dem Laufenden zu halten. Weitere 20 Vorlagen galten dem Europarat bzw. der 
WEU und den parlamentarischen Versammlungen dieser beiden Institutionen; zehnmal 
ging es um Belange der Interparlamentarischen Union sowie der Nordatlantischen Ver­
sammlung.
Um die Fülle dieser Vorlagen zügig durchzuschleusen, hatte der Ausschuss zu den ver­
schiedenen Bereichen ständige Berichterstatter bestellt -  in der Regel Abgeordnete, die 
zugleich einer der betreffenden parlamentarischen Versammlungen als Mitglied ange­
hörten.69 Die Berichterstatter nahmen dazu jedoch nur in Ausnahmefällen ausführli­
cher Stellung; zumeist beschränkten sie sich auf wenige erläuternde Sätze. Noch häufi­
ger nahm der Ausschuss die Vorlagen ohne jeden Kommentar zur Kenntnis. Dies lag 
vielfach daran, dass deren außenpolitische Inhalte -  etwa Berichte über Tagungen der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarats oder Hinweise auf Entschließungen 
des Europäischen Parlaments -  ihre Aktualität verloren hatten und teilweise bereits 
früher -  ohne formal überwiesene Grundlage -  im Ausschuss erörtert worden waren. 
Insgesamt -  so ist zu vermuten -  war die Situation für die ständigen Berichterstatter 
nicht eben befriedigend, da für die Behandlung der von ihnen betreuten Sachgebiete 
bzw. Institutionen im Rahmen der Ausschussarbeit nur wenig Zeit blieb. Auf die dar­
aus resultierenden Konflikte, besonders ausgelöst durch Forderungen der ständigen 
Berichterstatterin v o n  B othm er , den Geschehnissen im Europarat und der WEU im 
Ausschuss mehr Raum einzuräumen, wurde bereits verwiesen.70

69 Ständige Berichterstatter des Auswärtigen Ausschusses: Europäisches Parlament: Fellermaier (SPD), 
Jahn bzw. Klepsch (CDU/CSU), Jung (FDP) -  EG-Integrationsbericht: Fellermaier (SPD), Blumen­
feld (CDU/CSU) -  Parlamentarische Versammlung des Europarats: Amrehn (zwischenzeitlich Men- 
de) (CDU/CSU), von Bothmer (SPD) -  Versammlung der Westeuropäischen Union: von Bothmer 
(SPD), Amrehn (zwischenzeitlich Mende) (CDU/CSU) -  Interparlamentarische Union: Amrehn 
(CDU/CSU), Müller-Emmert bzw. später Timm (SPD) -  Nordatlantische Versammlung: Blumen­
feld (CDU/CSU), Corterier (SPD), Möllemann (FDP). Zur Bestellung der ständigen Berichterstatter 
vgl. Dok. 3, SVP E, Dok. 4, SVP G, und Dok. 18, CD-ROM-Supplement, S. 444.

70 Vgl. dazu oben S. XXV.
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IV. Schwerpunkte der außenpolitischen Arbeit

Mit den Vereinbarungen mit Polen vom 9. Oktober 19751 und der Unterzeichnung der 
KSZE-Schlussakte am 1. August 1975 fand für die Bundesrepublik Deutschland eine 
erste Phase der bi- und multilateral angelegten Ost- und Entspannungspolitik ihren 
Abschluss. Die damit einhergehende vorläufige Festschreibung des deutschland- und 
berlinpolitischen Status quo sicherte einen festen außenpolitischen Rahmen und eröff- 
nete somit den Bonner Akteuren die Möglichkeit, nunmehr auf andere Handlungsfel­
der erheblich mehr Aufmerksamkeit zu verwenden und den eigenen Aktionsradius 
auszuweiten. Von ebenso nachhaltiger Bedeutung für die Spannweite außenpolitischer 
Optionen war -  ebenfalls als Folge der Ostpolitik -  die Aufnahme der Bundesrepublik 
in die UNO im September 1973. Hierdurch entfielen auch auf international-weltweiter 
Ebene bisher vorhandene Einschränkungen und Hemmnisse.
Diese neue außenpolitische Konstellation spiegelt sich auch in der Arbeit des Auswär­
tigen Ausschusses in der Zeit von 1976 bis 1980 wider. Einzelne Themenfelder domi­
nieren nicht mehr so einseitig wie in den Jahren zuvor, und die Palette der behandelten 
Fragen ist nochmals um einiges gewachsen. Die Blickrichtung ist nicht mehr überwie­
gend deutschland- und eurozentrisch fokussiert, sondern wird weitaus stärker auch 
von den Ereignissen rund um das internationale wie globale Politik- und Krisenmana­
gement bestimmt.
In den folgenden vier Abschnitten können nur in knappen Überblicken einige Schwer­
punkte herausgearbeitet werden, bei denen die Protokolle eine Fülle von Stoff für die 
Bewertung der außenpolitischen Positionen von Bundesregierung und parlamentari­
schen Vertretern liefern. Zunächst wird die Fortführung der Entspannungspolitik so­
wie deren Krise ab 1979/80 behandelt -  eng verwoben mit den Ausschussdebatten über 
Sicherheit, Abrüstung und Rüstungskontrolle. Der zweite Abschnitt befasst sich mit 
dem europäischen Integrationsprozess, dem der Ausschuss nach wie vor einen guten 
Teil seiner Konzentration widmete. An dritter Stelle gerät die weltweite politische und 
wirtschaftliche Verflechtung der Bundesrepublik ins Blickfeld, die nun zunehmend im 
Ausschuss thematisiert wurde. Das über Europa und den Bündnisraum der NATO 
hinausreichende Engagement der Bundesrepublik steht auch im vierten Abschnitt im 
Mittelpunkt. Hier geht es um die Reaktion von Bundesregierung und Parlamentariern 
auf Geschehnisse in den Krisenregionen Naher Osten und südliches Afrika.
Andere Felder der auswärtigen Politik, für die die Ausschussprotokolle gleichwohl eine 
wertvolle Quelle darstellen, bleiben in den folgenden Ausführungen notgedrungen auf 
der Strecke. Dies gilt vor allem für manchen Meinungsaustausch über bilaterale Bezie­
hungen, etwa zur Volksrepublik China oder zu Jugoslawien. Auch die Diskussion der 
Abgeordneten mit Staatsminister W ischnewski über die außenpolitischen Aspekte der 
Entführung der Lufthansamaschine »Landshut« und der dramatischen Befreiung der 
Geiseln in Mogadischu wird ausgeblendet.2 Ebensowenig können die Belange des Aus­
wärtigen Dienstes, die Flüchtlingsproblematik in Südostasien und eine Reihe weiterer 
interessanter Sujets einbezogen werden. Hier bieten Sachregister, Sitzungsverlaufs­
punkte und CD-ROM vielfältige Zugriffsmöglichkeiten.

1 Zu den Abkommen mit Polen vom 9. Oktober 1975, insbesondere dem Ausreiseprotokoll, vgl. AUS­
WÄRTIGER AUSSCHUSS 1972-1976, bes. Dok. 68 und 69.

2 Vgl. dazu Dok. 16, SVP D/E.
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1. Westliches Bündnis, Entspannung und Sicherheit 

E ntspannung und  KSZE-Prozess
Bei aller Vielfalt der behandelten Themen zieht sich ein Gesichtspunkt wie ein roter 
Faden durch die Ausschussprotokolle der 8. Wahlperiode: Im Kern geht es in sehr vie­
len Debatten um eine Bewertung der Resultate der bis Mitte der 70er Jahre fixierten 
Ost- und Entspannungspolitik und die Frage ihrer weiteren Fortführung. Insbesondere 
ein außenpolitischer Handlungsbereich bot 1977/78 häufig Anlass, sich damit ausein­
anderzusetzen: das geplante erste KSZE-Folgetreffen in Belgrad. Anfang Februar 1977 
äußerte sich die neue Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Hildegard H am m -B rü- 
ch er , zum Stand der Vorbereitungen für die Belgrader Konferenz3 -  ein Bericht, der 
wegen seiner Dürftigkeit bei einer Reihe von Ausschussmitgliedern Unmut hervorrief4 
und die Opposition in ihrer Forderung nach einer eingehenden Analyse der KSZE-Po- 
litik bestärkte.
Die Abgeordneten der Union trugen vor allem als Anliegen vor, die Bundesregierung 
möge in einem Dokument ein Fazit über die bisherige Implementierung der KSZE- 
Schlussakte ziehen, d.h. Punkt für Punkt Erfolge und Misserfolge anschaulich gegen­
überstellen.5 SPD-Obmann Ehmke wandte sich gegen ein solches Papier mit dem Ar­
gument, dass es »den Menschenrechten und dem Fortschritt der Entspannung« nicht 
dienen würde, »wenn beide Seiten mit Auflistungen kommen, wo sie über die andere 
Seite gewonnen haben«. Für die Fortführung des KSZE-Prozesses sei es nicht zweck­
dienlich, gegenseitig »Siege und Niederlagen« herauszustellen. Allerdings spreche nichts 
gegen einen »kurzen Bericht« der Bundesregierung über Fortschritte im KSZE-Bereich 
bzw. Verletzungen der KSZE-Beschlüsse.6
Der Punkt, auf den sich die Auseinandersetzungen inhaltlich konzentrierten, war die 
Frage der Umsetzung des sogenannten Korbs III der KSZE-Schlussakte, d.h. der Zu­
sammenarbeit im humanitären Bereich, beim Informationsaustausch und bei kulturel­
len Kontakten, oder -  kurzum -  die Frage der Verwirklichung menschenrechtlicher 
Belange. Die Abgeordneten der Union kritisierten immer wieder, dass die Bundesregie­
rung auf diesem Gebiet nicht ausreichend Druck auf die Regime im Ostblock ausübe. 
Zugleich stellten sie heraus, dass die Opposition -  wie auch das Parlament als Ganzes -  
noch offensiver als die Regierungsseite auftreten könne, um den Bestimmungen der 
KSZE-Schlussakte und der parallel gelagerten UNO-Menschenrechtspakte zum Erfolg 
zu verhelfen. Auf Seiten der Koalition wurde dagegen argumentiert, dass es besser sei, 
in einem allmählichen Prozess menschliche Erleichterungen im Ostblock durchzuset­
zen und dabei in einem gewissen Maße auch Rücksicht auf die Stabilität der dortigen 
Systeme zu nehmen.7
Einzelne Sozialdemokraten argwöhnten zudem, dass das forsche Eintreten der Union 
für die Menschenrechte im Ostblock ganz wesentlich Ausdruck innenpolitischen Kal­
küls sei. Dabei klang durch, wie etwa bei Friedrich  im Februar 1977, dass die Union 
sowieso nicht hinreichend legitimiert sei, auf diesem Gebiet Kritik zu üben, weil sie die

3 Vgl. dazu Dok. 3, SVP C.
4 Vgl. dazu Kapitel V/l, S. LXXXIf.
3 Vgl. dazu Dok. 3, S. 44 f., 51 f.
6 Vgl. Dok. 3, S. 46.
7 Vgl. dazu bes. Dok. 3, S. 33, 40-44, 49-51; Dok. 4, S. 74 f.; Dok. 7, S. 101-114.

XXXIX



Einleitung

KSZE-Schlussakte 1975 abgelehnt hatte.8 Diesen Andeutungen trat der CDU-Abge­
ordnete M ertes vehement entgegen. Die Union habe »die Risiken, die in der Doppel­
deutigkeit der Schlußakte begründet liegen, anders als die Bundesregierung bewertet« 
und diese deshalb abgelehnt. Aber, so widersprach er F riedrich : »Wenn die Mehrheit 
ein Vertragswerk beschlossen hat -  sei es ein Gesetz, ein Vertrag, sei es der NATO- 
Vertrag oder die Schlußakte von Helsinki - , so beugt sich die Minderheit natürlich der 
Entscheidung der Mehrheit. Das ist in der parlamentarischen Demokratie selbstver­
ständlich. Für uns ist die Schlußakte von Helsinki jetzt verbindlich, und zwar auf der 
Basis der Interpretation der Bundesregierung.« Nun bei jeder Gelegenheit der Union 
ihre Haltung vor der Entscheidung des Deutschen Bundestages vorzuwerfen sei »eine 
Sünde gegen die parlamentarische Demokratie.«9
In der Sitzung am 9. Februar 1977 bat M ertes noch einmal eindringlich um substantielle 
Informationen über den Ist-Stand des KSZE-Prozesses und die Zielvorgaben für Bel­
grad. Nur so könne das Parlament -  »in seiner Gesamtheit«, also einschließlich der 
CDU/CSU-Fraktion -  dazu beitragen, das in der KSZE-Schlussakte aufgetürmte »Ge­
birge von Dissensen« zu überwinden, und den richtigen Interpretationen der Bundes­
regierung zum Durchbruch verhelfen.10 Diesem Informationsanliegen kamen Bundes­
minister G enscher und der neue Staatssekretär des Auswärtigen Amts, van  Well, An­
fang Mai nach, wobei sich eine gewisse Annäherung der Standpunkte von Koalition 
und Opposition abzeichnete.11 Allerdings stand nach wie vor die Forderung der Union 
im Raum, in einer regierungsamtlichen Dokumentation ein Fazit hinsichtlich der bis­
herigen Umsetzung der KSZE-Schlussakte zu ziehen. In einer weiteren Sitzung des 
Ausschusses am 25. Mai 1977 wurde hierum heftig gerungen. Die Abgeordneten der 
Koalition waren zwar bereit, den Wunsch nach der Vorlage entsprechender Papiere zu 
unterstützen, beharrten jedoch auf einer internen Behandlung im Auswärtigen Aus­
schuss.12 M ertes machte dagegen deutlich, dass es aus Sicht der Union wesentlicher 
Zweck der Dokumentation sei, die Öffentlichkeit vor Abhaltung der Belgrader Folge­
konferenz zu informieren; eine ausschließlich parlamentsinterne Behandlung der Ange­
legenheit komme also nicht in Frage.13 Da kein Konsens herzustellen war, blieb das 
Anliegen einer Dokumentation letztlich stecken.
Immerhin verstand sich die Bundesregierung in den nächsten Monaten dazu, den Aus­
schuss über die weiteren Vorbereitungen für Belgrad bzw. die dann am 4. Oktober 1977 
eröffnete KSZE-Folgekonferenz mittels ausführlicher -  mündlicher -  Berichte auf dem 
Laufenden zu halten. Hierbei wurde seitens der Vertreter des Auswärtigen Amts her­
vorgehoben, dass es in Belgrad nicht um neue Vereinbarungen gehe, sondern die Kon­
ferenz die Implementierung der KSZE-Schlussakte weiter voranbringen solle. Wenn 
dieser Gedanke im vorgesehenen Schlussdokument -  insbesondere mit Blick auf die 
Frage der Menschenrechte -  nicht hinreichend Berücksichtigung finde, sei es besser, die 
Konferenz mit einer knappen formellen Erklärung zu schließen.14 Auch wenn diese 
Überlegungen der Bundesregierung im Ausschuss parteiübergreifend auf Zustimmung 
stießen, blieben im Hinblick auf die konkrete Ausrichtung der KSZE-Politik doch grund­
legende Differenzen bestehen. Entscheidend hierfür war die unterschiedliche Interpre­

8 Vgl. dazu Dok. 3, S. 31; ferner Dok. 7, S. 109; Dok. 25, S. 555; Dok. 29, S. 629-631.
9 Vgl. Dok. 3, S. 32; ferner Dok. 25, S. 558; Dok. 29, S. 639f.

10 Vgl. Dok. 3, S. 45 f., Zitate S. 46.
D Vgl. dazu Dok. 7, SVP A/B.
12 Vgl. dazu Dok. 9, SVP M.
13 Vgl. Dok. 9, S. 191 f.
14 Vgl. dazu Dok. 12, SVP C/D; Dok. 18, SVP G/H; Dok. 21, SVP B/C, sowie bes. S. 457f.
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tation des Entspannungsbegriffs. Die Vertreter der Opposition zweifelten daran, dass 
man unter »Entspannung« im Osten inhaltlich das gleiche verstehe wie auf westlicher 
Seite, und forderten, für mehr begriffliche Klarheit zu sorgen.15 Staatssekretär van  Well 
räumte ein, dass »Entspannung« ein dynamischer und relativer Begriff sei, der nicht ge­
nauer definiert werden könne. Entscheidend sei, dass auf der Argumentationsgrundlage 
des Westens die dynamische Dimension sichtbar geworden sei. Es sei schon ein Erfolg 
des Entspannungsprozesses, dass die Beteiligten in Belgrad über -  menschenrechtliche 
-  Fragen miteinander reden würden, »die früher völlig tabu waren«.16 
Die Tatsache, dass das »Abschließende Dokument« des Belgrader KSZE-Folgetreffens 
vom 8. März 1978 keine klärenden Sachaussagen lieferte und neue Impulse nicht erwar­
ten ließ, schien die Skepsis der Union zu rechtfertigen. Außenminister G ensch er stellte 
noch am selben Tag im Ausschuss klar, dass die Dynamik des KSZE-Prozesses erhalten 
bleibe und die Sowjetunion sich mit ihrer Absicht, von der weiteren Implementierung 
der KSZE-Schlussakte abzulenken, nicht durchgesetzt habe.17 Auf breite Zustimmung 
traf G enscher bei den Ausschussmitgliedern der Koalition. So wandte sich der SPD- 
Abgeordnete Voigt vehement gegen die von Seiten der Union vorgebrachte These der 
Doppeldeutigkeit des Entspannungsbegriffs. Das in diesem Prozess von West und Ost 
vereinbarte Konsensprinzip bedeute, »daß man die alten Gegensätze zwar weiterhin 
hat, sie aber nicht auf dem Wege der Konfrontation lösen will«. Es müsse alles versucht 
werden, um die Sowjetunion am Entspannungsprozeß weiter interessiert zu halten. 
M ertes warnte im Gegenzug davor, von einer »Automatik der Entspannung« auszuge­
hen. Im außenpolitischen Interesse der Bundesrepublik sei es die Pflicht der Union, die 
jetzt eingetretene »Ernüchterung« hinsichtlich der Entspannung noch zu verstärken. 
Die UdSSR versuche, ihre Ziele in einem globalen Konzept offensiv durchzusetzen, 
und die westliche Allianz müsse mit allen ihr zur Verfügung stehenden Mitteln dage­
genhalten. Die Union sei keineswegs für Konfrontation um ihrer selbst willen, sondern 
suche ebenfalls den Konsens -  wenn er klar definiert sei.18

E ntspannung und  b ila tera le B ez iehungen  zu d en  Staaten d es O stblocks
Um die Früchte und Risiken der Entspannungspolitik ging es nicht nur bei der Be­
handlung des multilateralen KSZE-Prozesses, sondern auch bei der Bewertung der bila­
teralen Beziehungen der Bundesrepublik zu den Staaten des Ostblocks. Mit Blick auf 
die menschenrechtlichen Probleme spielte hier, noch weit stärker als in den Diskussio­
nen zum allgemeinen KSZE-Prozess, die spezifisch deutsche Blickrichtung eine Rolle. 
Besonders die Vertriebenenpolitiker der Union, Gzaja, Hupka und B ech er , lenkten ih­
re Fragen und ihre Kritik immer wieder auf das Schicksal der Deutschen bzw. Deutsch­
stämmigen in Polen, Rumänien, der Tschechoslowakei und der Sowjetunion. Im Fokus 
standen die Ausreisebedingungen und -zahlen sowie die Frage nach den Möglichkeiten 
für die in diesen Staaten verbliebenen Deutschen, sich vor Ort ein kulturelles Eigenle­
ben zu bewahren. Gegenüber der Bundesregierung wurde der Vorwurf laut, dass posi­
tive Errungenschaften auf diesen Gebieten nicht Folge des Entspannungsprozesses sei­
en, sondern durch Geldzahlungen der Bundesrepublik erkauft würden.19 Bundesmini­

15 Vgl. vor allem die Äußerung des Abgeordneten Mertes (CDU); Dok. 21, S. 471, und Dok. 29, S. 639 f.
16 Vgl. Dok. 21, S. 471.
17 Vgl. Dok. 25, S. 547 f.
18 Vgl. Dok. 25, S. 554 bzw. S. 559 f.
19 Vgl. dazu Dok. 3, S. 36f., 41-43; Dok. 7, S. 101-103, l l l f ;  Dok. 9, S. 192f.; Dok. 12, S. 271, 277; 

Dok. 16, S. 355f.; Dok. 18, S. 396f., 414, 422f.; Dok. 20, S. 440f., 443-445, 450f.; Dok. 21, S. 461-466; 
Dok. 24, SVP D; Dok. 25, S. 553; Dok. 29, S. 625-629, 633 f.; Dok. 30, S. 662; Dok. 43, S. 922 f.
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ster G enscher verlieh auf entsprechende Vorhaltungen seiner Überzeugung Ausdruck, 
dass -  trotz finanzieller Anreize -  ohne die KSZE-Schlussakte etwa die Ausreiseverein­
barung mit Polen vom Oktober 1975 nicht hätte geschlossen werden können.20 
Zu besonders heftigen Auseinandersetzungen kam es im Zusammenhang mit dem Be­
such des tschechoslowakischen Staatspräsidenten Husäk im April 1978 in der Bundes­
republik. Die Opposition charakterisierte die Verhältnisse in der CSSR als »die 
schlimmsten im gesamten Osten« und verlangte vehement, die Wahrung der Men­
schen- und Minderheitenrechte eindringlicher einzufordern.21 Die sozialdemokrati­
schen Ausschussmitglieder verteidigten dagegen die diplomatisch angelegte Dialogbe­
reitschaft der Bundesregierung. Eine Destabilisierung des Regimes in der Tschecho­
slowakei, so Voigt, werde die Lage der Dissidenten eher verschlechtern als verbessern. 
Die öffentlich vorgetragenen Forderungen der Union, ergänzte F riedrich , seien für die 
Verwirklichung der Menschenrechte letztlich kontraproduktiv.22
Im Mittelpunkt der Berichte und Debatten über die bilaterale Ostpolitik standen na­
türlich die Beziehungen zur Sowjetunion.23 In diesem Fall wurden weniger die Aus­
wirkungen der Entspannung auf die menschenrechtliche Situation, sondern vor allem 
die sicherheitspolitischen Komponenten angesprochen, denen unten eigene Abschnitte 
gewidmet sind. Darüber hinaus kam es immer wieder zu Nachfragen betreffend den 
neuralgischen Punkt Berlin.24 Hier blockierte die sowjetische Führung nach wie vor 
einige Abkommen mit der Bundesrepublik, weil sie dem Ansinnen der Bundesregie­
rung auf Einbeziehung von Berlin (West) nicht nachkommen wollte. War diesbezüg­
lich auch kein Vorankommen zu vermelden, so sahen Bundesregierung wie Vertreter 
des Berliner Senats den Westen der geteilten Stadt infolge der Entspannung als weitge­
hend gesichertes Terrain an. Allerdings gelte es, so äußerte Staatssekretär van  Well im 
Oktober 1977, beständig den Zusammenhalt der drei Westmächte und der Bundesre­
publik zur Verteidigung des Viermächtestatus zu organisieren.25 In einer späteren Sit­
zung plädierte Senator H eim ann  in diesem Zusammenhang dafür, auf »demonstrative 
Kraftakte« zu verzichten. Die verbrieften Rechte, wie etwa die Bindungen von West­
Berlin an den Bund, müssten in der bestehenden »Schonphase« mit ruhiger Beharrlich­
keit wahrgenommen bzw. entwickelt werden.26 Die Deutsche Frage im engeren Sinn 
wurde zwar nur noch selten im Ausschuss angesprochen, doch speziell im Zusammen­
hang mit den Beziehungen zur UdSSR legten die Vertreter der CDU/CSU Wert dar­
auf, sich der Gültigkeit des Briefs zur deutschen Einheit und damit der grundsätzlichen 
Option für die Wiedervereinigung zu versichern.27
Ein wesentlicher Teil der Diskussion, wenn die bilateralen Kontakte zur östlichen Füh­
rungsmacht thematisiert wurden, galt dem Wirtschaftsbereich. Das »Abkommen über 
die Entwicklung und Vertiefung der langfristigen Zusammenarbeit der Bundesrepublik 
und der UdSSR auf dem Gebiet der Wirtschaft und Industrie«, das während des Besuchs 
von Generalsekretär B reschn ew  am 6. Mai 1978 in Bonn unterzeichnet wurde, nahm die

20 Vgl. Dok. 25, S. 554.
21 Vgl. dazu Dok. 29, S. 625-629, 633 f., 636f., 641-645, Zitat S. 637.
22 Vgl. Dok. 29, S. 629-631, 637-639, 645 f.
23 Für die Jahre 1977/78 vgl. bes. Dok. 9, SVP O/P; Dok. 29, SVP C/D; Dok. 30, SVP D/E; Dok. 31, 

SVP B/C/E; Dok. 42, SVP A/B.
24 Zur Lage in Berlin vgl. vor allem auch Dok. 22 und 59.
25 Vgl. Dok. 16, S. 332 f.
26 Vgl. Dok. 59, S. 1277-1280, Zitate S. 1278 f.
27 Vgl. etwa Dok. 12, S. 280; Dok. 16, S. 355, 359-361; Dok. 21, S. 469; Dok. 31, S. 673 f., 678; Dok. 44,

S. 936; Dok. 45, 964 f., 972.
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Opposition zwar im Grundsatz positiv auf, besorgte Einwände blieben aber bestehen. 
A mrehn und Narjes warnten davor, dass eine zu enge wirtschaftliche Kooperation mit 
der UdSSR die politische Handlungsfreiheit der Bundesrepublik beeinträchtigen könne. 
Insbesondere die Integration in die Europäische Gemeinschaft könne darunter leiden. 
Außerdem bestehe die Gefahr einer einseitigen Abhängigkeit auf dem Energiesektor. 
Darüber hinaus beruhte das langfristige Wirtschaftsabkommen aus der Sicht von Nar­
je s  auf Konzessionen der Bundesrepublik, für die man im Gegenzug politische Zuge­
ständnisse hätte einhandeln können.28 SPD-Obmann C orterier hielt dem entgegen, dass 
der Union der Blick für die historische und politische Dimension des Abkommens im 
Rahmen der Entspannungspolitik fehle. Es sei ein bemerkenswerter Vorgang, »daß 
zwei Staaten mit dieser Vergangenheit und mit einer so unterschiedlichen Ordnung 
sich in der Lage sehen, ein so langfristiges und so weitgehendes Abkommen abzu­
schließen«. Das Abkommen stelle »ein Stück Friedenspolitik« dar.29 Besonders kritisch 
unter die Lupe genommen wurden die Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zur 
UdSSR verständlicherweise nach dem Einmarsch sowjetischer Truppen nach Afghani­
stan an der Jahreswende 1979/80. Hierauf wird später zurückzukommen sein.30

A brüstung , R üstungsk ontro lle und  S icherheit
Mit der seit Anfang der 70er Jahre forciert vorangetriebenen Entspannungspolitik war 
auf westlicher Seite die Hoffnung verbunden, auf Dauer auch eine sicherheitspolitische 
Dividende einfahren zu können. Konkret richteten sich diese Hoffnungen auf die in 
Wien laufenden MBFR-Verhandlungen, die zu einer ausgewogenen Truppenreduzie­
rung in beiden militärischen Machtblöcken führen sollten. Intensiv wurden diese Ver­
handlungen vom Unterausschuss »Abrüstung und Rüstungskontrolle« beobachtet31, 
doch auch der Gesamtausschuss widmete sich immer wieder dieser Thematik. Schon zu 
Anfang der Wahlperiode -  1977 -  wurde in den diesbezüglichen Ausschussdebatten, 
die überwiegend von einem sachlichen Expertenton geprägt waren, recht deutlich, dass 
sich seit der Aufnahme der MBFR-Gespräche Ende Oktober 1973 nicht viel bewegt 
hatte. Immer noch steckten die Verhandlungsparteien in der grundsätzlichen Datendis­
kussion fest. Das Übergewicht des Warschauer Pakts im konventionellen Bereich, vor 
allem aufgrund der weitaus höheren Zahl von Panzern, war ungebrochen.32 
Die CDU/CSU, so lassen die Ausschussprotokolle erkennen, unterstützte in den we­
sentlichen Punkten die im Rahmen der NATO abgesteckte MBFR-Politik, setzte al­
lerdings mitunter -  etwa mit der Forderung, auch die DDR-Betriebskampfgruppen in 
die Verhandlungen miteinzubeziehen33 -  verschärfte Akzente.34 Mit Argwohn verfolg­
te die Opposition auch jeden direkten Dialog zwischen Bundesregierung und sowjeti­
scher Regierung über Abrüstungsfragen. Man befürchtete, die UdSSR könne die Regie­
renden in Bonn -  mit Druck oder Konzessionen -  dazu bewegen, aus dem MBFR-

28 Vgl. Dok. 31, S. 674-676, und CD-ROM-Supplement, S. 862 f.; ferner Dok. 42, SVP A/B.
29 Vgl. Dok. 42, S. 900 f.
30 Vgl. dazu unten S. LUIf.
31 Vgl. dazu BT ParlA, 8. WP, 3. Ausschuss, Unterausschuss für Abrüstung und Entspannung, Proto­

kolle.
32 Vgl. dazu Dok. 4, SVP J; Dok. 7, SVP B; Dok. 9, SVP P; Dok. 14, SVP A/B; dazu auch PETER, Si­

cherheit und Entspannung, S. 65-68.
33 Vgl. dazu Dok. 64, SVP A/B.
34 Zur MBFR-Politik der CDU/CSU, die wesentlich vom Abgeordneten Mertes mitbestimmt wurde, 

vgl. auch SCHNEIDER, Mertes, S. 321-350.
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Konzept der NATO auszuscheren und einseitig Abrüstungszugeständnisse anzubieten. 
Verstärkt wurde diese Sorge im Frühjahr 1979 durch missverständliche -  vermutlich 
parteipolitisch motivierte -  Äußerungen von Bundeskanzler Schm id t, die wie ein ver­
kappter Vorschlag zu einer einseitigen Begrenzung der Stärke der Bundeswehr daher­
kamen.35 Bundesminister G enscher konnte die Abgeordneten allerdings beruhigen, in­
dem er im Ausschuss klar zu erkennen gab, dass er den Vorschlag des Kanzlers nicht 
teile und dieser nicht der Regierungslinie entspreche. Im Kabinett, so der Außenmini­
ster, sei darüber noch keine Entscheidung gefallen.36
Größere rüstungskontrollpolitische Erfolgsaussichten versprachen die zweiseitigen Ver­
handlungen zwischen den USA und der UdSSR über ein weiteres Abkommen zur Be­
grenzung der strategischen Atomwaffen (SALT II). Dies war für die Abgeordneten 
aufgrund des erkennbaren Engagements des neuen amerikanischen Präsidenten C arter 
unschwer vorauszusehen.37 Allerdings führten die diesbezüglichen Erörterungen im 
Ausschuss den Parlamentariern von Mal zu Mal deutlicher vor Augen, dass ein solches 
Abkommen die spätestens seit der Londoner Rede Bundeskanzler Schm idts im Okto­
ber 197738 klar benannte Disparität im eurostrategischen Mittelstreckenbereich nicht 
beheben würde. Die Frage, wie auf die sowjetische SS-20-Aufrüstung und die damit 
einhergehende atomare Bedrohung Mittel- und Westeuropas zu reagieren sei, trieb den 
Ausschuss immer häufiger um.39 Dabei bestand auf allen Seiten der Wunsch, möglichst 
mittels eines neuen amerikanisch-sowjetischen Verhandlungspakets -  häufig als SALT 
III tituliert -  eine Lösung herbeizuführen. Zugleich wurde die Tragfähigkeit eines sol­
chen Ansatzes aber mit Skepsis beurteilt. Ungewissheit herrschte nicht nur über die 
sowjetische Reaktion, auch dem amerikanischen Verbündeten traute man nur bedingt 
ein ausreichendes Verständnis für die europäischen Sicherheitsbelange zu. M ertes , füh­
render Sicherheitsexperte der Union, äußerte im April 1978 die Befürchtung, »daß die 
Amerikaner einen Sicherheits- und Abschreckungsbegriff haben, der dem unseren nicht 
mehr entspricht und der die psychologischen Wirkungen des amerikanischen Verhal­
tens in Europa überhaupt gar nicht mehr einkalkuliert«.40
Als Alternative zur Methode, die Disparitäten im konventionellen und atomaren Be­
reich durch Abrüstungsverhandlungen in den Griff zu bekommen, boten sich militäri­
sche Optionen an. Im Ausschuss war eine Modernisierung von Waffensystemen der 
NATO zunächst praktisch kein Thema, dafür wurde 1977/78 in der Öffentlichkeit -  
und hinter den Kulissen zwischen den USA und der Bundesrepublik -  um so heftiger 
über die Einführung der sogenannten Neutronenwaffe gestritten, die vor allem dem 
sowjetischen Übergewicht bei den Panzerarmeen entgegenwirken sollte.41 Welch ein 
heikles außen- und sicherheitspolitisches Thema die Neutronenwaffe war, zeigt die

35 Vgl. dazu Dok. 61, Anm. 29; ferner SCHNEIDER, Mertes, S. 344 f.
36 Vgl. Dok. 61, S. 1330f.; dazu auch Dok. 74, S. 1603.
37 Zum rüstungskontrollpolitischen Engagement von Präsident Carter vgl. etwa Dok. 4, S. 76, und 

Dok. 9, S. 208 f, bes. Anm. 99.
38 Zur Einordung der Rede von Bundeskanzler Schmidt vom 28. Oktober 1977 vgl. Dok. 27, Anm. 63; 

ferner GEIGER, Regierung Schmidt-Genscher, S. 98-100; WIEGREFE, Zerwürfnis, S. 173; SCHNEI­
DER, Mertes, S. 360 f. -  Zur Problematik der Bedrohung Westeuropas durch sowjetische Mittelstrek- 
kenraketen vgl. auch bereits AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1972-1976, Dok. 67, SVP C.

39 Vgl. dazu Dok. 2, S. 14-16; Dok. 4, S. 76; Dok. 9, S. 165; Dok. 14, SVP B; Dok. 27, SVP A/B; Dok. 29, 
SVP D; Dok. 30, SVP E; Dok. 31, SVP C/E/I; Dok. 34, SVP E; Dok. 45, SVP D/E; Dok. 53, SVP B.

40 Vgl. Dok. 27, CD-ROM-Supplement, S. 756.
41 Vgl. dazu GEIGER, Regierung Schmidt-Genscher, S. 10 0 -105 ; WIEGREFE, Zerwürfnis, S. 180-206 ; 

Sc h n e id e r , Mertes, S. 3 51-360 .

XLIV



Schwerpunkte der außenpolitischen Arbeit

Tatsache, dass Bundeskanzler S chm id t sich unmittelbar nach der Entscheidung des 
amerikanischen Präsidenten C arter , die Produktion des neuen atomaren Waffensy­
stems aufzuschieben, veranlasst sah, den Auswärtigen und den Verteidigungsausschuss 
über die Sachlage zu informieren.
In der Sondersitzung am 10. April 1978 legte Schm id t ausführlich den Gang der Ver­
handlungen in der Allianz über die Neutronenwaffe dar. Trotz der Dislozierungszusa­
ge der Bundesregierung habe sich C arter Anfang April für einen Aufschub der Pro­
duktion entschieden. Der Kanzler bat aber darum, den -  offensichtlichen -  Konflikt 
mit den USA nicht überzubewerten. Auseinandersetzungen über verteidigungspoliti­
sche Fragen habe es auch schon früher gegeben. Entscheidend sei nun, den vorläufigen 
Verzicht auf die Neutronenwaffe dafür zu nutzen, in Verhandlungen mit der UdSSR 
über den Abbau der vorhandenen Disparitäten zu kommen. Außerdem, so fügte S chm id t 
hinzu, lasse die amerikanische Entscheidung auch die Möglichkeit offen, in einer ande­
ren Form »eine weitere Modernisierung der vorhandenen und dislozierten taktischen 
nuklearen Waffen« der NATO einzuleiten.42 An die Ausschussmitglieder wandte sich 
der Bundeskanzler mit dem Appell, in dieser Situation polemische Zuspitzungen zu 
Lasten der USA zu vermeiden. Nur so könne die im Neutronenwaffenverzicht be­
gründete Chance auf Rüstungskontrollverhandlungen gewahrt werden. Zu beachten sei 
in jedem Fall, dass es ohne die USA keine Sicherheit für Europa, die Bundesrepublik 
und Berlin geben könne.43
In der Aussprache über den Bericht des Regierungschefs zeigten sich allerdings nur 
einzelne Sozialdemokraten von der Aussicht überzeugt, man könne nun mittels Ver­
handlungen zu einem Durchbruch bei der Rüstungskontrolle gelangen.44 Die meisten 
Abgeordneten, voran die Vertreter der Opposition, waren eher darauf aus, von S chm id t 
weitere Details über mögliche Modernisierungen im Arsenal der NATO zu erfahren.45 
Auf eine entsprechende Nachfrage des SPD-Abgeordneten Paw elczyk  erklärte der 
Kanzler, es wäre eigentlich »adäquat, gegen [die] SS 20 die Cruise missiles der Ameri­
kaner zu setzen«. Er fügte jedoch warnend hinzu, die Bundesrepublik dürfe »nicht den 
Versuch machen wollen, den amerikanischen Präsidenten durch öffentlich ausgeübten 
Druck« zu lenken. Das außenpolitische und militärische Gewicht der Bundesrepublik 
sei zwar in den letzten Jahren deutlich gewachsen, doch müssten Regierung und Parla­
ment »sorgfältig darauf achten, dieses ihr relativ gewachsenes Gewicht nicht öffentlich 
auszuspielen. Dieses erweckt Besorgnisse, nicht etwa nur im Osten, sondern auch im 
Westen.«46
Als wichtiger Test für die Tragfähigkeit einer Verhandlungslösung im Hinblick auf die 
Disparität im eurostrategischen Bereich wurde der für Anfang Mai 1978 vorgesehene 
Besuch der sowjetischen Führungsspitze in der Bundesrepublik angesehen. Besonders 
auf Seiten der SPD gab es im Vorfeld des B resch n ew -Besuchs einige parteiliche Eigen­
aktivitäten, um -  schärfer als die Bundesregierung -  die Präferenz für einen Verhand­
lungskurs in Richtung Abrüstung bzw. Rüstungskontrolle zu betonen. Dies führte im 
Auswärtigen Ausschuss zu skeptischen Vorhaltungen von Unionsabgeordneten, die 
ihrerseits Klarheit über die konkreten Erwartungen der Bundesregierung gewinnen

42 Vgl. dazu Dok. 27, S. 583-596, 598-600, 602-604, 606-609, Zitat S. 593.
43 Vgl. Dok. 27, S. 595 f.
44 Vgl. etwa die Äußerung des SPD-Abgeordneten Buchstaller; Dok. 27, S. 601.
45 Vgl. die Beiträge der Abgeordneten Amrehn, Mertes, Wörner und Czaja (CDU/CSU) sowie Pawel­

czyk und Geßner (SPD); Dok. 27, S. 596-598, 600-602, 604-606.
46 Vgl. Dok. 27, S. 609.
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wollten.47 Die Ergebnisse der deutsch-sowjetischen Regierungsgespräche blieben hin­
sichtlich der Aussagen zur Rüstungskontrolle im Ungefähren. Immerhin konnte Staats­
sekretär van  Well am 10. Mai 1978 im Ausschuss verkünden, dass von sowjetischer 
Seite eine gewisse Bereitschaft angedeutet worden sei, in künftige Verhandlungen auch 
die Mittelstrecken-Grauzone einzubeziehen.48 SPD-Vordenker Ehmke richtete des­
halb an die Opposition die Bitte, diesen zerbrechlichen Ansatz, den auch die USA be­
grüßten, nicht zu zerreden. Es zeichne sich etwas ab, »wofür wir lange gekämpft haben, 
was nämlich Europa bei Erreichen des strategischen Gleichgewichts von sowjetischer 
Seite nicht im eurostrategischen Bereich, im konventionellen Bereich, hängen läßt«.49

SALTII und  N A TO-D oppelbeschluss
Wer Ohren hatte zu hören, konnte in den folgenden Monaten im Ausschuss mitbe­
kommen, dass in der NATO nicht nur darüber nachgedacht wurde, wie man auf dem 
Verhandlungswege den Rüstungswettlauf begrenzen könne, sondern auch darüber, 
welche militärischen Maßnahmen im Fall einer Stagnation oder eines Scheiterns von 
Verhandlungen zu ergreifen seien. Anfang Juni 1978 berichtete der Staatssekretär des 
Auswärtigen Amts über den NATO-Gipfel am 30./31. Mai in Washington, auf dem 
deutlich geworden sei, dass die Allianz auf längere Sicht »mangels wirksamer Rü­
stungskontrollen und Abrüstungsvereinbarungen keine andere Wahl habe, als zur Stär­
kung ihrer Verteidigungskraft auf den kontinuierlichen Ausbau des sowjetischen M ili­
tärpotentials zu reagieren«. Van Well hob hierbei zwar primär auf Modernisierung und 
Ausbau der konventionellen Kräfte ab, ließ aber auch die Disparitäten beim atomaren 
Mittelstreckenpotential nicht unerwähnt.50 Noch konkreter wurde Staatssekretär H er­
m es , als er den Ausschuss über die Ergebnisse der Tagung des NATO-Ministerrats am
7./8. Dezember 1978 informierte. Minister G enscher habe in Brüssel »auf die Notwen­
digkeit hingewiesen, auch die taktischen Nuklearwaffen der NATO zu modernisieren, 
weil das Bündnis in diesem Bereich Schwachstellen aufweise und weil die Sowjetunion 
ihrerseits das vergleichbare Arsenal laufend modernisiere und verstärke«.51 
Zu einer prinzipiellen Einigung über die Modernisierung der »Theater Nuclear Forces« 
der NATO kam es Anfang Januar 1979 bei einem informellen Treffen vom Präsident 
C arter , Premierminister C allaghan , Staatspräsident G iscard d ’Estaing und Bundes­
kanzler Schm idt auf der Antilleninsel Guadeloupe.52 Aufgrund der strikten Vertrau­
lichkeit des Treffens fielen die Auskünfte gegenüber den Ausschussmitgliedern wenige 
Tage später zwar nicht sehr detalliert aus, van  Well gab aber zumindest die Ffaltung des 
Bundeskanzlers im Kern wieder: Angesichts der Bedrohung durch die sowjetischen 
SS 20 habe sich Schm idt für eine TNF-Modernisierung eingesetzt und auch die Beteili­
gung der Bundesrepublik zugesagt. Andererseits hätten sich die vier Staats- bzw. Re­
gierungschefs für eine konstruktive Fortführung der Entspannungspolitik ausgespro­
chen, die sich auch in einer baldigen Unterzeichnung des SALT-II-Abkommens nie­
derschlagen solle. Einigkeit habe zudem darüber bestanden, danach die »Grauzone« in

47 Vgl. dazu bes. Dok. 29, S. 651-653; ferner Dok. 30, S. 661 f. -  Vgl. dazu auch Thomas ENDERS: Die 
SPD und die äußere Sicherheit. Zum Wandel der sicherheitspolitischen Konzeption der Partei in der 
Zeit der Regierungsverantwortung (1966-1982), Melle 1987, S. 252 f.

48 Vgl. Dok. 31, S. 670f., 682.
49 Vgl. Dok. 31, S. 683 f.
50 Vgl. dazu Dok. 34, S. 719-721, Zitat S. 720.
51 Vgl. Dok. 44, S. 946.
52 Zum Gipfel von Guadeloupe vgl. AAPD 1979, I, Dok. 2-5; GEIGER, Regierung Schmidt-Genscher, 

S. 107f.; WlEGREFE, Zerwürfnis, S. 262-264.
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eine SALT-III-Runde einzubeziehen.53 54 Durch einige Bemerkungen von Ministerialdi­
rektor R uhfus54 wurde indes deutlich, dass Rüstungskontrollgespräche über atomare 
Mittelstreckenwaffen ohne vorangehende militärische Verstärkungsmaßnahmen der 
NATO kaum zum Erfolg führen würden. Von französischer und britischer Seite seien 
in Guadeloupe Zweifel geäußert worden, ob die NATO für ein Verhandlungsangebot 
an die UdSSR überhaupt über genügend Systeme auf diesem Gebiet verfüge.55 
Die Fragen der Abgeordneten, dies zeigt auch eine weitere Sitzung am 7. Februar 1979, 
zielten vor allem auf den Zusammenhang des bevorstehenden SALT-II-Abschlusses 
und einer möglichen SALT-III-Runde. Es klang Skepsis durch, dass die USA für eine 
Absicherung der europäischen Interessen im SALT-II-Vertrag ausreichend Sorge tra­
gen würden.56 Mitte Mai 1979 legte Bundesminister G ensch er persönlich die Haltung 
der Bundesregierung zu SALT II im Ausschuss dar, und einen knappen Monat später 
informierte Staatssekretär van  Well über einen USA-Besuch von Bundeskanzler 
Schm id t, bei dem dieses Thema ebenfalls im Mittelpunkt gestanden hatte. Es wurde 
deutlich, dass die Bundesregierung für die Unterzeichnung und Ratifizierung des Ver­
trags eintrat und damit auch den amerikanischen Präsidenten gegenüber vielen zögern­
den Mitgliedern des US-Senats unterstützte.57 Während SPD-Obmann C orterier  für 
eine sofortige klare Zustimmung auch des Bundestages zu SALT II warb -  nicht zu­
letzt um den amerikanischen Senat positiv zu beeinflussen - , legte die Opposition Zu­
rückhaltung an den Tag. Es sei vorzuziehen, so führte M ertes aus, »wenn Parlamentari­
er aus diesem Hause nicht von vornherein eine pauschale Zustimmung geben, sondern 
in diesen Meinungsbildungsprozeß hinein im Sinne der Wahrung unserer Interessen 
legitime Fragen stellen können«. Angesichts der kritischen Rückfragen der Abgeordne­
ten der Union argwöhnte C orterier , dass dahinter »eine verschleierte Ablehnung« stek- 
ke. Es sei nicht zu verstehen, »daß wir dazu schweigen sollen, wenn die Ratifikation 
ansteht, wenn der Senat unseres wichtigsten Verbündeten über diese Frage zu entschei­
den hat«.58
G enscher bzw. später van  Well resorbierten erstaunlicherweise nicht ausschließlich die 
regierungswohlwollende Haltung der SPD, sondern ließen auch Verständnis für den 
Ansatz der Union durchblicken. Das SALT-II-Ergebnis, so der Minister, sei aus Sicht 
der Bundesrepublik allenfalls »ein erträglicher Kompromiß«, und mit Blick auf die un­
vermeidliche Ratifizierungsdebatte in den USA sei die Situation von Parlamentariern 
eine ganz andere als die der Regierungen im Bündnis. Niemand werde Kritik daran 
üben, wenn sich jemand sein Urteil noch Vorbehalte. Allerdings warnte G enscher die 
Opposition im gleichen Atemzug vor überzogener Kritik: »Nun ist die Frage, ob die 
Bundesrepublik Deutschland ein Land ist, das kräftig genug wäre, sozusagen das W i­
derlager für eine Ablehnungsposition zu bieten. Da würde ich sagen: Unsere Interessen 
verbieten das.«59
Die im neuen SALT-Abkommen angelegte Wirkung eines Gleichstands USA-UdSSR 
bei den strategischen atomaren Langstreckensystemen rückte das Problem der Bedro­
hung West- und Mitteleuropas durch die sowjetischen Mittelstreckenwaffen schärfer

53 Vgl. dazu Dok. 45, S. 958 f.
54 Der Abteilungsleiter im Bundeskanzleramt hatte an dem Treffen in Guadeloupe teilgenommen.
55 Vgl. Dok. 45, S. 961 f.
56 Vgl. dazu Dok. 45, bes. S. 960 f., 969-971, und Dok. 46, S. 1003f.
57 Vgl. dazu Dok. 53, SVP A/B, und Dok. 55, SVP H/I.
58 Vgl. Dok. 53, S. 1123f., 1129, Zitat S. 1123; ferner dazu Dok. 55, S. 1206-1208, Zitat S. 1207.
59 Vgl. Dok. 53, S. 1126. Vgl. ferner die Ausführungen von Staatssekretär van Well; Dok. 55, S. 1209.
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als zuvor ins Blickfeld. Eine wesentliche Forderung der Abgeordneten zielte deshalb 
darauf ab, möglichst schon mit dem Abschluss von SALT II die Vorbereitung einer 
weiteren amerikanisch-sowjetischen SALT-Runde einzuleiten, die auch die eurostrate­
gischen Systeme umfassen sollte. Zugleich war man, vor allem bei der Union, besorgt, 
SALT II könne mögliche Optionen für die in der NATO diskutierte TNF-Modernisie- 
rung verbauen.60 In dieser Hinsicht gab es beruhigende Signale seitens der Regierung. 
G enscher verwies auf eine amerikanische Erklärung zu SALT II, durch die die laufende 
NATO-Diskussion über den Mittelstreckenbereich und auch die Fortschreibung von 
Entwicklungsprogrammen im Rüstungsbereich abgesichert werde.61 Noch klarer wa­
ren wenige Wochen später die Hinweise von Staatssekretär van  Weih der in der Sitzung 
am 12. Juni 1979 erstmals die Konturen des späteren NATO-Doppelbeschlusses be­
schrieb. Es bestehe inzwischen Konsens in der Allianz, bis zum Ende des Jahres einen 
Beschluss zu fassen, der sich »uno actu« auf die TNF-Modernisierung und ein Rü- 
stungskontrollangebot an die UdSSR beziehe. Beides solle parallel durchgeführt wer­
den, »wobei das eine nicht mit dem anderen sozusagen mit einem Junktim verbunden 
werden soll«. In der nächsten Zeit gehe es jetzt um die Frage der konkreten Ausgestal­
tung der TNF-Modernisierung und auch um die möglichen Standorte für die neuen 
Systeme.62
Die Hoffnung vieler Abgeordneter, dass mit der Unterzeichnung des SALT-II-Ab­
kommens zugleich die Weichen für SALT III gestellt würden, erwies sich als trüge­
risch. Dieses Thema, so berichtete van  Well im Anschluss an das Wiener Gipfeltreffen 
von C arter und B resch n ew , sei nicht substantiell erörtert worden. Die sowjetische Seite 
habe deutlich zu verstehen gegeben, dass diese Frage erst nach einer Ratifizierung von 
SALT II akut werde. Nicht nur auf Seiten der CDU/CSU, auch bei einzelnen Sozial­
demokraten wie dem früheren Verteidigungsminister L eber schürte das Ergebnis von 
Wien Bedenken, dass die europäischen Interessen angesichts eines verstärkten ameri­
kanisch-sowjetischen Bilateralismus auf der Strecke bleiben könnten. Der Staatssekre­
tär mochte diesen Überlegungen nicht folgen; er glaubte sogar eine Tendenz zu »einer 
größeren Rolle Westeuropas und der Europäischen Gemeinschaft in der Ost-West­
Politik« ausmachen zu können.6^
Für die Sichtweise van  Wells sprach, dass sich in der zweiten Jahreshälfte 1979 die Pla­
nungen der NATO für einen Doppelbeschluss -  TNF-Modernisierung bei gleichzeiti­
gem Rüstungskontrollangebot -  inzwischen deutlicher abzeichneten, womit vor allem 
den Sicherheitsbedürfnissen der europäischen Verbündeten Rechnung getragen werden 
sollte. Immer klarer wurde zugleich, dass die vorgesehene TNF-Modernisierung in­
nenpolitisch nicht ohne Turbulenzen über die Bühne zu bringen sein würde. Als ein 
erster Konfliktpunkt wurde Ende September 1979 im Ausschuss die Belastung des 
Bundeshaushalts durch die möglichen neuen Waffensysteme angesprochen. Im Zu­
sammenhang mit amerikanischen Forderungen nach einer generellen Erhöhung der 
Mittel für die Bundeswehr machte sich auf Seiten der Koalition die Sorge breit, die 
damit verbundenen Auseinandersetzungen könnten auch das NATO-Vorhaben im eu­
rostrategischen Bereich beinträchtigen.64 Der FDP-Abgeordnete M öllem ann  warnte 
deshalb davor, die Problematik des normalen Verteidigungsetats mit der anstehenden 
Entscheidung in der NATO in Verbindung zu bringen; diese werde die Bundesrepu­

60 Vgl. dazu Dok. 53, SVP B, und Dok. 55, SVP I.
61 Vgl. Dok. 53, S. 1127.
62 Vgl. Dok. 55, S. 1202.
63 Vgl. Dok. 56, S. 1215-1222, Zitat S. 1218.
64 Vgl. dazu Dok. 58, SVP B.
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blik vor Verpflichtungen in erheblicher Größenordnung stellen. Konkreter drückte es 
SPD-Vormann Ehmke aus: »Wir müssen innerhalb der NATO eine Linie durchdrük- 
ken, die Rüstungspolitik und Abrüstungspolitik berücksichtigt. Es ist völlig richtig, 
was Kollege M öllem ann  gesagt hat: Das kostet auf jeden Fall zusätzliches Geld; denn 
man darf doch nicht glauben, daß es, wenn man an Projekte wie Cruise Missile oder 
Pershing 2 geht, wo es zur Produktion und nicht zur Dislozierung käme, keine finan­
ziellen Konsequenzen hätte.« Zugleich richtete Ehmke an »die Kollegen von der Op­
position« die Bitte, »alles, was man im einzelnen diskutieren könnte, in diesem größe­
ren Rahmen zu sehen, in dem wir vermutlich doch ziemlich werden zusammenstehen 
müssen, um die Bundesrepublik heil durch diese Auseinandersetzungen zu bringen«. 
Aus dem Kreis der CDU/CSU-Mitglieder erwiderte M ertes , dass er diesen Appell 
durchaus ernst nehme. Wenn man allerdings eine öffentliche polemische Auseinander­
setzung hinsichtlich der Sicherheitsfragen vermeiden wolle, sei es notwendig, sich »in 
der Einschätzung der sowjetischen Gefahr, und zwar nicht nur der militärischen Ge­
fahr, sondern der Natur der sowjetischen Gefahr« einiger zu werden.65 
Gelegenheit, die unterschiedlichen Sicherheitsmodelle der Fraktionen auf gleichklin­
gende Töne abzuklopfen, bot sich bei zwei Sondersitzungen am 17. Oktober 1979 auf 
der Bonner Hardthöhe, zu der die Mitglieder des Auswärtigen und des Verteidigungs­
ausschusses geladen waren. Aus Sicht der Bundesregierung hatten die Sitzungen ganz 
eindeutig den Zweck, die für außen- und sicherheitspolitsche Fragen zuständigen Ab­
geordneten von Koalition und Opposition auf den NATO-Doppelbeschluss und des­
sen Folgen einzustimmen.66 Bei der Zusammenkunft am Vormittag äußerte sich zu­
nächst der Generalinspekteur der Bundeswehr, Jürgen B randt, ausführlich zur militär­
strategischen Lage und warb eindringlich -  auch auf Fragen der Parlamentarier einge­
hend -  für die geplante Nachrüstung der NATO. Die neu zu dislozierenden Systeme -  
Pershing II und Cruise Missile -  seien notwendig, um der Bedrohung durch die sowje­
tischen SS 20 entgegenzutreten und im Rahmen der NATO-Strategie der »flexible re­
sponse« ein lückenloses Eskalationsspektrum zu gewährleisten.67
Die politische Unterfütterung der militärischen Fakten erfolgte in einer weiteren Sit­
zung am Nachmittag, in der Außenminister G ensch er und Verteidigungsminister Apel 
den Abgeordneten Rede und Antwort standen. Einleitend nahm jedoch Staatssekretär 
van  Well das Wort, der vor allem auf die rüstungskontrollpolitischen Aspekte des 
NATO-Vorhabens einging und betonte, dass die Bundesregierung weiterhin am Ent­
spannungskonzept -  auch im Bereich der militärischen Sicherheit -  festhalte. Diese 
Ausführungen ergänzte Bundesminister Apel mit einer genauen Beschreibung der Ele­
mente des geplanten Doppelbeschlusses. Er stellte heraus, dass bis zur Verfügbarkeit 
der neuen Waffen in drei bis vier Jahren gute Möglichkeiten für Verhandlungen des 
Bündnisses mit der UdSSR vorhanden seien.68
Für die Union übernahm es der CSU-Abgeordnete G ra f H uyn , die prinzipielle Zu­
stimmung seiner Fraktion zum Ausdruck zu bringen. Eine von der offiziellen NATO- 
bzw. Regierungslinie abweichende Meinung machte die Opposition lediglich hinsicht­
lich der Frage der Dislozierung der neuen Waffensysteme geltend. Auf Seiten der 
CDU/CSU war man bereit, auch eine singuläre Stationierung in der Bundesrepublik in 
Kauf zu nehmen. Dem wurde von Bundesminister G ensch er -  assistiert von seinem

65 Vgl. Dok. 58, S. 1258f., 1260-1262, Zitate S. 1262.
66 Vgl. dazu auch VON BOTHMER, Kuh am Strick, S. 245.
67 Vgl. dazu Dok. 60, SVP A/B.
68 Vgl. Dok. 61, SVP A/B.
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Adlatus M öllem ann  und dem ehemaligen Verteidigungsminister L eber -  vehement w i­
dersprochen. Die Singularisierungsdebatte, so argumentierten sie, unterminiere die So­
lidarität der NATO-Partner und biete der UdSSR Ansatzpunkte zur Spaltung des 
Bündnisses. Die überragende politische Bedeutung des NATO-Beschlusses brachte 
G enscher mit den Worten auf den Punkt: »Im Dezember geht es um die Handlungsfä­
higkeit des westlichen Bündnisses. Der Rückschlag wäre von unabsehbaren Folgen und 
würde nach meiner Überzeugung über lange Zeit das Bündnis außerstande setzen, 
noch relevante Entscheidungen zu treffen, und ganz sicher diejenigen in Osteuropa 
ermutigen, die sagen: Eine starke Propagandaoffensive ist in der Lage, das Bündnis an 
Entscheidungen zu hindern.«69
Auch die SPD-Fraktion signalisierte Zustimmung zum vorgesehenen Doppelbeschluss. 
Ihr Obmann C orterier  ließ allerdings erkennen, dass aus sozialdemokratischer Sicht auf 
eine noch engere Verbindung, ja ein Junktim des Nachrüstungsteils mit dem Rüstungs- 
kontrollteil hingewirkt werden solle. Solange die rüstungskontrollpolitische Seite des 
Doppelbeschlusses in der Luft hänge, sei es schwer, die möglichen Skeptiker, etwa in 
Belgien und den Niederlanden -  und gedacht wohl auch: in der Sozialdemokratie - , zu 
überzeugen. In diesem Sinne plädierte C orterier  dafür, vor einer Entscheidung zu­
nächst die Ratifizierung des SALT-II-Abkommens abzuwarten. Auch diese Gedan­
kengänge wurden von G enscher -  in diesem Fall assistiert von Abgeordneten der Uni­
on -  zurückgewiesen. Der Minister bekräftigte, erst mit einer positiven Entscheidung 
über die TNF-Modernisierung erhalte auch die amerikanische Debatte über die SALT- 
II-Ratifizierung »eine Art Schubkraft«.70
Die Betonung des Elements der Rüstungskontrolle erfolgte bei denjenigen sozialdemo­
kratischen Abgeordneten, die sich generell nur schwer mit dem NATO-Doppelbeschluss 
anfreunden konnten71, auch in der Hoffnung, dass sich im Fall erfolgreicher Verhand­
lungen mit der UdSSR die Nachrüstung völlig erübrige, also eine »Null-Option« im 
Bereich des Möglichen liege. Eine solche Variante wurde aber vom Abrüstungsexperten 
der SPD-Fraktion Paw elczyk  als unwahrscheinlich angesehen. Der Modernisierungs­
prozess bei den Mittelstreckenwaffen stehe nicht zur Diskussion; es sei denn, es gebe -  
für Paw elczyk  kaum vorstellbar -  ein Verhandlungsergebnis, »bei dem wir auf der Ab­
schreckungsstufe der Mittelstreckenwaffen ohne Systeme auskommen«. In dasselbe 
Horn blies Verteidigungsminister Apel, der die Null-Lösung als unwahrscheinlichen 
Idealfall beschrieb. Die sowjetische Führung werde sich überhaupt nur auf ernsthafte 
Verhandlungen einlassen, wenn der Doppelbeschluss -  auch in seiner Nachrüstungs­
komponente -  »sehr fest« sei und »jede Spielmöglichkeit« vermieden werde.72 Über­
haupt herrschte selbst auf Seiten der SPD im Vorfeld des Doppelbeschlusses einige 
Skepsis hinsichtlich der sowjetischen Verhandlungsbereitschaft über die Mittelstrecken­
komponenten. Ein Angebot B reschn ew s von Anfang Oktober 1979 zum Rückzug einer 
gewissen Zahl von Atomwaffenträgern aus den westlichen Gebieten der Sowjetunion 
wurde -  etwa vom SPD-Abgeordneten Ahlers -  als Störmanöver abgetan. Das Ab­
zugsangebot sei so klein ausgefallen, »daß ich [Ahlers] nicht den Eindruck habe, daß

69 Vgl. Dok. 61, SVP C, Zitat S. 1314.
70 Vgl. Dok. 61, S. 1314-1322, Zitat S. 1319.
71 Zur Haltung der SPD zum NATO-Doppelbeschluss vgl. Friedhelm BOLL/Jan HANSEN: Doppelbe­

schluss und Nachrüstung als innerparteiliches Problem der SPD, in: GASSERT/GEIGER/WENTKER 
(Hrsg.), Zweiter Kalter Krieg, S. 203-228; EHMKE, Mittendrin, S. 302-312; WiEGREFE, Zerwürfnis, 
S. 269-276.

72 Zu den Äußerungen von Pawelczyk und Apel -  und in ähnlicher Weise auch Genscher -  vgl. Dok. 61, 
S. 1322 f., 1325, 1328 f., Zitate S. 1322, 1328.
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der Handlungsspielraum, den die sowjetische Führung in dieser Frage hat, tatsächlich 
sehr viel größer sein wird. Deshalb kann ich hier nur vor Illusionen warnen, daß bei 
den Verhandlungen über diese Sache sehr viel herauskommen wird.«73 
In der Tat waren die Signale aus Moskau nicht dazu angetan, allzu viel Hoffnung in ei­
ne zügige Aufnahme von Verhandlungen zu setzen. Nach einem Besuch des sowjeti­
schen Außenministers in der Bundesrepublik Ende November 1979 legte Staatssekretär 
van  Well im Ausschuss noch einen gewissen Zweckoptimimus an den Tag, indem er 
betonte, beide Seiten hielten nach wie vor an der Politik der Entspannung fest und 
G romyko habe intern auch eine gewisse Verhandlungsbereitschaft angedeutet. Öffent­
lich müsse die Kreml-Führung zur Zeit allerdings Härte zeigen. Insofern könne die 
Bundesregierung nicht ausschließen, dass »für eine Zeitlang ein Schatten« auf die bila­
teralen Beziehungen bzw. die Entspannungspolitik insgesamt geworfen werde. G romyko 
habe davon gesprochen, dass »es Dornen auf dem Wege geben« werde.74 Auch CDU- 
Obmann Amrelon zeigte sich überzeugt, dass mit einer »Verschärfung der Lage« zu 
rechnen sei. Die Bundesregierung, so bemerkte A mrehn  zugleich kritisch, habe die 
Öffentlichkeit darauf bisher nicht ausreichend vorbereitet.75 Ehmke, mit einer guten 
Portion Skepsis gegenüber dem NATO-Doppelbeschlusses ausgestattet, zugleich aber 
zu dessen Befürwortern innerhalb der SPD zählend76, hob zum Schluss der Sitzung 
noch einmal hervor, »daß doch offenbar die Bundesregierung, die Koalitionsparteien 
und die Opposition sich in einem einig sind«, nämlich das NATO-Vorhaben »im De­
zember so zu beschließen, wie das bisher vorgesehen war«. Zur Erheiterung der Aus­
schussmitglieder warf M ertes daraufhin ein: »In diesem Sinne hat sich die Opposition 
immer geäußert!«77

A fghan istan -Invasion  und  K rise d e r  Entspannungspolitik
Als die NATO-Staaten -  mit Ausnahme Frankreichs -  am 12. Dezember 1979 den 
Doppelbeschluss fassten, ahnten wohl nur wenige der Beteiligten, wie schnell und auf 
welch dramatische Weise sich die sicherheitspolitische Lage verschärfen sollte. Wenige 
Tage vor dem Jahreswechsel 1979/80, am 27. Dezember, ließ die sowjetische Führung 
Truppen in Afghanistan einmarschieren, um dort ein ihr genehmes Regime zu installie­
ren und damit das Land vollends in das Lager des Ostblocks einzubeziehen.78 Die Lage 
in Afghanistan hatte bereits seit dem Militärputsch vom April 197879 wiederholt auf 
der Tagesordnung des Auswärtigen Ausschusses gestanden. Mit Sorge registrierten die 
Abgeordneten die am Sozialismus sowjetischer Prägung orientierte Ausrichtung der 
Zentralregierung in Kabul und die damit zusammenhängenden Repressalien gegenüber 
politischen Gegnern des Regimes. Besonders umstritten war, ob der Bundestag trotz

73 V gl. Dok. 61, S. 1324.
74 V gl. Dok. 64, S. 1370-1378, Zitate S. 1372, 1377.
75 Vgl. Dok. 64, S. 1375. -  Zur Problematik einer mangelnden Vorbereitung der Öffentlichkeit auf die 

Folgen des NATO-Doppelbeschlusses vgl. auch die Äußerung des FDP-Abgeordneten Möllemann; 
Dok. 67, S. 1461 f.

76 Vgl. dazu EHMKE, Mittendrin, S. 307-312.
77 Vgl. Dok. 64, S. 1378.
78 Zum eher indirekten Zusammenhang zwischen NATO-Doppelbeschluss und sowjetischer Afghani­

stan-Invasion vgl. Artemy M. KALINOVSKY, A Long Goodbye. The Soviet Withdrawal from Af­
ghanistan, Cambridge (Massachusetts)/London 2011, S. 23, bes. Anm. 25; BRAITHWAITE, Afgantsy, 
S. 78; FlAFTENDORN, Deutsche Außenpolitik, S. 289.

79 Vgl. dazu AAPD 1978,1, Dok. 145.
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dieser Vorgänge dem Wunsch der Bundesregierung nachkommen sollte, Afghanistan 
weiterhin Mittel aus dem Ausrüstungshilfeprogramm zukommen zu lassen.80 
Trotz intensiver Beobachtung der Vorgänge in Afghanistan kam der massive Ein­
marsch sowjetischer Truppen für die Abgeordneten überraschend. Aber selbst BND- 
Präsident Klaus K inkel, der den Ausschuss am 16. Januar 1980 über die geheimdienstli­
chen Kenntnisse informierte, musste zugeben, dass der Nachrichtendienst die Invasion 
nicht antizipiert habe. Der Vertreter des Verteidigungsministeriums, Admiral Helmut 
K am pe , nahm in der Sitzung zur militärischen Lage in Afghanistan Stellung. Er vermu­
tete, dass die opponierenden afghanischen Rebellen zwar keinen militärischen Sieg er­
ringen könnten, jedoch in der Lage seien, »den Sowjets auf lange Zeit Schwierigkeiten 
im Lande zu bereiten«. Zudem sei davon auszugehen, dass sich die antisowjetische 
Stimmung vor Ort weiter verstärken werde.81
Die Sitzung Mitte Januar war eine von drei Sitzungen in diesem Monat, in denen Aus­
schussmitglieder und Regierungsvertreter intensiv über die Lage in Afghanistan und 
die politischen Folgerungen diskutierten, und auch in den verbleibenden parlamentari­
schen Arbeitsmonaten der 8. Wahlperiode bis Ende Juni 1980 verging kaum eine Aus­
schusssitzung, in der das Thema nicht auf der Tagesordnung stand.82 Eine der zentra­
len Fragen, um die in diesem halben Jahr gerungen wurde, war einmal mehr die nach 
dem bisherigen und zukünftigen Sinn der Entspannungspolitik. Der sowjetische Ein­
marsch in Afghanistan war -  wie unschwer vorauszusehen -  Wasser auf die Argumen­
tationsmühlen der Opposition. Die Grundannahmen für die »Entspannungspolitik al­
ter Art«, so formulierte es der Vorsitzende des außenpolitischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU-Fraktion Marx, seien obsolet geworden und müssten -  wie von der Union 
seit langem gefordert -  »einer kühleren und nüchterneren Einschätzung der sowjeti­
schen Absichten und der Inhalte ihrer Politik« Platz machen. Beide Seiten -  Westen 
und Osten -  hätten unter dem Begriff Entspannung etwas völlig anderes verstanden. 
M ertes stellte in derselben Sitzung am 11. Januar 1980 den Gedanken der Unteilbarkeit 
der Entspannung heraus; aus seiner Sicht bedeutete dies, dass aus Aktionen der UdSSR 
in Asien oder Afrika auch für die Politik in Europa Konsequenzen zu ziehen waren. 
Noch drastischer formulierte es Unionsobmann A mrehn: Die Weltlage habe sich durch 
den Einmarsch in Afghanistan verändert, und die Aktion enthülle den aggressiven und 
-  wann immer möglich -  offensiven Charakter der sowjetischen Politik. Der Frieden 
sei in den letzten Jahren durch die Entspannungspolitik nicht sicherer geworden.83 
Neben Abgeordneten der Koalition bezog Außenminister G enscher selbst Gegenposi­
tion. Zweimal nahm er im Januar 1979 an den Zusammenkünften des Ausschusses teil 
und betonte, auch die Bundesregierung gehe vom Prinzip der Unteilbarkeit der Ent­
spannung aus. Es sei klar, dass Afghanistan die Sicherheitslage in Europa und das Ost­
West-Verhältnis insgesamt berühre. Allerdings, so setzte der Minister hinzu, zeuge der 
Einmarsch in Afghanistan primär von einem »Konflikt zwischen der Sowjetunion und 
den islamischen Staaten und über diese hinaus der Dritten Welt«. Dieser Grundkon­

80 Vgl. dazu Dok. 31, SVP F; Dok. 39, SVP B; Dok. 41, SVP I; Dok. 42, SVP D/E; Dok. 45, SVP F/G; 
Dok. 58, SVP C.

81 Vgl. dazu Dok. 66, SVP A/B/C/D, Zitat S. 1422.
82 Vgl. dazu Dok. 65, SVP A/B/C; Dok. 66, SVP A/B/C/D/E/F; Dok. 67, SVP A/B; Dok. 68, SVP D/E; 

Dok. 69, SVP A/B/C; Dok. 71, SVP A/H/I; Dok. 72, SVP B/C/DE/G; Dok. 73, SVP A/B; Dok. 74, 
SVP B/C; Dok. 75, SVP B; Dok. 76, SVP C/D; Dok. 78, SVP C/D; Dok. 79, SVP B/C; dazu ferner 
AAPD 1980, I, Dok. 112 (informelle Zusammenkunft des Auswärtigen Ausschusses mit Bundes­
kanzler Schmidt).

83 Vgl. dazu Dok. 65, SVP B/C, bes. S. 1389,1408, Zitat S. 1409.
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flikt müsse ständig neu offengelegt und vom Ost-West-Verhältnis getrennt werden. So 
lasse sich eine »Art natürlicher Partnerschaft der westlichen Staaten mit der Dritten Welt 
schaffen«.84 Der FDP-Abgeordnete M öllem ann  unterstrich diese Auffassung mit den 
Worten, die Afghanistan-Invasion sei ein »Schlag ins Gesicht der Dritten W elt«.85 
G enscher plädierte dafür, die entspannungspolitischen Instrumente, insbesondere KSZE 
und MBFR, weiterhin zur Anwendung zu bringen. Nur mittels einer realistischen Ent­
spannungspolitik bestehe Aussicht, einen Wandel herbeizuführen und die UdSSR zu 
einer Abkehr von ihrer expansiven Linie zu bewegen. Der Minister sprach sich zudem für 
eine Fortführung des rüstungskontrollpolitischen Dialogs mit der UdSSR aus. Dabei 
war er sich mit der großen Mehrheit der Abgeordneten einig, dass man sich nicht auf 
die sowjetische Forderung einlassen könne, zuerst den Nachrüstungsteil des NATO- 
Doppelbeschlusses auszusetzen.86
Überhaupt traf G enscher mit seinen Überlegungen zur Sicherheitspolitik nach der Af­
ghanistan-Invasion auf große Zustimmung, nicht zuletzt der Opposition. Unter Beifalls­
bekundungen aus den Reihen der Union betonte er, dass es in dieser Situation »nur ein 
gemeinsames Sicherheitsinteresse aller Bündnispartner« geben könne. »Der Versuch, 
ein spezifisches europäisches Sicherheitsinteresse in dieser Frage zu konstruieren, wäre 
nichts anderes als Vorschubleisten für das Abkoppeln Europas in der Sicherheitspoli­
tik.«87 Besonders wichtig war für ihn, jetzt den Nachrüstungsteil des NATO-Doppel- 
beschlusses konsequent zu verwirklichen. Selbst wenn sich die UdSSR nicht zu Ver­
handlungen bereit erkläre, bleibe die Nachrüstung richtig, »weil sie militärische, sicher­
heitspolitische Gründe hat und nicht eine Verhandlungsvorbereitungsentscheidung zur 
Schaffung einer besseren Verhandlungsposition ist«. Nach dieser Aussage G enschers 
verzeichnet das Protokoll erneut »Beifall bei der CDU/CSU«.88 Seine Einschätzung 
der sowjetischen Politik, so fügte der Minister hinzu, sei unverändert. Wie der NATO- 
Doppelbeschluss zeige, sei die Bundesregierung immer davon ausgegangen, dass Ent­
spannungspolitik nur auf der Grundlage eines handlungsfähigen Bündnisses möglich sei. 
Die Sowjetunion sei »nicht mit bloßem Zureden zur Zurückhaltung in expansiver Po­
litik zu bewegen«, sondern werde nur »dort Zurückhaltung üben, wo sie erhebliche 
Risiken einkalkulieren muß«.89 Bundeskanzler S chm id t, der am 15. April 1980 zu einer 
informellen Aussprache mit den Mitgliedern des Auswärtigen Ausschusses zusammen­
kam, warnte ebenfalls davor, sich der Illusion hinzugeben, »daß die Kombination von 
Druck und Gesichtswahrung auf diplomatischen Wegen zu Erfolg führe«. Er hielt es 
für unumgänglich, auch mit militärischem Potential »der sowjetischen Expansion Pa­
roli zu bieten«. Zentral sei hierfür die Rückkehr der USA zur Wehrpflicht, um für den 
weltweiten Einsatz ausreichend gewappnet zu sein.90
Von wesentlicher Bedeutung in den Debatten des Ausschusses war im Frühjahr 1980 
die Frage, welche Maßnahmen -  über die militärischen Komponenten des atlantischen 
Bündnisses hinaus -  dazu dienen konnten, der sowjetischen Führung klarzumachen, 
dass sie in Afghanistan eine Risikoschwelle überschritten habe und damit erhebliche 
negative Auswirkungen zu erwarten seien. Dem besonders von den USA propagierten 
Gedanken, durch wirtschaftliche Sanktionen Druck auf die UdSSR auszuüben, begeg­

84 Vgl. Dok. 65, S. 1397-1403, Zitate S. 1398; ferner Dok. 67, SVP A.
85 Vgl. Dok. 65, S. 1406.
86 Vgl. dazu Dok. 65, S. 1401-1403; ferner Dok. 67, SVP A.
87 Vgl. Dok. 65, S. 1400.
88 Vgl. Dok. 65, S. 1403.
89 Vgl. Dok. 65, S. 1414; dazu auch Dok. 67, S. 1459 f.
90 Vgl. AAPD 1980,1, Dok. 112, S. 613.
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nete die Bundesregierung mit Zurückhaltung. Bundesminister G enscher setzte sich zwar 
dafür ein, die Maßnahmen der USA, vor allem im Cocom-Bereich, nicht zu unterlau­
fen, bat allerdings, den Blick nicht vornehmlich auf Handelsrestriktionen des Westens 
zu richten. Eine Verweigerung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit werde nur zu ei­
ner weiteren Radikalisierung der UdSSR führen.91 Auch der Bundeskanzler hielt in 
seinen Ausführungen vor dem Ausschuss wirtschaftliche Sanktionen für wenig effektiv. 
Nur auf wenigen Gebieten könne man die Schrauben etwas anziehen. »Dies werde 
Moskau aber nicht allzu große Schmerzen verursachen, d.h. der Zweck der Übung 
werde nicht erreicht«, hob Schm idt hervor.92 Zustimmung fand der zurückhaltende 
Einsatz wirtschaftlicher Druckmittel bei den Abgeordneten der Koalition; so sprach 
sich der SPD-Abgeordnete Voigt sogar dafür aus, die energiepolitische Zusammenar­
beit mit den Ostblockstaaten noch zu intensivieren.93
Auf Skepsis bei manchen Abgeordneten, etwa M öllem ann , traf auch der Gedanke einer 
sportpolitischen Ausgrenzung der UdSSR, d.h. konkret: der Boykott der Olympischen 
Spiele in Moskau 1980.94 Es kristallisierte sich jedoch heraus, dass der Olympia-Boy­
kott als ein symbolisches Zeichen der Solidarität mit den USA wahrgenommen wurde 
und eine abweichende Entscheidung in der Bundesrepublik die ohnehin vorhandenen 
Spannungen im Verhältnis zum transatlantischen Partner weiter belastet hätte.95 
Als zentrale langfristige Strategie des Westens zur Eindämmung expansiver Ausgriffe 
der UdSSR wurde die »Schaffung von Stabilität« in möglichst vielen Regionen der Welt 
angesehen.96 Besonders ins Blickfeld gerieten dabei die Nachbarregionen Afghanistans. 
Die Bundesregierung propagierte den Gedanken einer engeren Anbindung der Golf­
Staaten an die Europäische Gemeinschaft und trat für verstärkte Hilfen für Pakistan ein.97 
Der Ausschuss wurde selbst operativ tätig, als er im März/April 1980 eine Delegation 
nach Indien und Pakistan entsandte, die sich ein Bild über die Lage in den beiden Staa­
ten verschaffen sollte. Zweck der Reise war es, Maßnahmen der Bundesregierung zur 
Stabilisierung dieser Region von parlamentarischer Seite adäquat zu unterstützen.98 
Immer wieder diskutierte der Ausschuss auch über die Türkei und deren desolate w irt­
schaftliche Situation, die den wichtigen Partner an der östlichen Flanke der NATO zu 
destabilisieren drohte. Hier war, im Sinn einer Arbeitsteilung in der Allianz, vor allem 
die Bundesrepublik gefragt, der Türkei mit Finanzhilfen unter die Arme zu greifen. 
Trotz mancher Kritik der Parlamentarier an den unzureichenden Reformmaßnahmen 
der Regierung in Ankara herrschte im Ausschuss letztendlich Einigkeit, dass die Bun- 
desrepubik finanzielle Mittel bereitstellen und auch mit Waffenlieferungen an die türki­
sche Armee einen Beitrag leisten müsse.99

91 Vgl. dazu Dok. 65, S. 1400, und Dok. 79, S. 1700 f.
92 V gl. AAPD 1980,1, Dok. 112, S. 612.
93 Die differenzierte Argumentationslinie Voigts kann hier nicht wiedergegeben werden. Vgl. dazu 

Dok. 65, CD-ROM-Supplement, S. 1875 f.
94 Vgl. Dok. 65, S. 1407 f.
95 Vgl. dazu bes. Dok. 67, S. 1449f., 1456f., 1460f.; Dok. 74, S. 1593. -  Zu den Spannungen mit den 

USA, nicht zuletzt im Zusammenhang mit dem Geisel-Drama im Iran, vgl. auch WiEGREFE, Zerwürf­
nis, S. 303-328.

96 Vgl. Dok. 67, S. 1459.
97 Vgl. dazu Dok. 65, S. 1386f, 1399f., 1412f.; Dok. 67, S. 1449-1451; Dok. 68, S. 1469; Dok. 69, S. 1490f.
98 Vgl. dazu Dok. 72, SVP D/E.
99 Vgl. dazu Dok. 65, SVP C; Dok. 66, SVP E; Dok. 67, SVP B; Dok. 69, SVP C/E/F; ferner AAPD 

1980, I, Dok. 112, S. 614. -  Die Frage einer Stabilisierung der Türkei stand bereits vor der sowjeti­
schen Afghanistan-Invasion wiederholt auf der Tagesordnung des Ausschusses. Vgl. dazu Dok. 45, 
SVP F/G; Dok. 50, SVP B; Dok. 52, SVP D/E; Dok. 62, SVP E/F.
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Sorge wurde im Ausschuss auch über die Entwicklung in Jugoslawien geäußert. Im Zu­
sammenhang mit der Krankheit bzw. dem Tod von Staatspräsident Tito befürchteten 
einige Abgeordnete, dass es dort zu einer politischen Krise kommen könne und das 
Land damit zu einem der nächsten Kandidaten auf der Expansionswunschliste der 
UdSSR aufrücke. Zwar wurde allseits eine Verstärkung der Zusammenarbeit mit Jugo­
slawien gutgeheißen, Ehmke riet allerdings, sich mit allzu offensichtlichen westlichen 
Solidaritätsbekundungen zugunsten Jugoslawiens zurückzuhalten. Dies könne die neu­
trale Stellung des Landes und damit dessen führende Position in der Bewegung der 
Blockfreien Staaten gefährden.100
Nachdem Kontakte hochrangiger westlicher Politiker zur sowjetischen Führung auf­
grund der Afghanistan-Invasion zunächst auf Eis gelegt worden waren, wurde im Lau­
fe des Frühjahrs 1980 die Notwendigkeit deutlicher, auch in Gesprächen beider Seiten 
die Bedingungen für einen Abbau der sowjetischen Militärpräsenz in Afghanistan aus­
zuloten. Staatssekretär L auten sch lager berichtete Ende Februar von ersten Überlegun­
gen innerhalb der EPZ bzw. auf amerikanischer Seite, wie ein Rückzugsszenario ausse­
hen könne. Es gelte, ein unabhängiges blockfreies Afghanistan wiederherzustellen.101 
Mit einem entsprechenden Angebot, nämlich Afghanistan zu neutralisieren, versuchte 
Bundesminister G enscher Mitte Mai 1980, seinem Amtskollegen G rom yko  einen Rück­
zug der sowjetischen Truppen schmackhaft zu machen. Staatssekretär van  Weih der am 
22. Mai den Ausschuss über das Gespräch der beiden Außenminister informierte, ließ 
aber keinen Zweifel an der unzugänglichen Haltung der UdSSR in dieser Frage. G ro­
m yko  habe darauf verwiesen, dass eine Lösung nur mit der afghanischen Regierung 
ausgehandelt werden könne. Die Vorbedingung einer Anerkennung der Regierung Kar- 
m al, so machte van  Well deutlich, könne die Bundesregierung -  im Einvernehmen mit 
ihren Partnern -  nicht akzeptieren.102 Auch auf Seiten der Abgeordneten bestand wenig 
Hoffnung hinsichtlich einer politischen Lösung der Afghanistan-Frage. G orterier vertrat 
die Ansicht, dass die UdSSR einen solchen Schritt schon aus Prestigegründen kaum un­
ternehmen könne, solange sie den Widerstand der Rebellen nicht gebrochen habe.103 
In der letzten Sitzung des Ausschusses am 27. Juni 1980 erläuterte Bundesminister 
G enscher noch einmal Erklärungen des Europäischen Rats und der G-7-Gemeinschaft 
zu Afghanistan, in denen ein vollständiger Truppenrückzug gefordert, zugleich aber 
bekräftigt wurde, jede bedeutsame Initiative -  gedacht war vor allem an ein Angebot 
der Zweiten Islamischen Konferenz -  zur Beilegung der Krise unterstützen zu wollen. 
Die USA wie die europäischen Staaten seien sich bewusst, dass es »ein legitimes sowje­
tisches Interesse [sei], die Gewißheit zu bekommen, daß Afghanistan auch in Zukunft 
nicht zu einer Bastion des Westens gegen die Sowjetunion ausgebaut wird«. Nur so 
könne ein realistischer Lösungsansatz zustande kommen.104 Auch wenn diese verständ­
nisvolle Würdigung der sowjetischen Sicherheitsinteressen durch Außenminister G en­
sch er  Hoffnungen auf eine Lösung implizierte, bestand letztlich bei allen Sitzungsteil­
nehmern kaum ein Zweifel, dass das Thema Afghanistan noch lange die außenpolitische 
Agenda bestimmen und somit auch die Debatten des Ausschusses in der 9. Wahlperi­
ode prägen würde.

100 Vgl. Dok. 66, S. 1429-1431, 1433-1436, 1442, zur Äußerung von Ehmke S. 1434 f.
101 Vgl. Dok. 69, S. 1483 f.; dazu auch Dok. 72, S. 1561 f.
102 Vgl. dazu Dok. 74, S. 1586-1590, 1594-1596; ferner AAPD 1980, I, Dok. 151. -  Zu den Vorüberle­

gungen für das Gespräch zwischen Genscher und Gromyko vgl. auch Dok. 73, S. 1580.
103 Vgl. Dok. 76, S. 1638 f.
104 Vgl. Dok. 79, S. 1681 f.

LV



Einleitung

Die Gesprächskontakte zur sowjetischen Führungsriege wiederzubeleben war für die 
Bundesregierung mit Voranschreiten des Jahres 1980 nicht nur mit Blick auf eine Lö­
sung der Afghanistan-Krise von wesentlicher Bedeutung, sondern mehr noch aus ei­
nem zweiten Grund: Aus innen- und parteipolitischen Motiven galt es, alles zu unter­
nehmen, um den Rüstungskontrollteil des NATO-Doppelbeschlusses umzusetzen und 
hierüber in einen ernsthaften Dialog mit B reschn ew  und Genossen einzutreten. Die 
damit zusammenhängenden Initiativen und Perspektiven wurden im Ausschuss inten­
siv erörtert. Die sowjetische Position, wie sie Staatssekretär van  Well den Abgeordne­
ten im Mai 1980 beschrieb, weckte zunächst wenig Hoffnungen. Die UdSSR hielt zwar 
verbal an der Entspannungslinie fest, erklärte aber, erst dann neue Rüstungskontrollge- 
spräche aufnehmen zu wollen, wenn der NATO-Doppelbeschluss ausgesetzt werde. 
Die Bundesregierung, das machte van  Well klar, bestehe demgegenüber mit ihren Part­
nern auf Verhandlungen ohne Vorbedingungen. Die Haltung Moskaus habe nur das 
Ziel, eine Erosion des Doppelbeschlusses herbeizuführen.105
Angesichts der festgefahrenen Situation kam der Ankündigung, Bundeskanzler Schm idt 
wolle eine Einladung nach Moskau annehmen, außerordentliche Bedeutung zu. Aus 
Sicht der Bundesregierung sollte es ein wesentliches Ziel dieses Besuchs sein, eine so­
wjetische Erklärung »über die Bereitschaft zur Aufnahme von Verhandlungen ohne 
Bedingungen auch über die Mittelstreckenwaffen« zu bekommen.106 Zusätzliche Brisanz 
erhielt der geplante Besuch allerdings durch verwirrende öffentliche Äußerungen des 
Bundeskanzlers Mitte April 1980, die auf ein »Freeze« im atomaren Mittelstreckenbe­
reich, also ein Festschreiben des Ungleichgewichts, hinauszulaufen schienen und als ein 
Zeichen für das Aufweichen des NATO-Doppelbeschlusses interpretiert wurden. Die 
Überlegungen Schm idts -  offensichtlich zur Besänftigung vieler SPD-Mitglieder und 
der sozialdemokratischen Klientel gedacht -  riefen nicht nur bei den Verbündeten, ins­
besondere den USA, Unmut hervor, sondern sorgten auch auf parlamentarisch-politi­
scher Ebene in der Bundesrepublik für Wirbel.107 Für die Opposition zeigte sich M er- 
tes in der Sitzung am 22. Mai 1980 besorgt, dass die sowjetische Regierung beim Besuch 
des Bundeskanzlers in Moskau den Vorschlag auf greifen und damit die Bundesregie­
rung »in Fragen der Raketenrüstung auf eine falsche Fährte« bringen könne. Der Ab­
geordnete betonte zudem, die Union habe natürlich »klare Vorstellungen über die in­
nenpolitischen Motive und Gesichtspunkte dieser Reise«. Staatssekretär van  Well be­
mühte sich zwar, die Äußerungen Schm idts mit dem NATO-Doppelbschluss in Ein­
klang zu bringen, das Misstrauen der Opposition -  und vermutlich auch einiger Koali­
tionsabgeordneter -  war damit aber nicht ausgeräumt.108
Mitte Juni informierte van  Well den Ausschuss ein weiteres Mal über den Stand der 
Vorbereitungen für die Moskau-Reise. Er beteuerte erneut, dass der sowjetischen Füh­
rung die Festigkeit des NATO-Doppelbeschlusses vor Augen geführt und so deren 
Einlenken im Hinblick auf neue Rüstungskontrollverhandlungen mit den USA bewirkt 
werden solle. Besorgte Nachfragen zu möglichen Alleingängen des Kanzlers -  auch in 
Bezug auf Konzessionen im MBFR-Bereich -  ließen sich trotzdem nicht vermeiden. 
Van Well -  hier ganz Vertreter der G ensch er-Linie des Auswärtigen Amts -  be­
schwichtigte, dass manche Vorschläge lediglich der Diskussion dienten und keine offi-

105 Vgl. dazu Dok. 73, S. 1582f.,und Dok. 74, S. 1586-1588, 1592f., 1596f.
106 V gl. Dok. 74, S. 1601.
107 Vgl. dazu AAPD 1980,1, Dok. 111 und 113; ferner GEIGER, Regierung Schmidt-Genscher, S. 115 f.; 

WIEGREFE, Zerwürfnis, S. 355-361.
108 Vgl. dazu Dok. 74, S. 1599f, Zitate S. 1599, 1603.
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ziehe Regierungsmeinung seien.109 Flankenschutz erhielt der Kanzler aus den Reihen 
der SPD mit einem Angriff von C orterier  auf die Union: Die »massiven Zweifel von 
Kollegen der Opposition« an der Haltung des Regierungschefs hätten »wohl sehr viel 
mit dem bevorstehenden Wahlkampf, aber weniger mit einer Wahrnehmung unserer 
außenpolitischen Interessen zu tun«. Man erschwere nur die Verhandlungsposition in 
Moskau, wenn öffentlich der Eindruck erweckt würde, Bundeskanzler Schm id t stünde 
nicht auf dem Boden des NATO-Doppelbeschlusses.110
Eher als solche polemisch unterlegten Mahnungen waren politisch ausgereifte Erklä­
rungen von Bundesminister G enscher dazu geeignet, die kritisch eingestellten Gemüter 
auf parlamentarischer Seite zu beruhigen. Der Außenminister, der den Bundeskanzler 
nach Moskau begleiten sollte, erschien wenige Tage vor dem Abflugtermin selbst im 
Ausschuss, um die Positionen der Bundesregierung klarzustellen. Er legte -  unter Be­
zugnahme auf das Treffen des Europäischen Rats und den Weltwirtschaftsgipfel in Ve­
nedig -  vor allem Wert darauf zu verdeutlichen, dass der Moskau-Besuch in vollem 
Einvernehmen mit der westlichen Staatengemeinschaft stattfinde.111 Dem hielt M ertes 
entgegen, dass es in letzter Zeit vermehrt zu Spannungen zwischen den USA und den 
europäischen Verbündeten gekommen sei, was seines Erachtens darauf beruhe, dass die 
dynamisch-expansive Strategie der UdSSR im atlantischen Bündnis aufgrund der Ent­
spannungspolitik falsch eingeschätzt worden sei.112 G ensch er , unterstützt von Lobes­
hymnen aus der Koalition über die große diplomatische Leistung der Regierungsdele­
gation in Venedig, ließ sich davon nicht beeindrucken. Alle Allianzpartner hielten die 
Ostpolitik der Bundesrepublik für richtig; diese habe sich positiv auf die Lage in Euro­
pa ausgewirkt. Wichtig sei zudem, dass auch hinsichtlich der Deutschland- und Berlin­
frage keine Sonderinteressen bestünden und diesbezüglich mit der vollen Unterstüt­
zung der Partner gerechnet werden könne. Daher, so der für die Opposition beruhi­
gende Tenor der Aussagen G enschers , werde die Bundesregierung auf diesem Feld in 
Moskau keinen Lockungen ausgesetzt sein. Der Bundeskanzler und er würden in Mos­
kau auch in der Nachrüstungsfrage »präzise« die Allianzposition vertreten und mögli­
che Moratoriumsideen der sowjetischen Seite zurückweisen. Zugleich betonte G en­
sch er  allerdings, und dies war besonders wichtig für die anwesenden SPD-Abgeordne- 
ten, dass auch der zweite Teil des NATO-Doppelbeschlusses, die Verhandlungsoption, 
intensive Beachtung finden müsse. Inzwischen rücke diese Option auch in den USA 
zunehmend ins öffentliche Bewusstsein.113
Die Gespräche von Bundeskanzler Schm idt und Außenminister G ensch er in Moskau 
am 30. Juni/1. Juli 1980, durch die immerhin Verhandlungen über die Mittelstrecken­
kapazitäten angebahnt wurden114, kamen in der ausgehenden Wahlperiode nicht mehr 
im geschützten Raum des Auswärtigen Ausschusses zur Sprache, sondern waren Ge­
genstand einer Regierungserklärung und Aussprache im Plenum des Bundestages. Im 
immer lauter werdenden Getöse des heraufziehenden Wahlkampfs wurde diese Debat­
te beherrscht von der wuchtigen Grundsatzkritik des bayerischen Ministerpräsidenten 
Strauß an der Entspannungspolitik des letzten Jahrzehnts. Kaum weniger grundsätz­
lich und polemisch fiel die Antwort des SPD-Fraktionsvorsitzenden W ehner auf den

109 Vgl. dazu Dok. 76, S. 1629f., 1631-1637.
HO Vgl. Dok. 76, S. 1637f.
Hl Vgl. dazu Dok. 79, S. 1667-1669, 1671.
112 Vgl. Dok. 79, S. 1672-1674.
113 Vgl. Dok. 79, S. 1674-1681, 1688 f., 1698, Zitat S. 1679.
114 Vgl. dazu GEIGER, Regierung Schmidt-Genscher, S. 116f.
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Kanzlerkandidaten der Union aus.115 Wer ein Interesse daran hat, den weitaus diffe­
renzierteren Gedankenaustausch zwischen Bundesregierung, Koalitions- und Opposi­
tionsparteien und die sich daraus ableitenden Annäherungs- und Trennungsprozesse 
der politischen Akteure auf den komplementären Feldern Entspannung und Sicherheit 
kennenzulernen, muss zu den Protokollen des Auswärtigen Ausschusses greifen.

2. Europäische Integration 

D irek twahlen  zum  E uropäischen Parlam en t
Nachdem sich der Auswärtige Ausschuss in der 7. Wahlperiode vehement für den EG- 
Beschluss zur Abhaltung von Direktwahlen zum Europäischen Parlament eingesetzt 
hatte116, galt es nunmehr, in der Bundesrepublik die gesetzlichen Voraussetzungen zur 
Durchführung dieser Wahlen zu schaffen. Während das Ratifizierungsgesetz, mit dem 
der europäische »Akt zur Einführung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Abgeord­
neten des Europäischen Parlaments« gesetzlich verankert werden sollte, ohne Probleme 
im Ausschuss über die Bühne ging117, zeigten sich bei der Ausgestaltung der inner­
staatlichen wahlrechtlichen Bestimmungen Differenzen. Die Union kritisierte, dass im 
Europawahlgesetz -  neben einer Bundesliste -  eine eigene Liste für die Berliner Abge­
ordneten vorgesehen sei. Da hierdurch die Eigenständigkeit von Berlin (West) betont 
werde, könne dies als ein Zugeständnis an die UdSSR verstanden werden. Staatssekre­
tär van  Well appellierte an die Parlamentarier, den mit den drei Westmächten in 
schwierigen Verhandlungen erzielten Kompromiss für die Wahl der Berliner Abgeord­
neten zum Europäischen Parlament nicht wieder in Frage zu stellen. Doch die Union 
blieb bei ihrem Nein; das Europawahlgesetz wurde im Ausschuss schließlich nur mit 
den Stimmen der Koalition angenommen.118
Auf Fragen der Ausschussmitglieder nach den entsprechenden Vorbereitungen für die 
Direktwahl in den anderen EG-Staaten konnte die Bundesregierung in der überwie­
genden Anzahl der Fälle beruhigende Auskunft geben. Schwierigkeiten gebe es ledig­
lich in Großbritannien, stellte Staatsminister v o n  D ohnanyi im März 1977 fest. Dort 
könnten -  aufgrund politischer Widerstände -  die Beschlüsse vermutlich nicht so recht­
zeitig gefasst werden, so dass der vorgesehene Wahltermin im Mai/Juni 1978 in Frage 
stehe.119 Trotz des Drucks, dem sich die britische Regierung in der Gemeinschaft aus­
gesetzt sah, mussten die ersten Direktwahlen zum Europäischen Parlament schließlich 
um ein Jahr auf den Juni 1979 verschoben werden.120
Eine zentrale Frage, die im Ausschuss immer wieder thematisiert wurde, war, welche 
Bedeutung der Direktwahl hinsichtlich einer Ausweitung der Kompetenzen des Euro­
päischen Parlaments zuzumessen sei. Der FDP-Abgeordnete B angem ann  bemerkte da­
zu, dass die Direktwahl »keine automatische Kompetenzerweiterung« mit sich bringe.

115 Zur Plenardebatte am 3. Juli 1980 vgl. BT STEN. BER., Bd. 116, S. 18583-18624.
116 Vgl. dazu AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 1972-1976, Dok. 52, SVP I/J; Dok. 64, SVP C/D; Dok. 66, 

SVP B/C; Dok. 73, SVP A/B; Dok. 75, SVP A ; Dok. 77, SVP F/G; Dok. 79, SVP C/D.
117 Vgl. dazu Dok. 9, SVP A/B.
118 Vgl. dazu Dok. 12, SVP E, und bes. S. 287-293.
119 Vgl. Dok. 4, S. 56, 64; dazu auch Dok. 9, SVP B.
120 Vgl. dazu Dok. 18, SVP K/L; Dok. 20, SVP E; Dok. 21, SVP F; Dok. 39, SVP F; Dok. 46, SVP F/G; 

Dok. 55, SVP B/C.
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Diese müsse sich das neu gewählte Parlament in der Auseinandersetzung mit den übri­
gen politischen Kräften selbst erkämpfen.121 Damit lag B angem ann  auf der Linie der 
meisten Abgeordneten und auch der Bundesregierung, die zudem warnte, dass in 
Frankreich, Großbritannien und Dänemark erhebliche Vorbehalte in dieser Frage vor­
handen seien. Bundesminister G enscher bat darum, die Diskussion in der Gemeinschaft 
nicht mit Forderungen nach mehr Kompetenzen des Parlaments zu belasten, sondern 
auf »die Dynamik der Entwicklung« zu vertrauen.122
Nach Durchführung der Direktwahl gelangten die Mitglieder des Auswärtigen Aus­
schusses übereinstimmend zu der Einsicht, dass nun auch das Verhältnis zwischen dem 
Deutschen Bundestag und dem Europäischen Parlament neu auszutarieren sei. Klar 
war, dass die bisherige Praxis von Doppelmandaten nicht mehr fortgeführt werden 
konnte. Befürchtungen wurden laut, eine gegenseitige Entfremdung werde die Folge 
sein und das Europäische Parlament werde sich gegenüber dem Bundestag bzw. den 
anderen nationalen Parlamenten »sehr selbständig machen«.123 Die Krux dabei war -  
das sahen die Abgeordneten - , dass das Europäische Parlament einerseits noch auf lan­
ge Zeit nicht imstande sein würde, die wirtschaftlich und politisch relevanten europäi­
schen Entscheidungsgremien -  Kommission, Rat und EPZ -  effektiv zu kontrollieren, 
andererseits die dortigen Vorgänge dem Einfluss der nationalen Parlamente immer mehr 
zu entschwinden drohten.124 Im Ausschuss bestand daher parteiübergreifend Einig­
keit, dieser Entwicklung durch eine intensivere Befassung des Bundestages mit der Tä­
tigkeit der EG sowie durch einen regelmäßigen Austausch mit den europäischen Kolle­
gen entgegenzuwirken. Nur im Zusammenspiel mit den nationalen Parlamenten, so 
drückte es der FDP-Abgeordnete J u n g  aus, könne auch das Europäische Parlament 
Einfluss auf die -  nach wie vor national verankerten -  europäischen Entscheidungsträ­
ger gewinnen.123
Widerstand war im Auswärtigen Ausschuss gegenüber der Idee zu verspüren, für die 
Beobachtung der europäischen Ebene und die Koordination der parlamentarischen Zu­
sammenarbeit eigens einen Europaausschuss des Bundestages ins Leben zu rufen. Statt- 
dessen sollten vielmehr die vorhandenen Fachausschüsse in die Pflicht genommen wer­
den. Da deutlich wurde, dass die Thematik noch eines weiteren Klärungsprozesses in 
den Fraktionen bedurfte, kam es im Auswärtigen Ausschuss letztlich nicht zu konkre­
ten Festlegungen.126

E rw eiterung d e r  EG um  G riech en land , Spanien und  P ortu ga l
Neben dem neuen Wahlmodus zum Europäischen Parlament und dessen Folgen be­
herrschte ein zweites Zentralthema die europapolitischen Debatten der Abgeordneten: 
die sich anbahnende Süd-Erweiterung der EG um Griechenland, Spanien und Portugal. 
Als der Ausschuss diese Frage 1977 in mehreren Sitzungen und 1978 in einer Anhö­
rung aufgriff, wurden zwei Dinge sehr schnell deutlich: Der Beitritt der drei Staaten 
zur Gemeinschaft war aus politischen Gründen wünschenswert, ja zwingend, unter 
vielen anderen Gesichtspunkten jedoch höchst problematisch. Von früher vorhandener

121 Vgl. Dok. 2, S. 15.
122 Vgl. Dok. 2, S. 14; dazu auch Dok. 9, SVP B.
123 Vgl. dazu bes. Dok. 70, SVP B/C, Zitat S. 1501.
124 Vgl. dazu Dok. 64, S. 1380; ferner Dok. 70, SVP B/C.
125 Vgl. Dok. 70, S. 1507f.; dazu auch Dok. 64, S. 1378-1380.
126 Vgl. dazu Dok. 70, S. 1500, 1503f.
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Begeisterung über die weitere Einigung Europas war entsprechend nicht mehr sehr viel 
zu spüren; es überwog vernunftgesteuerter Skeptizismus.127
Als wichtigstes politisches Argument für die Erweiterung wurde von Vertretern der 
Bundesregierung wie auch aus dem Ausschuss heraus vorgebracht, dass nur auf diesem 
Wege die Stabilisierung der demokratischen Entwicklung in den drei Ländern gewähr­
leistet werden könne. Dahinter steckte auch der Gedanke der strategischen Sicherung 
des Mittelmeerraums im Sinne der westlichen Allianz. Sozialistisch-kommunistische 
Experimente, die in Portugal oder auch Griechenland nicht auszuschließen waren und 
die einer sowjetischen Einflussnahme den Weg bereitet hätten, sollten vermieden wer­
den.128 Welche zentrale Rolle zudem die militärisch-strategische Komponente spielte, 
verdeutlicht die Aufforderung des FDP-Sicherheitsexperten M öllem ann , möglichen 
Ansprechpartnern bei den spanischen Parteien klarzumachen, dass ein EG-Beitritt oh­
ne ein gleichzeitiges Engagement in der NATO nicht zu haben sei. Man könne »nicht 
die ökonomischen Vorteile eines Beitritts gern akzeptieren, aber die Sicherheit dann 
den anderen überlassen«.129
Die schwerwiegenden -  vor allem ökonomischen -  Bedenken, die im Zusammenhang 
mit der geplanten EG-Süd-Erweiterung im Ausschuss vorgebracht wurden, lesen sich 
in vieler Hinsicht wie Auszüge aus der Fach- und Tagespresse des Jahres 2011/12 zur 
»Euro-Krise«.130 Hingewiesen wurde vor allem auf das gewaltige Niveaugefälle im 
Verhältnis der drei Beitrittskandidaten zu den vorhandenen EG-Mitgliedern -  in allen 
Bereichen, angefangen von Wirtschaft, Industrie und Landwirtschaft bis hin zur Ein­
kommensstruktur und den sozialen Standards. Gewarnt wurde deshalb vor erheblichen 
sozialen, wirtschaftlichen und währungspolitischen Anpassungsproblemen in den Bei­
trittsländern, sobald sie dem Wettbewerb in der Gemeinschaft ausgesetzt seien. Insbe­
sondere rechnete man mit einer hohen Zahl von Arbeitslosen, die wiederum auf die 
Arbeitsmärkte der nördlichen EG-Staaten zu drängen drohten. Den meisten Akteuren 
im Ausschuss war klar, dass es -  trotz langer Übergangsfristen -  notwendig sein würde, 
durch finanzielle und anderweitige Transferleistungen die negativen Auswirkungen der 
Erweiterung abzumildern. Bedenken wurden laut, ob damit die Solidarbereitschaft in­
nerhalb der Gemeinschaft auf Dauer nicht überstrapaziert werde. Als möglicher Zahl­
meister stand vor allem die Bundesrepublik im Fokus, die zudem von Seiten Frank­
reichs und Italiens bedrängt wurde, auch deren Folgekosten im Agrarbereich -  etwa 
beim Olivenanbau -  mitzutragen. Ohne die finanziellen Belastungen genau beziffern 
zu können, räumte Staatssekretär H erm es ein, die Süd-Erweiterung werde für die Bun­
desrepublik »finanzielle Folgen haben, die von Dauer sind«.131 Als ein weiterer politi­
scher und finanzieller Kostenfaktor für die Bundesrepublik wurden Kompensationen 
gegenüber Drittstaaten ins Feld geführt, für die hinsichtlich ihres Verhältnisses zur EG 
aufgrund der Erweiterung Nachteile erwartet wurden. Dies betraf vor allem die Türkei, 
die sich durch den Beitritt Griechenlands nicht zurückgesetzt fühlen sollte.
Weitere negative Folgen, so wurden Befürchtungen im Ausschuss laut, werde der Zu­
wachs an drei neuen Mitgliedstaaten für die institutionelle Entwicklung der Europäi-

127 V gl. dazu Dok. 3, SVP B; Dok. 4, SVP B/C; Dok. 17, SVP A/B/C/D; Dok. 32, SVP B/C/D; Dok. 
33, SVP A/B; Dok. 39, SVP E; Dok. 41, SVP C.

128 V gl. dazu etwa Dok. 4, S. 62 f., 65 f., 68, und Dok. 17, S. 364, 369f., 375 f.
129 Vgl. Dok. 53, S. 1142.
130 Vgl. zum Folgenden Dok. 3, SVP B; Dok. 4, SVP B/C; Dok. 17, SVP A/B; Dok. 32, SVP B/C/D; 

Dok. 33, SVP A/B; Dok. 39, SVP E; Dok. 41, SVP C.
131 Vgl. dazu bes. Dok. 17, SVP B, Zitat S. 366.
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sehen Gemeinschaft mit sich bringen.132 Viele Abgeordnete gingen davon aus, dass die 
Entscheidungsprozesse in Brüssel noch schwieriger werden würden und dass darunter 
die Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft leiden werde. Mit Blick auf das mögliche 
Ausbleiben weiterer Reformen bzw. Integrationsschritte wurde sogar die Gefahr einer 
Rückentwicklung der EG beschworen. Durch die Versicherung der Regierungsvertre­
ter, etwa von Staatssektretär H erm es , die Bundesregierung werde weiter auf die Stär­
kung der integrativen Kräfte hinarbeiten und auch am Ziel der politischen Finalität der 
Gemeinschaft festhalten, konnten die Zweifel nur bedingt ausgeräumt werden. Narjes 
wandte ein, auf britischer Seite sehe man die Erweiterung als Möglichkeit, die Integra­
tionstiefe in der Gemeinschaft endgültig auf einem flachen Niveau festzulegen. Bei der 
Suche nach Abhilfe brachte A mrehn den Vorschlag vor, »einen Weg der Zweistufig- 
keit« zu gehen, d.h. die Beitrittskandidaten zunächst nur wirtschaftlich, aber nicht so­
fort institutionell in die Gemeinschaft einzubinden, sondern erst einen höheren Grad 
der Integration im Rahmen der Neun anzustreben. Eine solche Mitgliedschaft »zweiter 
Klasse« traf im Ausschuss jedoch überwiegend auf Ablehnung.133
Da vom politischen Grundsatz her sowohl Koalition als auch Opposition die Aufnah­
me Griechenlands, Spaniens und Portugals in die EG befürworteten, blieben -  trotz 
aller vorgebrachten Bedenken -  ernsthafte parlamentarische Störmanöver aus. Die Bei­
trittsverhandlungen mit dem ersten Kandidaten, Griechenland, konnten somit im De­
zember 1978 zum Abschluss gebracht und der Beitrittsvertrag Ende Mai 1979 unter­
zeichnet werden.134 Bundesminister G enscher sprach sich »im nationalen Interesse« für 
eine zügige Durchführung des Ratifizierungsverfahrens im Bundestag aus. Es gehe dar­
um, »die gute Position, die sich die Bundesrepublik Deutschland durch Befürwortung 
und Förderung des griechischen Beitritts verschafft« habe, nicht durch Verzögerungen 
bei der Ratifizierung zu verspielen. Die Union monierte zwar ein »Durchpeitschen« des 
Vertrags und forderte -  auch mit Blick auf die weiteren Verhandlungen mit Spanien und 
Portugal - , später noch einmal ausführlich über die finanziellen Belastungen und insti­
tutioneilen Probleme zu sprechen, zog aber letztlich mit. Das Ratifizierungsgesetz wurde 
am 14. November 1979 vom Auswärtigen Ausschuss einstimmig angenommen.135 
Stercken  zeigte sich einige Wochen später enttäuscht, »wie wenig die griechische Öf­
fentlichkeit und die griechische Presse von den übereinstimmenden Auffassungen hier 
Kenntnis genommen hat, die wir dazu im Deutschen Bundestag vorgetragen haben«. 
Es sei nicht gewürdigt worden, so brachte der CDU-Abgeordnete zum Ausdruck, dass 
alle Fraktionen mit der frühzeitigen Ratifizierung »den Griechen den Weg in anderen 
Parlamenten erleichtern wollten, wo möglicherweise eine solche Beschlußfassung nicht 
so schnell und so unkompliziert herbeigeführt werden kann und konnte«.136 
Die Zweifel am Erweiterungsprozess waren auch am Ende der Wahlperiode virulent. 
Als der französische Staatspräsident G iscard d ’Estaing im Juni 1980 Vorbehalte gegen­
über der nunmehr anstehenden Aufnahme Spaniens und Portugals anmeldete137, sah

132 Vgl. Zum Folgenden Dok. 3, SVP B; Dok. 4, SVP B/C; Dok. 17, SVP A/B; Dok. 32, SVP B/C/D; 
Dok. 33, SVP A/B; Dok. 39, SVP E; Dok. 41, SVP C.

133 Vgl. dazu bes. Dok. 17, SVP B, Zitate S. 372, 375.
134 Vgl. dazu Dok. 39, SVP E, und Dok. 41, SVP C; dazu ferner AAPD 1978, II, Dok. 396.
135 Vgl. dazu Dok. 62, SVP A; Dok. 63, SVP E, Zitate S. 1347, 1349. -  Das Ratifizierungsgesetz über 

den Beitritt Griechenlands zur EG wurde kurze Zeit später, am 29. November 1979, auch vom Ple­
num des Bundestages einstimmig verabschiedet. Vgl. dazu BT STEN. Ber., Bd. 113, S. 14905-14912.

136 Vgl. Dok. 67, CD-ROM-Supplement, S. 1948.
137 Vgl. dazu AAPD 1980, II, Dok. 212, Anm. 7.
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Narjes darin eine Bestätigung, »daß die EG ihre Norderweiterung noch nicht bewältigt 
habe. Hieraus seien Lehren für die Süderweiterung zu ziehen, insbesondere bei den 
Institutionen und den Finanzen.« Die Antwort von Staatssekretär L auten sch lager liest 
sich wie ein Fazit zur gesamten Debatte. Es sei inzwischen klar geworden, »wie schwie­
rig die zweite EG-Erweiterung sei, bevor die Gemeinschaft die erste Erweiterung wirk­
lich verkraftet habe. Bundesregierung und Bundestag hätten nach sorgfältiger Analyse 
die zweite Erweiterung aus politischen Gründen bejaht. Es komme jedoch darauf an, 
die Institutionen der Gemeinschaft zu bewahren und wirksam zu erhalten sowie für die 
materiellen Probleme tragbare Regelungen zu finden. Ganz sicher würden sehr lange 
Übergangszeiten notwendig sein -  mindestens zehn Jahre.«138

EG-Alltag: G erangel um  d en  b ritisch en  B eitrag und  E uropäisches W ährungssystem
Wie schwierig sich der Alltag bereits in der Neuner-Gemeinschaft gestaltete, kommt in 
den Ausschussprotokollen immer wieder zum Vorschein. Kritisch angesprochen wur­
den vor allem die ausbleibenden Fortschritte bei der Entwicklung einer Wirtschafts­
und Währungsunion sowie die Strukturprobleme im Agrarbereich mit seiner perma­
nenten Überschussproduktion.139 Einwände gab es aber auch mit Blick auf die politi­
sche Zusammenarbeit der Staaten im Rahmen der EPZ140 und im Europäischen Rat. 
Narjes hielt z.B. die Vorbereitung des europäischen Gipfels in Kopenhagen im April 
1978 für unzureichend. Dies sei allenfalls ein Meinungsaustausch gewesen; kein Thema 
sei abschließend beraten worden. Außerdem sei ein solcher Gipfel auch institutionell 
problematisch, da die meisten der dort behandelten Fragen in eine normale EG-Rats- 
tagung gehört hätten. Staatssekretär van  Well musste einräumen, dass der Europäische 
Rat »noch nicht seine endgültige Stellung genau definiert« habe, bekräftigte aber, un­
terstützt von anderen Abgeordneten, dass sich die Einrichtung insgesamt als sehr er­
folgreich erwiesen habe.141
An der Schwelle zu einer ernsthaften »Zerreißprobe«, die zu einer »Lähmung der Ge­
meinschaft« zu drohen führte, befand sich die EG im ersten Halbjahr 1980. Dabei ging 
es einmal mehr um die britischen Zahlungen in die gemeinsame EG-Kasse.142 Margaret 
T hatcher , die im Mai 1979 das Amt des Premierministers übernommen hatte, forderte 
noch vehementer als ihre Vorgänger einen Ausgleich des Nettoüberschusses beim EG- 
Beitrag Großbritanniens. Über einige Monate mussten die Ausschussmitglieder zur 
Kenntnis nehmen, dass bei den Verhandlungen darüber eine Annäherung der Stand­
punkte Großbritanniens und der anderen acht EG-Partner nur schwer zu erreichen 
war. Wie häufig in der Gemeinschaft galt es, ein Kompromisspaket zu schnüren, das 
neben der Beitragsfrage auch Lösungen bei Agrar- und Fischereiproblemen sowie an­
derweitige Kompensationen umfasste.143 Als Staatssekretär L auten sch lager Mitte Juni 
1980 dem Ausschuss die knapp zwei Wochen zuvor im EG-Ministerrat gefundene Lö­
sung präsentierte, zeigte er sich vor allem über die politische Dimension zufrieden. Mit 
dem Kompromiss sei es gelungen, die Gefahr »einer ernsten Bedrohung für den Be­

138 Vgl. Dok. 75, S. 1616f.
139 V gl. dazu bes. Dok. 3, SVP B; Dok. 4, SVP C; Dok. 17, SVP B; Dok. 28, SVP E; Dok. 32, SVP C; 

Dok. 33, SVP A; Dok. 63, SVP E; Dok. 75, SVP A.
140 Vgl. dazu bes. Dok. 4, S. 66 f.; Dok. 9, SVP D/E; Dok. 28, SVP D/E; Dok. 53, S. 1140f.
141 Vgl. Dok. 28, CD-ROM-Supplement, S. 771 f.
142 Vgl. Dok. 71, Zitate S. 1525. -  Zur diesbezüglichen Problematik in der 7. Wahlperiode vgl. A U S­

WÄRTIGER AUSSCHUSS 1972-1976, Dok. 34, SVP F, und Dok. 64, SVP C/D.
143 Vgl. Dok. 62, SVP D; Dok. 64, SVP I; Dok. 69, SVP A; Dok. 71, SVP A/B; Dok. 73, SVP A/B.
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stand der Gemeinschaft« abzuwenden. Inhaltlich-sachlich, so gab L au ten sch lager zu 
verstehen, entspreche das Paket nicht unbedingt den Vorstellungen der Bundesregie­
rung, »insbesondere wegen der damit verbundenen Haushaltsbelastungen«. Wichtig sei 
nun, strukturelle Anpassungen im Agrarbereich durchzusetzen und so den Anstieg der 
Agrarausgaben einzudämmen. Das »Auftreten neuer unzumutbarer Nettosalden der 
einzelnen Mitgliedstaaten« müsse verhindert werden.144
Einen integrativen Schritt nach vorn machte die EG mit dem Beschluss des Europäi­
schen Rats vom 4./5. Dezember 1978, ein Europäisches Währungssystem (EWS) einzu­
führen. Dieses sollte durch Wechselkurs- und Interventionsmechanismen die Währun­
gen der teilnehmenden EG-Staaten eng aneinanderbinden und so für mehr Wirtschafts­
wachstum bei gleichzeitiger Preisstabilität sorgen. Letztlich bestand die Hoffnung, da­
durch auch neue Impulse für den Prozess der europäischen Einigung auszulösen.145 
Obwohl die meisten Ausschussmitglieder grundsätzlich weitere Integrationsschritte be­
fürworteten, kamen hinsichtlich der Einführung des EWS Bedenken auf.146 Der CDU- 
Abgeordnete Stercken  stellte die Frage, ob es überhaupt gelingen könne, »die w irt­
schafts- und sozialpolitischen Voraussetzungen in den Staaten der Gemeinschaft zu 
schaffen«, um das EWS auf Dauer funktionsfähig zu halten. Sein Fraktionskollege N arjes 
drückte es noch deutlicher aus: Am Schluss komme man um eine föderal ausgebaute 
europäische WährungsVerfassung nicht herum. Die »Parallelität von Wirtschafts- und 
Währungsunion« sei letztlich durch nichts zu ersetzen. Mit Blick, etwa auf Frankreich, 
hielt N arjes eine entsprechende Entwicklung allerdings nicht für sehr wahrscheinlich. 
Solange die Divergenzen zwischen den einzelnen Staaten so groß seien, müssten die Be­
teiligten »mit einem sehr elastischen System« arbeiten. Das EWS werde »mit sehr viel 
Hoffnungsklauseln in Richtung Zukunft« geplant.147
Noch aus einem anderen Grund begegnete Narjes dem EWS mit Skepsis. Es könne da­
zu kommen, so seine Befürchtung, dass ein Land im Rahmen des EWS mittelfristigen 
währungspolitischen Beistand, sprich Kredite, benötige und ihm dann »sehr harte Be­
dingungen auferlegt« werden müssten. Diese würden »automatisch« als D-Mark-Be- 
dingungen interpretiert. In der Presse würden dann Begriffe wie »deutscher Terror« 
und ähnliche Vokabeln auftauchen. Es stelle sich die Frage, ob das System einem sol­
chen öffentlichen Beschuss auf Dauer gewachsen sei. Staatssekretär H erm es bestätigte 
zwar, dass mittelfristiger Beistand im Währungssystem mit wirtschaftspolitischen Auf­
lagen verbunden sein könne, er sah jedoch nicht die Bundesrepublik im Schussfeld dar­
aus resultierender Kritik. Die Kreditbedingungen seien schließlich keine bilaterale An­
gelegenheit, sondern würden durch die Europäische Gemeinschaft, vertreten durch das 
EWS, festgelegt. Narjes zeigte sich von der Antwort nur wenig befriedigt. Er blieb bei 
seiner Meinung, dass solche Auflagen für ein Land »ohne schärfste Belastungen der 
deutschen Position in der Gemeinschaft« kaum zu verwirklichen wären.148

144 Vgl. dazu Dok. 75, SVP A, Zitate S. 1609 f.
145 Vgl. dazu AAPD 1978, II, Dok. 380, S. 1837f.
146 Zur EWS-Frage vgl. insgesamt Dok. 28, SVP G; Dok. 37, SVP G/H; Dok. 41, SVP F/G; Dok. 44, 

SVP F/G.
147 Vgl. Dok. 37, S. 763-765.
148 Vgl. Dok. 44, S. 942-945, Zitate S. 943 f.
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3. Weltweite wirtschaftliche Verflechtung

Neben den europäischen politisch-institutionellen und ökonomischen Rahmenbedin­
gungen gewannen in den 70er Jahren die weltweiten wirtschaftlichen Verflechtungen 
für die Bundesrepublik Deutschland mehr und mehr an Bedeutung. Auch wenn viele 
dieser Angelegenheiten primär im Ausschuss für Wirtschaft behandelt wurden, so be­
schäftigte sich doch auch der Auswärtige Ausschuss immer häufiger und intensiver mit 
entsprechenden Themen.

W irtschafts- und  F inanzbez iehungen  zu d en  USA
Ein zentraler Gegenstand waren dabei die Wirtschafts- und Finanzbeziehungen zwi­
schen der Bundesrepublik (bzw. der EG) und den USA, die im Zeitraum der 8. Wahl­
periode von nicht zu übersehenden Spannungen geprägt waren.149 Klar erkennbar wa­
ren im Ausschuss die unterschiedlichen Ansätze der Regierung Schm idt/G enscher und 
der C arter-Administration im Hinblick auf die Handhabung der Instrumente zur Kon­
junktursteuerung und Inflationsbekämpfung. Zur Sprache kamen auch Handelsfragen, 
Rüstungsexporte sowie die Energie- und Ölversorgung.150
Heftige Nachbeben gab es zu Beginn der Wahlperiode hinsichtlich eines Disputs, der 
schon in den Jahren zuvor die deutsch-amerikanischen Beziehungen belastet hatte. Prä­
sident C arter , am 20. Januar 1977 in sein Amt eingeführt, wandte sich vehement gegen 
die Lieferung von Nukleartechnik durch die Bundesrepublik an Brasilien.151 Aus Sicht 
der neuen amerikanischen Administration konnte die vertraglich vereinbarte Nichtver­
breitung von Atomwaffen nur durch eine restriktive Exportpolitik auf diesem Gebiet 
erreicht werden. Bundesminister G enscher vertrat demgegenüber eine andere Philoso­
phie beim Export von Nukleartechnik: Durch verpflichtende Auflagen gegenüber den 
Empfängerländern könne man die Nichtverbreitungspolitik sogar in ein Land hinein­
verlängern, das den NV-Vertrag nicht unterzeichnet habe. Außerdem müsse verhindert 
werden, »daß der Westen in die Rolle eines Technologieverweigerers kommt und damit 
einmal mehr unaufrichtigen Argumentationen der Sowjetunion in der Dritten Welt 
Vorschub leistet«. G enscher deutete an, dass die Diskussion über das Brasilien-Ge­
schäft das Ansehen der Bundesrepublik bei den Entwicklungsländern gestärkt, die Po­
sition der USA dagegen eher beeinträchtigt habe.152 Mit Ausnahme weniger Abgeord­
neter, die prinzipielle Argumente gegen die Atomtechnologie ins Feld führten153, konnte 
sich die Bundesregierung bei dieser Auseinandersetzung voll und ganz auf die Unter­
stützung der parlamentarischen Seite -  einschließlich der Opposition -  verlassen.154 
Nach dem G-7-Wirtschaftsgipfel am 7./8. Mai 1977 in London wies Ministerialdirektor 
L auten sch lager auf Nachfragen von Ausschussmitgliedern darauf hin, dass es Zeichen 
für ein Einlenken der amerikanischen Regierung gebe. Washington sei bereit, im Rah­
men einer Studiengruppe »an diese Fragen gemeinsam und nicht unter dem Aspekt

149 Vgl. dazu bes. WIEGREFE, Zerwürfnis, passim.
150 Vgl. dazu Dok. 2, SVP A/B; Dok. 4, SVP C/J; Dok. 7, SVP C/D; Dok. 8, SVP A/B; Dok. 20, SVP E; 

Dok. 35, SVP C; Dok. 55, SVP D/E/H/I; Dok. 69, SVP A/B/H; Dok. 75, SVP C/D.
151 Vgl. dazu Dok. 2, S. 8f.; Dok. 4, S. 7 6 f.; Dok. 7, SVP C/D; Dok. 8, S. 141, 14 4 -148 . Vgl. dazu auch 

AUSWÄRTIGER A u ssc h u ss  197 2 -19 7 6 , Dok. 54, SVP B, Dok. 55, SVP A , und Dok. 81, SVP B.
152 V gl. Dok. 7, S. 125.
153 Vgl. etwa die Äußerung des SPD-Abgeordneten Meinecke; Dok. 7, S. 124 f.
154 Vgl. dazu Dok. 4, S. 76 f.; Dok. 7, S. 125.
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heranzugehen, daß sie die Patentlösung haben, die andere nun zu akzeptieren hät­
ten«.155

N ord-Süd-D ialog
In rund einem Dutzend Sitzungen beschäftigte sich der Ausschuss mit Fragen des so­
genannten Nord-Süd-Dialogs bzw. allgemein mit dem Verhältnis zu den Staaten der 
Dritten Welt. In vielen internationalen Gremien, insbesondere in der UNO und der 
Welthandelskonferenz, sahen sich die westlichen Industriestaaten mit einer zunehmend 
selbstbewussteren und besser organisierten Gruppe von Entwicklungsländern konfron­
tiert, die den Aufbau einer neuen, gerechteren Weltwirtschaftsordnung forderten. Ent­
sprechend wurde auch im Auswärtigen Ausschuss darüber diskutiert, wie die Teilhabe­
möglichkeiten dieser Staaten verbessert werden könnten. So wurden, wie bereits er­
wähnt, die Möglichkeiten eines Technologietransfers oder Maßnahmen zur finanziellen 
Stabilisierung durch Entschuldungsprogramme erwogen. Wichtig waren auch Überlegun­
gen, die Erlöse der Entwicklungsländer beim Export von Rohstoffen zu stabilisieren.156 
Bei der Formulierung der darauf gerichteten Außenpolitik der Bundesrepublik und der 
anderen Industriestaaten spielten zugleich eigene Interessen eine wesentliche Rolle. Die 
Offensive zur Schaffung eines erlösstabilisierenden Rohstofffonds hatte natürlich auch 
eine Kehrseite -  angestrebt wurde die dauerhafte Sicherung des Zugangs der Industrie­
staaten zu den Rohstoffvorkommen und -märkten unter gleichzeitiger Regelung der 
untereinander herrschenden Konkurrenzmechanismen.157 Präsent bei Debatten über 
den Nord-Süd-Dialog war für die Abgeordneten zudem immer die globale strategische 
Ost-West-Auseinandersetzung. Bei der Ausgestaltung der Beziehungen zur Dritten Welt 
ging es stets auch darum, vorhandene Abhängigkeiten dieser Staaten von der UdSSR 
und ihren Satelliten abzubauen bzw. einer möglichen neuen Hinwendung zum öst­
lichen Machtblock vorzubeugen. Hierfür schien es nötig -  so lassen Äußerungen von 
Außenminister G ensch er , Staatssekretär van  Well oder auch des SPD-Abgeordneten 
Voigt erkennen - , den Drittweltstaaten immer wieder das bescheidene Engagement des 
Ostblocks etwa bei der Entwicklungshilfe oder beim Technologietransfer vor Augen 
zu führen.158
Ein nicht unwesentlicher Teil der Wirtschaftsbeziehungen zu den Entwicklungsländern 
spielte sich Ende der 70er Jahre bereits im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft ab. 
Wiederholt wurde 1978/79 im Ausschuss über die Verhandlungen zwischen der EG 
und den AKP-Staaten159 berichtet, die Ende Oktober 1979 zum Abschluss eines neuen 
Assoziierungsabkommens führten. Die Abgeordneten interessierten sich dabei aber nicht 
nur für die Detailregelungen des Im- bzw. Exports von Rohstoffen und Agrarproduk­
ten, sondern auch für den Transfer ideeller Werte demokratischer Staaten. Es wurde 
angemahnt, im Rahmen der Verhandlungen auch für die künftige Verwirklichung men­
schenrechtlicher Belange in den AKP-Staaten Sorge zu tragen.160

155 Vgl. Dok. 8, S. 141, 144-148, Zitat S. 148.
156 V gl. dazu bes. Dok. 4, SVP C; Dok. 7, SVP D/F; Dok. 8, SVP A/B; Dok. 16, SVP G; Dok. 28, SVP H; 

Dok. 35, SVP B/C/D/E; Dok. 38, SVP C; Dok. 45, SVP B/C; Dok. 54, SVP C/D; Dok. 55, SVP F/G; 
Dok. 69, SVP G/H; Dok. 75, SVP A/C/E.

157 Vgl. dazu etwa Dok. 4, SVP C; Dok. 7, SVP D; Dok. 8, SVP A/B.
158 Vgl. dazu Dok. 7, S. 123, 125; Dok. 45, S. 952; Dok. 55, S. 1197.
159 Staaten des afrikanischen, karibischen oder pazifischen Raums, die mit der EG assoziiert waren.
160 Vgl. dazu Dok. 35, SVP D/E; Dok. 54, SVP C/D; Dok. 69, SVP G/H.
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Vorläufiger kommunikativer Höhepunkt des Nord-Süd-Dialogs war Ende Dezember 
1978 ein Treffen auf Jamaika, bei dem drei Staats- und Regierungschefs aus Entwick­
lungsländern mit vier Vertretern von Industriestaaten, darunter Bundeskanzler Schm id t, 
zu einem ausführlichen Meinungsaustausch zusammenkamen.161 Dabei habe Überein­
stimmung geherrscht, so stellte Staatssekretär van  Well in der Rückschau zusammen­
fassend fest, »daß die Erkenntnis der Interdependenz und das Eigeninteresse eines je­
den an einer funktionsfähigen Weltwirtschaft -  sei es ein Entwicklungsland, sei es ein 
Industriestaat -  gewachsen ist«. Neben den negativen Erfahrungen mit dem Olembargo 
von 1973 habe zur »Beruhigung und Versachlichung« des Nord-Süd-Verhältnisses auch 
beigetragen, dass die Industrieländer Schritte auf die Entwicklungsländern zu gemacht 
hätten. Ministerialdirigent v on  d e r  G ablentz  ergänzte, dass nach Ansicht des Bundes­
kanzlers jeder Teilnehmer mit dem Gefühl weggegangen sei, »wirklich etwas dazuge­
lernt zu haben«. Die Nachfrage des Abgeordneten A mrehn  »Vom Bundeskanzler?« 
sorgte für Heiterkeit im Ausschuss.162

S eerech t und  M eeresb od enb ergbau
Mit großer Aufmerksamkeit wurden im Ausschuss -  wie schon in der vorherigen 
Wahlperiode -  die Entwicklungen auf der Dritten Seerechtskonferenz der Vereinten 
Nationen verfolgt.163 Aufgrund der dortigen Bestrebungen, neue völkerrechtliche Nor­
men im internationalen Seerecht durchzusetzen bzw. festzuschreiben, waren fundamen­
tale Interessen der weltweit agierenden Industrie- und Handelsnation Bundesrepublik 
Deutschland tangiert. Die von Seiten der Bundesrepublik vorgebrachten Forderungen 
bezogen sich vor allem auf das Recht der freien Durchfahrt durch Küstengewässer und 
Meereswirtschaftszonen, die Sicherung von Fischereirechten, die ungehinderte Wahr­
nehmung von Vorhaben der Meeresforschung, den angemessenen Schutz der Meeres­
umwelt sowie die Schaffung klarer Regeln zur Streitschlichtung. Unter dem Gesichts­
punkt der Rohstoffsicherung war der Blick darüber hinaus insbesondere auf das Zu­
kunftsprojekt Meeresbodenbergbau gerichtet. Hier drängte man auf Bestimmungen, 
durch die der Zugang interessierter Staaten zum Tiefseebergbau grundsätzlich ermög­
licht und die damit zusammenhängenden finanziellen und technologischen Investitio­
nen rechtlich abgesichert werden sollten.164 165
Mit ihren Vorstellungen und Forderungen sah sich die Bundesrepublik auf der See­
rechtskonferenz weitgehend auf sich gestellt. Die Verfügungsmöglichkeiten über Kü­
stengewässer und Wirtschaftszonen fielen bei anderen bedeutenden Industrienationen 
erheblich umfangreicher aus, so dass deren Interessenlage mit derjenigen der Bundesre­
publik nicht immer konform war. Ebensowenig Verlass war auf eine Unterstützung 
von Seiten der Entwicklungsländer, da diese selbst ein möglichst großes Stück vom 
Fisch- und Rohstoff-Kuchen abzubekommen hofften.163 Vor diesem Hintergrund 
setzte die Bundesregierung auf eine enge Zusammenarbeit mit dem Bundestag, um auch 
über parlamentarische Kontaktarbeit die nationalen Interessen zur Geltung zu bringen.

Zu dem Treffen am 28./29. Dezember 1978 vgl. auch AAPD 1978, II, Dok. 401.
162 Vgl. Dok. 45, SVP B/C, Zitate S. 956.
163 Vgl. dazu bes. Dok. 5, SVP B/C/D; Dok. 13, SVP A/B/C; Dok. 19, SVP A/B; Dok. 35, SVP A/B; 

Dok. 38, SVP B/C; Dok. 50, SVP G/H; Dok. 52, SVP B/C; Dok. 75, SVP F; Dok. 76, SVP G; Dok. 78, 
SVP A. -  Zur Behandlung des Thema in der 7. Wahlperiode vgl. etwa AUSWÄRTIGER AUSSCHUSS 
1972-1976, Dok. 51, SVP D/E; Dok. 77, SVP A/B.

164 Einen guten Überblick zu den Problemstellungen vermittelt etwa Dok. 35, CD-ROM-Supplement,
S. 1044.

165 Vgl. dazu bes. Dok. 13, SVP A/B/C; Dok. 35, SVP A/B; Dok. 38, SVP B/C; Dok. 52, SVP B/C.
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Ausdruck fand diese Zusammenarbeit vor allem in der Beteiligung von Abgeordneten 
aus Koalition und Opposition an der Delegation für die Genfer Seerechtskonferenz. 
Wie bei kaum einem anderen Thema herrschte dabei parteiübergreifende Einmütigkeit 
der Experten aus dem Auswärtigen und dem Wirtschaftsausschuss.166 
Die gemeinsame nationale Attitüde schlug sich Ende 1978 in einem Gesetzentwurf zur 
vorläufigen Regelung des Tiefseebergbaus nieder, der -  in Abstimmung mit der Bun­
desregierung -  von Abgeordneten aus allen drei Fraktionen eingebracht wurde. Der 
Gesetzentwurf war als Druckmittel gedacht, um vor allem die Drittweltstaaten auf der 
Seerechtskonferenz zu Konzessionen im Hinblick auf die Schaffung eines Internationa­
len Meeresbodenregimes zu bewegen. Zudem sollte er parat liegen, falls sich der ameri­
kanische Kongress zur Verabschiedung eines gleichgelagerten Gesetzes entschließen 
würde.167 Kurz vor Ende der Wahlperiode, am 3. Juli 1980, kam es tatsächlich zur Ver­
abschiedung des Gesetzentwurfs durch den Deutschen Bundestag.168 
Neben diesem Gesetzentwurf wurde vom Wirtschaftsausschuss noch eine Beschluss­
empfehlung für einen interfraktionellen Antrag verabschiedet, in dem noch einmal alle 
Vorstellungen und Ziele der Bundesrepublik im Hinblick auf die Dritte Seerechtskon­
ferenz zusammengefasst waren. Diese Antragsfassung traf am 12. Juni 1980 auch im 
Auswärtigen Ausschuss auf allseitige Zustimmung.169 Die Harmonie wurde wenige 
Tage später jedoch getrübt durch einen Einwand des Ausschusses für Entwicklungshil­
fe, der in dem Antrag Formulierungen beanstandete, die aus seiner Sicht den Intentio­
nen der Entwicklungshilfepolitik der Bundesrepublik zuwiderliefen. Letztlich, so wur­
de in der Sitzung des Auswärtigen Ausschusses am 18. Juni deutlich, beruhte dieses 
abweichende Votum auf »tiefgreifenden Meinungsverschiedenheiten« in der SPD-Frak- 
tion »zwischen den Leuten des Wirtschaftsausschusses und des Entwicklungshilfeaus­
schusses«.170 Mit minimalen Formulierungszugeständnissen an die sozialdemokrati­
schen Entwicklungshilfeexperten gelang es schließlich doch noch, eine interfraktionell 
akzeptierte Antragsfassung herzustellen und so die auch von Seiten der SPD erwünsch­
te »breite Zustimmung« im Plenum zu sichern.171

4. Krisenherde im südlichen Afrika und im Nahen Osten

Mit der verstärkten Einbindung der Bundesrepublik in die Angelegenheiten der Ver­
einten Nationen sowie ihrer zunehmenden Wahrnehmung als globaler außenpolitischer 
Akteur -  mit dem Gewicht der zusammenwachsenden Europäischen Gemeinschaft im 
Hintergrund -  stiegen zugleich die Erwartungen, bei den über die ganze Welt verteilten 
Krisen und Konflikten humanitäres, finanzielles und vor allem auch politisches Enga­
gement zu zeigen. Beispielhaft soll hier ein Schlaglicht auf zwei Krisenregionen gewor­
fen werden, die unter genauer Beobachtung des Auswärtigen Ausschusses standen: das 
südliche Afrika und der Nahe Osten. Andere Konflikte und Krisengeschehnisse -  etwa

166 Vgl. dazu Dok. 5, S. 89, sowie CD-ROM-Supplement, S. 93 f.; Dok. 13, S. 2 9 6 f.; Dok. 38, S. 783; 
Dok. 52, S. 1097, 1099 f.

167 v gl. dazu Dok. 50, SVP G/H.
168 Vgl. dazu BT STEN. B er ., Bd. 116, S. 18676.
169 Vgl. dazu Dok. 75, SVP F.
170 Vgl. dazu Dok. 76, SVP G, Zitat S. 1648.
171 Vgl. dazu Dok. 78, SVP A, Zitat S. 1658. -  Der Antrag wurde am 3. Juli 1975 vom Plenum ohne 

Gegenstimmen verabschiedet. Vgl. dazu BT STEN. BER., Bd. 116 , S. 18676.
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am Horn von Afrika172, in Südostasien173 und vor allem im Iran174 -  müssen außen 
vor bleiben.

N amibia und  R hodesien/S im babw e
Im Mittelpunkt der Afrika betreffenden Ausschussdebatten stand die Namibia-Frage. 
Die ehemalige Kolonie Deutsch-Südwestafrika war seit 1920 offiziell Mandatsgebiet 
der Vereinten Nationen, befand sich de facto aber unter der Oberhoheit der Republik 
Südafrika. Die südafrikanische Regierung hatte sich allerdings 1972 prinzipiell dazu 
bekennen müssen, Namibia in die Unabhängigkeit zu entlassen. Dass die damit in Zu­
sammenhang stehenden regionalen und internationalen Konflikte durch den Auswärti­
gen Ausschuss intensiv beobachtet wurden, ist unter zwei Gesichtspunkten besonders 
aufschlussreich. Außenpolitisch agierte hier die Bundesrepublik erstmals als Mitglied 
des Sicherheitsrats im Rahmen einer zunächst inoffiziellen, später offziellen UNO­
Mission. Zusammen mit den vier anderen westlichen Mitgliedern des Sicherheitsrats -  
USA, Großbritannien, Frankreich und Kanada -  war sie an einer Initiative beteiligt, die 
dazu dienen sollte, einen konkreten Fahrplan für die Unabhängigkeit Namibias zu ent­
wickeln und einen Ausgleich der Interessen der beteiligten Akteure herzustellen.175 
Zum anderen sind die Namibia- und die damit verknüpften Südafrika-Debatten176 des 
Ausschusses eine Fundgrube für die Beurteilung konfliktgeladener parlamentarischer 
Kommunikationsprozesse. Aufgrund divergierender Standpunkte kam es im Ausschuss 
einige Male zu heftigen Wortgefechten, bei denen die Grenzen alltäglicher Polemik 
deutlich überschritten wurden. In der Regel verliefen dabei die Reibungsflächen zwi­
schen Koalition und Opposition, doch gab es bemerkenswerterweise auch davon ab­
weichende Streitkonstellationen.177
Als der Vertreter des Auswärtigen Amts, Ministerialdirektor Lahn , am 4. Mai 1977 über 
die Lage im südlichen Afrika berichtete, mahnte er -  anknüpfend an Debatten des Aus­
schusses in der 7. Wahlperiode178 - , sich um diesen »Gefahrenherd der Weltpolitik« 
intensiv zu kümmern. Es sei wichtig, dort mit friedlichen Mitteln einen Wandel durch­

172 Vgl. dazu bes. Dok. 24, SVP F/G; Dok. 64, SVPJ/K.
173 Vgl. dazu bes. Dok. 42, SVP G; Dok. 48, SVP C/D; Dok. 51, SVP F; Dok. 56, SVP C/D; Dok. 62, 

SVP B/C; Dok. 78, SVP C/D.
174 Zum revolutionären Umsturz im Iran an der Jahreswende 1978/79 und zur Festsetzung von Geiseln 

in der amerikanischen Botschaft in Teheran im November 1979 vgl. bes. Dok. 38, SVP F; Dok. 41, 
SVP H/I; Dok. 45, SVP D/F/G; Dok. 46, SVP B/C; Dok. 47, SVP C/D; Dok. 48, SVP E; Dok. 54, 
SVP F; Dok. 62, SVP E; Dok. 63, SVP B/C; Dok. 64, SVP F/G; Dok. 65, SVP B; Dok. 66, SVP E; 
Dok. 67, SVP A/B; Dok. 68, SVP D; Dok. 72, SVP B/C; Dok. 73, SVP A/B; Dok. 74, SVP B/C; 
Dok. 75, SVP D; Dok. 79, SVP C.

175 Die Bundesrepublik gehörte erstmals 1977/78 als nichtständiges Mitglied dem UNO-Sicherheitsrat 
an. Auch nach dem Ausscheiden der Bundesrepublik und Kanadas aus dem Sicherheitsrat blieb die 
Fünfer-Kontaktgruppe für Namibia bestehen. Vgl. dazu bes. AAPD 1978, II, Dok. 236; GENSCHER, 
Erinnerungen, S. 332-338; BRENKE, Namibia-Konflikt.

176 Gegenstand der folgenden Ausführungen ist insbesondere die Namibia-Frage. Die Diskussionen im 
Ausschuss über die innere Lage in Südafrika und über die Möglichkeiten der Bundesrepublik, auf 
die Abschaffung des Apartheidregimes zu dringen, werden nicht einbezogen. Vgl. dazu bes. Dok. 9, 
SVP I/J; Dok. 11, SVP E; Dok. 16, SVP B/G; Dok. 18, SVP C; Dok. 34, SVP B/C/D; Dok. 51, SVP 
A/B; Dok. 69, SVP I; Dok. 77, SVP A/B/C; dazu auch oben S. XXXIVf.

177 Hinzuweisen ist hier vor allem auf den mit den Stimmen von FDP und CDU/CSU gegen die SPD 
gefassten Grundsatzbeschluss, eine Informationsreise des Auswärtigen Ausschusses ins südliche Afrika 
durchzuführen. Vgl. dazu Dok. 18, SVP C.

178 Vgi. dazu A u sw ä r t ig e r  A u ssc h u ss  19 7 2-1976 , Dok. 76, SVP C/D.
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zusetzen und »eine Ausdehnung des kommunistischen Einflusses im südlichen Afrika 
mit diplomatisch-politischen Mitteln zu steuern und zu verhindern«. Dieses Ziel, so 
machte Lahn deutlich, verfolge auch die neu geschaffene Kontaktgruppe der fünf west­
lichen Sicherheitsratsmitglieder, die Ende April erste Gespräche mit der südafrikani­
schen Regierung geführt habe.179
Über die grundsätzlichen Zielsetzungen für das südliche Afrika -  Durchsetzung der 
Unabhängigkeit Namibias und Rhodesiens, Zurückdrängung des Einflusses der UdSSR 
und Bekämpfung von Apartheid und Rassismus -  herrschte zwischen den Fraktionen 
des Bundestages weitgehende Einigkeit.180 Höchst strittig war jedoch das methodische 
Vorgehen, d.h. die Frage nach der operativ-konkreten Ausgestaltung der außenpoliti­
schen Linie. Dies zeigte sich 14 Tage später, als Staatssekretär van  Well im Ausschuss 
auf Nachfrage bestätigte, dass eine Schließung des Konsulats der Bundesrepublik in 
Windhoek geplant sei. Es gehe der Bundesregierung darum, im Moment der Unabhän­
gigkeit Namibias dort »vollwertig« vertreten zu sein. Ein »zu langes Festhalten« an der 
bisherigen Rechtslage werde die Einflussmöglichkeiten der Bundesrepublik nach der 
Unabhängigkeit beeinträchtigen.181 Bei der Union, vertreten durch Stercken  und Am- 
r eh n , traf die Ankündigung auf scharfen Widerspruch. Die Schließung des Konsulats, 
mithin die Aufgabe der Rechtsschutzfunktion für die in Namibia zahlreich vertretenen 
deutschstämmigen Menschen, werde »eine verheerende Wirkung in ganz Südwestafri­
ka« haben und deshalb auf »den geschlossenen und öffentlichen Widerstand der CDU/ 
CSU« treffen. Ein solcher Schritt der Bundesregierung bestätige zudem den Verdacht 
der einseitigen Bevorzugung der SWAPO.182 Aus Sicht mancher Unionsabgeordneter 
handelte es sich bei der SWAPO, die zu dieser Zeit vor allem von Angola aus operierte, 
weniger um eine legitime namibische Befreiungsbewegung als vielmehr um eine von 
sowjetischer Seite gelenkte »marxistisch geschulte Terrorbande«.183 
Am 7. September 1977 informierte Bundesminister G enscher persönlich die Abgeord­
neten über die Absicht der Bundesregierung, das Konsulat in Windhoek zu schließen. 
Er betonte, dass dieser Schritt »eine Entscheidung der Exekutive« sei, und kündigte 
zugleich an, unmittelbar nach der Sitzung des Auswärtigen Ausschusses die Presse hier­
über in Kenntnis setzen zu wollen. Die Opposition sah sich selbst wie auch den gesam­
ten Ausschuss durch dieses Vorgehen der Regierung »aufs tiefste brüskiert«. An einem 
ernsthaften Austausch der Argumente, so der Tenor der Äußerungen von CDU/CSU- 
Obmann A m rehn , sei die Bundesregierung offensichtlich nicht interessiert. Nach eini­
gen heftigen Wortgefechten fand sich der Minister schließlich bereit, den Pressetermin 
um ein paar Tage zu verschieben.184
Damit war endlich so weit Ruhe im Ausschuss hergestellt, dass G enscher noch einmal 
inhaltlich die Schließung des Konsulats begründen konnte. Dessen Fortführung, so 
argumentierte der Minister, belaste die Bemühungen der Bundesregierung um einen 
friedlichen Ausgleich in Namibia wie im südlichen Afrika insgesamt. Notwendig sei 
eine Strategie, die die Gefahr gewaltsamer Konflikte eindämme und die Unabhängig­
keit der afrikanischen Staaten gegen Einflüsse von außen sichere. Nur so könne es ge­

179 Vgl. Dok. 7, S. 125 f.
180 Dies kommt in den Protokollen immer wieder zum Ausdruck. Vgl. beispielsweise Dok. 9, S. 173-177.
181 Vgl. Dok. 9, S. 215.
182 Vgl. Dok. 9, S. 215f., Zitate S. 216.
183 So der CSU-Abgeordnete Huyn am 26. Oktober 1977; Dok. 16, S. 354; dazu ferner Dok. 11, S. 259.
184 Vgl. dazu Dok. 11, S. 220-230, Zitate S. 221, 228.
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lingen, einer Ausweitung des sowjetischen Einflusses entgegenzuwirken.185 Auf erneute 
Vorhaltungen von Seiten der Union, dass mit der SWAPO ein demokratisch-pluralisti­
scher Übergang in Namibia gefährdet sei, räumte G enscher ein, dass er die SWAPO nicht 
unbedingt für eine demokratische Gruppierung halte. Er betonte jedoch, dass die Or­
ganisation für Afrikanische Einheit die SWAPO als alleinige Vertreterin Namibias an­
erkenne. Er gehe davon aus, dass die SWAPO in einem unabhängigen Namibia auf jeden 
Fall eine Rolle spielen werde. Ein Festhalten am Konsulat »bis zum letzten Tag« werde 
»die Gründung einer Botschaft am Tage danach« ganz sicher erschweren. Ministerial­
direktor Lahn ergänzte, dass die SWAPO inzwischen bereit sei, sich an freien Wahlen 
in Namibia zu beteiligen und dabei auch andere politische Kräfte zu akzeptieren.186 
Letztlich ließen sich die Unionsvertreter von den Argumenten der Regierung nicht 
überzeugen. Sie beharrten darauf, dass das geplante Vorgehen die innernamibischen 
Kräfte der sogenannten Turnhallenkonferenz -  der auch die weiße Minderheit nahe­
stand -  vernachlässige. Die SWAPO plane dagegen »einen wirklichen Volkskrieg«, um 
so »die Errichtung einer volksdemokratischen Regierung« durchzusetzen. Es spreche 
vieles dagegen, so wandte sich A mrehn  zusammenfassend an den Minister, dass die 
Entwicklung so positiv verlaufen werde, »wie Sie annehmen. Erst recht dann, wenn 
man schon vorher das Feld räumt.«187 G enscher war zwar bereit, die »Redlichkeit der 
gegenseitigen Motive« anzuerkennen, ging aber noch einmal mit Vehemenz gegen die 
These der Opposition an. Durch die Erhaltung des Konsulats könne die Union nicht 
die Realität, »die die SWAPO in der Diskussion über die Zukunft Namibias darstellt, 
aus der Welt schaffen«. Wenn sich die CDU/CSU mit ihrer Politik in Gegensatz setze 
zu den moderaten afrikanischen Staaten, wenn sie sich isoliere von allen europäischen 
Partnern und den USA, dann werde sie »so mutterseelenallein in der Weltpolitik« ste­
hen, dass sie für die Deutschen in Namibia überhaupt nichts mehr tun könne.188 
Die Abgeordneten ließen sich in der Folgezeit regelmäßig über die komplexen diplo­
matischen Bemühungen der Fünfer-Gruppe unterrichten. Ziel der Bundesregierung 
und ihrer Partner war es, im Mit- und Gegeneinander von UNO, südafrikanischer Re­
gierung, SWAPO, Turnhallenkonferenz und den afrikanischen Anrainern zu einer Lö­
sung zu gelangen, in deren Zentrum die Durchführung freier Wahlen in Namibia ste­
hen sollte. Dabei kam es zu einer gewissen Auflockerung der Fronten im Ausschuss. 
Die Union ließ erkennen, dass sie bereit war, den im April 1978 vorgelegten Plan der 
Fünfer-Gruppe zu akzeptieren. Dieser sei »unter den jetzigen Umständen« die beste 
Lösung.189 Besorgnisse der Opposition, und hier insbesondere der CSU, blieben je­
doch virulent. Befürchtet wurde einerseits eine unzulässige Begünstigung der SWAPO, 
andererseits eine mangelhafte Absicherung der schwarzen und weißen Minderheiten in 
Namibia. Auf Seiten von SPD und FDP sah man dagegen eher die Gefahr bzw. die 
Realität »einer südafrikanischen Polizeiherrschaft« in der geplanten Übergangszeit in 
Namibia, die es der SWAPO unmöglich machen werde, »sich an einer Wahlkampagne 
ungehindert zu beteiligen«. An den gegensätzlichen Standpunkten entzündeten sich 
immer wieder heftige Debatten im Ausschuss.190 Auch die Erfahrungen, die eine ge­
meinsame Delegation des Auswärtigen Ausschusses im Mai 1978 auf verschiedenen

185 Vgl. Dok. 11, S. 230-235.
186 Vgl. Dok. 11, S. 235-241, Zitat 240.
187 Vgl. Dok. 11, S. 257-264, Zitate S. 259 f.
188 Vgl. Dok. 11, S. 260-264, Zitate S. 261 f.
189 Vgl. Dok. 34, bes. S. 717 (Abgeordneter Jaeger); ferner Dok. 26, S. 579 (Abgeordneter Wulff).
190 Vgl. dazu Dok. 16, S. 354f.; Dok. 18, S. 403-406; Dok. 25, SVP F; Dok. 26, SVP B; Dok. 34, SVP C; 

Dok. 35, SVP I; Zitate Dok. 34, S. 709.
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Stationen im südlichen Afrika machte, brachten in dieser Hinsicht keine Annäherung. 
Immerhin gelang es aber, die parteipolitischen Differenzen vor Ort in den Hintergrund 
zu rücken, so dass Staatssekretär van  Well der Reise der Parlamentarier als gelungener 
Ergänzung der Regierungspolitik hohes Lob zollte.191
Bereits in dieser Sitzung am 7. Juni 1978 wies van  Well auf Warnzeichen hin, die einen 
Erfolg der Fünfer-Initiative zweifelhaft erscheinen ließen. Die südafrikanische Regie­
rung kooperiere nicht in der notwendigen Weise, so seine Aussage, und bereite Schritte 
für eine unter ihrer Regie stehende -  und damit politisch wertlose -  Wahl in Namibia 
vor.192 Diese Zweifel verdichteten sich in den nächsten Monaten zur Gewissheit. Ohne 
Rücksicht auf die inzwischen offiziell laufende UNO-Mission zu nehmen, kündigte 
Südafrika am 20. September 1978 an, bis Ende des Jahres Wahlen in Namibia durchfüh­
ren zu lassen.193 Diese Entwicklung sorgte auch im Auswärtigen Ausschuss für neue 
Unruhe, vor allem weil die Opposition ein gewisses Verständnis für die Haltung Süd­
afrikas zeigte: Aus Sicht der Union stand die Regierung in Pretoria nach wie vor zum 
Namibia-Plan der Fünfer-Gruppe, lehnte jedoch dessen angeblich unklare Umsetzung 
durch UNO-Generalsekretär W aldheim  ab. Der W aldheim -Bericht194 wies für viele 
der Unionsabgeordneten altbekannte Schwächen auf. Die demokratischen Parteien in 
Windhoek, so drückte es Stercken  aus, würden sich mit Recht dagegen wehren, »das 
von der Mehrheit der UNO-Vollversammlung auf die SWAPO kaprizierte Konzept zu 
vollstrecken«.195
Seitens der Koalition kam erwartungsgemäß Widerspruch. Vorwürfe wurden laut, die 
Union schlage sich auf die Seite des Regimes in Südafrika. SPD-Obmann C orterier  äu­
ßerte, die Union mache »eindeutig Front für eine interne Lösung« in Namibia und 
ignoriere dabei, wie »die südafrikanische Polizei mit ihrem Unterdrückungsapparat« 
vor Ort vorgehe. Die einseitige Argumentationslinie der Union, so ergänzte C orter ier , 
halte er »für beinahe unerträglich«. Bedächtigere Stimmen auf Seiten der Sozialdemo­
kraten, etwa Voigt, appellierten an die Ausschussmitglieder von CDU und CSU, sich 
für die Umsetzung der UNO-Lösung einzusetzen und entsprechend auf die Kräfte in 
Namibia und auf die südafrikanische Regierung einzuwirken.196
Die Informationen, die Bundesminister G enscher am 20. Oktober 1978 im Anschluss 
an einen Besuch in Pretoria und Windhoek dem Ausschuss übermittelte, trugen nicht 
zu einer Entspannung bei. Seinen Ausführungen konnten die Abgeordneten entneh­
men, dass es den Vertretern der Fünfer-Gruppe nicht gelungen war, die südafrikanische 
Regierung auf freie Wahlen in Namibia unter Aufsicht der UNO festzulegen. Die 
Fünfer-Gruppe hatte es lediglich geschafft, die Bedeutung der Wahlen unter südafri­
kanischer Regie abzuschwächen und so wenigstens im Prinzip den Weg für die anvi­
sierte UNO-Lösung offenzuhalten. Das vorläufige Scheitern der Namibia-Initiative 
und die Kritik, die nun von der Opposition, vereinzelt aber auch von SPD-Abgeord- 
neten geäußert wurde, ließen den Minister dünnhäutig wie selten reagieren. Auf Zwi­
schenrufe von Unionsvertretern reagierte er mit dem Satz: »Wenn Sie mich nicht anhö­
ren wollen, kann ich gehen.« Erst nach einigem Hin und Her, wobei G enscher noch

191 V gl. Dok. 34, SVP B/C/D.
192 Vgl. Dok. 34, SVP D.
193 Vgl. dazu AdG 1978, S. 22135; ferner AAPD 1978, II, Dok. 276.
194 Am 29. August 1978 legte UNO-Generalsekretär Waldheim dem UNO-Sicherheitsrat einen Plan 

über den Weg zur Unabhängigkeit Namibias vor. Vgl. dazu Dok. 37, bes. Anm. 44.
195 Vgl. Dok. 37, S. 770; zur Reaktion der Union insgesamt Dok. 37, SVP J, und Dok. 38, SVP E.
196 Vgl. dazu Dok. 37, S. 771-773; Dok. 38, S. 793 f.; Zitate Dok. 37, S. 771 f.
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einmal die unparlamentarische »Lärmentwicklung« beanstandete, kam der Minister mit 
seinen Ausführungen zum Schluss. Ihm war es noch einmal wichtig zu betonen, dass er 
die Namibia-Politik aus eigener Überzeugung, zugleich aber im Einklang mit den 
USA, Großbritannien, Frankreich und Kanada verfolge.197
Auch nach der Durchführung der internen Wahlen in Namibia Anfang Dezember 1978 
liefen die Verhandlungen auf der UNO-Ebene und im direkten Austausch mit Südafri­
ka weiter. Als bei den Berichten darüber im Ausschuss198 die Frage aufkam, ob die 
Fünfer-Initiative für Namibia inzwischen nicht überholt sei, blieben Bundesminister 
G enscher und Staatssekretär van  Well standhaft. »Man soll etwas, was man für richtig 
hält, nicht selber beerdigen«, meinte der Minister. Selbst Südafrika, so machte er klar, 
halte im Prinzip an dem Plan fest. Ohne Hoffnung auf eine friedliche Lösung -  und 
diese Hoffnung beinhaltete aus Sicht der Bundesregierung der Fünfer-Plan -  könne es 
rasch zu einer Destabilisierung und Radikalisierung der Lage kommen.199 
Auf das »Prinzip Hoffnung« setzte die Bundesregierung ab Mitte 1979 nicht zuletzt 
aufgrund der parallel gelagerten Entwicklung in Rhodesien/Simbabwe. Auf dem Lon­
doner Parkett, wo über das Schicksal des pro forma noch unter britischer Oberhoheit 
stehenden Landes verhandelt wurde, zeichnete sich immer klarer der Weg in die Unab­
hängigkeit auf demokratisch-pluralistischer Grundlage ab.200 Die von britischer Seite 
im Februar 1980 initiierten Parlamentswahlen gewann mit überwältigender Mehrheit 
der Führer der Patriotischen Front Robert M ugabe. Der SPD-Abgeordnete C orterier , 
der als Angehöriger einer EG-Wahlbeobachterdelegation vor Ort gewesen war, berich­
tete am 5. März 1980 im Auswärtigen Ausschuss mit Befriedigung, dass die Parlaments­
wahlen in Rhodesien insgesamt als »frei und fair« bezeichnet werden könnten. Trotz 
einiger Zwischenfälle deute nichts darauf hin, »daß diese Dinge auf breiterer Basis die 
Bevölkerung in ihrer Entscheidung beeinträchtigt hätten«. J a e g e r , für die Union Mit­
glied der Beobachterdelegation, war dagegen skeptischer. Zwar sei der Wahlvorgang im 
Wesentlichen frei vor sich gegangen, man dürfe jedoch die -  auch auf irrationalen Be­
fürchtungen beruhende -  Einschüchterung der Bevölkerung (»intimidation«) nicht über­
sehen und müsse darüber hinaus in Rechnung stellen, dass bei den kriegsmüden Men­
schen der Gedanke zentral gewesen sei, »man müsse sich dem stärksten Mann an den 
Hals werfen, dann mache man es richtig«.201
Das relativ gemäßigt-rationale Vorgehen M ugabes bei der ersten Regierungsbildung in 
Simbabwe veranlasste C orterier  in der nächsten Sitzung am 19. März 1980 einmal mehr, 
die Opposition mit einer provozierenden Nachfrage herauszufordern. Wie wolle diese 
nun mit der legitimen neuen Spitze in dem unabhängig gewordenen Staat umgehen? 
Bisher hätten viele in der Union M ugabe und seine Leute -  ebenso wie die SWAPO- 
Kräfte -  »als Mörder und Terroristen« gekennzeichnet und jede Zusammenarbeit abge­
lehnt. Die Vertreter der CDU/CSU zeigten zwar ein gewisses Verständnis dafür, dass die 
Bundesregierung nun nicht umhinkomme, die Regierung M ugabe anzuerkennen; des­
sen menschenrechtliche Bewertung, so Sterck en , werde sich aufgrund der von ihm zu 
verantwortenden »Massaker« jedoch nicht verändern. Petersen  charakterisierte den Wahl­
sieg M ugabes noch einmal als »Lohn der Angst« und äußerte die Befürchtung, dieser 
werde zunächst seine Macht konsolidieren, um später die Revolution fortzusetzen.202

197 Vgl. dazu Dok. 40, S. 844-859, Zitate S. 855 f.
198 Vgl. dazu Dok. 43, SVP E; Dok. 50, SVP A; Dok. 53, SVP D; Dok. 55, SVP H/I.
199 Vgl. Dok. 53, S. 1136 f.; dazu auch Dok. 55, S. 1205 f.
200 Vgl. dazu Dok. 55, SVP H/I; Dok. 58, SVP C; Dok. 66, SVP E.
201 Vgl. dazu Dok. 70, S. 1511-1517, Zitate S. 1512, 1516 f.
202 Vgl. dazu Dok. 71, S. 1530-1537, Zitate S. 1531, 1533 f.
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Wie wir heute aus der Rückschau wissen, bedeutete die Unabhängigkeit Simbabwes für 
die Entwicklung in Namibia keinen Durchbruch. Dort zog sich die ungeklärte und 
konfliktreiche Situation weitere zehn Jahre hin. Erst 1990 -  unter veränderten Bedin­
gungen in Südafrika und in der Weltpolitik -  konnte Namibia seine Unabhängigkeit 
erringen.

F ried en sb em ühun gen  im  N ahen O sten
Kaum ein anderer regionaler Krisenherd stellte die sich global entfaltende Außenpolitik 
der Bundesrepublik vor anspruchsvollere Herausforderungen als der Konflikt im Na­
hen Osten. Bei der Ausgestaltung von Initiativen bzw. der Einleitung von diplomati­
schen Aktionen galt es stets, das Sonderverhältnis zu Israel im Auge zu behalten. Ande­
rerseits pflegte die Bundesrepublik, nicht zuletzt geleitet von wirtschaftlichen Interes­
sen, ein enges und vertrauensvolles Verhältnis zur arabischen Seite. Die Protokolle des 
Auswärtigen Ausschusses verdeutlichen anschaulich, dass es am Ende der 70er Jahre 
keine Nahostpolitik aus einem Guss gab. Vielmehr tasteten sich Bundesregierung und 
parlamentarische Akteure auf diesem Feld Schritt für Schritt vorwärts, um den Kon­
fliktparteien im Nahen Osten wie auch den Partnern im Bündnis, vor allem den USA, 
gerecht zu werden. Interessant zu beobachten ist dabei, dass es eine nicht geringe Streu­
breite der Meinungen im Ausschuss gab, wobei die Trennlinien nicht unbedingt zwi­
schen Koalition und Opposition verliefen.
Die ersten Erörterungen im Ausschuss zur Lage im Nahen Osten, im Frühjahr 1977, 
waren von Pessimismus geprägt. Eine neue Friedenskonferenz war nicht in Sicht, und 
nach dem Wahlsieg des Likud-Blocks im Mai 1977 und der anschließenden Bildung der 
Regierung B egin  wuchsen auf allen Seiten die Befürchtungen, dass sich Israel noch 
mehr als zuvor politisch isolieren könne.203 Ein ganz wesentlicher Grund für diese 
Skepsis war, dies belegen auch die weiteren Sitzungen bis ins Frühjahr 1978 hinein, die 
forcierte israelische Siedlungspolitik. Auch wenn das Vorgehen Israels in den besetzten 
Gebieten bei den Ausschussmitgliedern praktisch einhellig auf Ablehnung traf, fielen 
die Äußerungen doch differenziert aus. Einige Abgeordnete brachten die Kritik eher 
mit einer verhaltenen Ratlosigkeit vor -  auch im Hinblick auf Handlungsmöglichkeiten 
der Bundesregierung - 204, während andere -  zu nennen sind hier die Sozialdemokratin 
v o n  B othm er  und der Liberale B angem ann  -  unverblümt eine klarere politische Posi­
tionierung gegen die Siedlungspolitik einforderten. Die Siedlungspolitik, so B angem ann , 
sei »ganz klar ein absoluter Unsinn« und vergrößere »die Gefahr einer kriegerischen 
Auseinandersetzung ganz erheblich«. Es könne nicht sein, dass die Bundesregierung hier 
bei der Beurteilung »überhaupt keinen politischen Spielraum mehr zuließe«. B angem ann  
empfahl, »im Rahmen der EG zu politischen Aktionen zu kommen« und auf diesem 
Wege Israel klarzumachen, dass es »ohne Vorbedingungen« sich zur Teilnahme an ei­
ner Friedenskonferenz bekennen müsse.205
Die Variante einer über die EPZ gesteuerten Nahostpolitik hielten andere für abwegig. 
Der CDU-Abgeordnete Hupka stellte geradezu infrage, »daß wir immer mit den Neun 
mitmarschieren und uns da inkorporieren lassen«. Die Bundesrepublik habe nach wie 
vor »ein besonderes Verhältnis« zu Israel, das auch bei Beschlüssen und Abstimmun­

203 Vgl. dazu Dok. 2, CD-ROM-Supplement, S. 6; Dok. 7, SVP H/I; Dok. 9, G/H.
204 Vgl. etwa die Äußerungen der Abgeordneten Renger (SPD) sowie von Amrehn, Gradl und Wulff (alle 

CDU): Dok. 16, S. 328, sowie CD-ROM-Supplement, S. 358; Dok. 17, S. 378-380; Dok. 21, S. 477.
205 Vgl. Dok. 17, S. 379; zu den kritischen Äußerungen der Abgeordneten von Bothmer vgl. Dok. 17, 

S. 384, sowie CD-ROM-Supplement, S. 410f.; Dok. 21, S. 478.
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